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Prasident Frank Imhoff erdffnet die Sitzung um
14:00 Uhr.

Prasident Frank Imhoff: Die 31. Sitzung der Stadt-
burgerschaft ist eroffnet.

Ich begruBe die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhorer und Vertreter der Medien.

Zur Reihenfolge der Tagesordnungspunkte wurde
vereinbart, dass im Anschluss an die Aktuelle
Stunde Tagesordnungspunkt 7 aufgerufen wird. Es
wurde aulerdem vereinbart, dass eine Behandlung
des Tagesordnungspunktes 11 in dieser Sitzung si-
chergestellt werden soll.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, die Sie der digi-
tal versandten Tagesordnung mit Stand von heute,
13 Uhr, entnehmen koénnen. Dieser Tagesordnung
konnen Sie auch die Eingange gemal § 37 der Ge-
schaftsordnung entnehmen, bei denen interfraktio-
nell vereinbart wurde, sie nachtraglich auf die Ta-
gesordnung zu setzen. Es handelt sich um den Ta-
gesordnungspunkt 19 und den Tagesordnungs-
punkt 20.

Meine Damen und Herren, weiterhin haben Sie fiir
diese Sitzung die Konsensliste tibermittelt bekom-
men. Es handelt sich um die Zusammenfassung der
Vorlagen, die ohne Debatte und einstimmig behan-
delt werden sollen. Auf dieser Liste stehen die Ta-
gesordnungspunkte 13, 14, und 18.

Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren zu
behandeln, bedarf es eines einstimmigen Beschlus-
ses der Stadtburgerschaft.

Ich lasse jetzt dariiber abstimmen, ob eine Behand-
lung im vereinfachten Verfahren erfolgen soll. Wer
dafiir ist, den bitte ich um das Handzeichen.

Ich bitte um die Gegenprobe.

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft ist mit dem
vereinfachten Verfahren einverstanden.

(Einstimmig)

Ich lasse jetzt gemdaB § 22 der Geschaftsordnung
lUber die Konsensliste selbst abstimmen.

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

Ich bitte um die Gegenprobe.
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft stimmt der
Konsensliste zu.

(Einstimmig)

Nachtraglich wurde interfraktionell vereinbart, die
miteinander verbundenen Tagesordnungspunkte 3
und 4 und auBlerdem die Tagesordnungspunkte 9
und 16 fir diese Sitzung auszusetzen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewuinscht? — Das ist nicht der Fall!

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafir CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP, Abgeordneter Heinrich Loéhmann
[AfD] Abgeordneter Frank Magnitz [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe.
Stimmenthaltungen?
(Abgeordneter Peter Beck [BIW])

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft ist mit den in-
terfraktionellen Absprachen einverstanden.

Wir treten in die Tagesordnung ein.
Fragestunde

Fur die Fragestunde der Stadtbiirgerschaft liegen
elf frist- und formgerecht eingebrachte Anfragen
Vor.

Anfrage 1: Inklusive Beschulung von Kindern
und Jugendlichen mit einer Diagnose im Autis-
mus-Spektrum

Anfrage der Abgeordneten Christopher Hupe,
Dr. Solveig Eschen, Bjorn Fecker und Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen

vom 10. November 2021

Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Christopher Hupe (Biindnis 90/Die
Griinen): Wir fragen den Senat:

1. Welche konkreten Foérderangebote werden im
Rahmen der inklusiven Beschulung grundsatzlich
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fur Kinder und Jugendliche mit einer Diagnose im
Autismus-Spektrum, differenziert nach Frihkindli-
chem Autismus und Asperger-Syndrom, vorgehal-
ten, und wie bewertet der Senat diese?

2. Wie viele schulpflichtige Kinder und Jugendli-
che mit einer Diagnose im Autismus-Spektrum gibt
es in Bremen, bitte differenziert nach Grundschule,
Schulen der Sekundarstufe 1, SEK I, und Schulen
der Sekundarstufe 2, SEK II, und wie ist sicherge-
stellt, dass sie umfanglich inklusiv beschult werden
koénnen?

3. Welchen Stellenwert misst der Senat der Not-
wendigkeit zu, dass Kinder mit einer Diagnose im
Autismus-Spektrum ihre bisherigen Unterstiit-
zungsangebote in den Tageseinrichtungen fir Kin-
der auch mit dem Wechsel in die Grundschule wei-
ter erhalten konnen und wie kann dies sicherge-
stellt werden?

Prasident Frank Imhofif: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Sascha Karolin Aulepp.

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrter
Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, fir den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Zahl der Kinder und Jugendlichen,
fur die eine Diagnose im Autismus-Spektrum ange-
geben wird, hat in den Schulen in den letzten Jah-
ren kontinuierlich zugenommen.

Sonderpadagogische Forderangebote fir Schi-
ler:innen mit einer Stérung im Autismus-Spektrum
werden im Rahmen der inklusiven Beschulung sys-
temisch lber die Zuweisung der ,Stunden fir In-
klusion"” erbracht. Durch Beratung des ReBUZ, Re-
gionale Beratungs- und Unterstutzungszentren,
und Fortbildungen des Landesinstituts fur Schule
werden die Lehrkrafte darin unterstiitzt, die inklu-
sive Beschulung so anzulegen, dass klare Struktu-
ren und geplante Auszeiten zur Reizreduzierung
strukturell fir alle Schiler:innen im gemeinsamen
Unterricht beruicksichtigt werden.

In vielen Schulen werden zusatzlich Materialien
und Prinzipien des TEACCH-Programms ange-
wendet. Daneben besteht fur betroffene Schuler:in-
nen mit entsprechend hohen Bedarfen die Mog-
lichkeit einer Unterstitzung durch personliche As-
sistenzen, damit sie am Unterricht, den padagogi-
schen Angeboten und am Schulalltag teilnehmen
konnen. Eine Differenzierung nach Erscheinungs-

formen wird nur bei Antragen auf Assistenzleistun-
gen vorgenommen, da der Asperger-Autismus dem
SGB VIII und die tubrigen Erscheinungsformen
dem SGB IX zugeordnet sind mit der Folge unter-
schiedlicher Zustandigkeiten, Verfahren und Tra-
ger.

Sowohl die padagogischen Forderangebote als
auch die Schulbegleitung sind durch den aktuellen
Fachkraftemangel und die dadurch bedingte zu-
nehmende Schwierigkeit gepragt, die vorhande-
nen Stellen zeitnah zu besetzen.

Zu Frage 2: Die Zahl der Kinder mit einer Diagnose
im Autismus-Spektrum lasst sich nicht exakt be-
stimmen, da die Eltern nicht verpflichtet sind, eine
entsprechende Diagnose anzugeben oder der Au-
tismus eines Schulkindes im Rahmen eines ande-
ren Forderbedarfes mitberticksichtigt und nicht ex-
plizit als solcher benannt wird. Die Zahl der An-
trage auf Schulbegleitung sowie die der Schiiler:in-
nen mit einem Autismus im Foérderbedarf Wahr-
nehmung und Entwicklung liefert zumindest einen
Anhaltspunkt.

Im Bereich der Schulbegleitung fiir Schiler:innen
mit einer seelischen Behinderung nach Para-
graf 35a SGB VIII sind nach den eingereichten Di-
agnosen 161 dem Bereich Asperger-Autismus zu-
zuordnen, davon 49 in der Primarstufe, 95 in der
SEK I und 17 in der SEK II.

Im Bereich der Schulbegleitung fir Schiler:innen
mit einer Beeintrachtigung im Bereich koérperliche
und motorische Entwicklung nach Paragraf 112
SGB IX liegen Autismus-Diagnosen in 35 Fallen
vor, davon 21 in der Primarstufe, zwolf in der SEK I
und zwei in der SEK 1II.

Bei Schiiler:innen, die im Bereich Wahrnehmung
und Entwicklung Unterstiitzung durch eine Dritt-
kraft erhalten, liegt in 105 Féallen eine Autismus-Di-
agnose vor, davon 61 Mal in der Primarstufe,
37 Mal in der SEK I und sieben Mal in der SEK II.

Die umfangliche Beschulung dieser Kinder ist viel-
fach vom Vorhandensein einer personlichen Assis-
tenz oder Drittkraft abhdngig. Aufgrund steigender
Fallzahlen und des Fachkraftemangels im padago-
gischen Bereich gelingt die Stellenbesetzung durch
die Trager vor allem im SGB VIII-Bereich zuneh-
mend nicht mehr unmittelbar. Die zustdndigen
Stellen unterstiitzen die Trdager einzelfallbezogen
bei der Fallsteuerung und Suche nach geeigneten
Kraften.
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Zu Frage 3: Der Senat misst der Notwendigkeit ei-
ner guten Ubergangsgestaltung und -begleitung
von Kita auf Grundschule insbesondere fir Kinder
mit einer Diagnose im Autismus-Spektrum einen
hohen Stellenwert bei. Mit dem Ubergang vollzieht
sich jedoch ein Wechsel des Rechtskreises und der
damit verbundenen Zustandigkeit. Vor Schulbe-
ginn richtet sich die Unterstiitzung in diesem Be-
reich als Heilpadagogische Einzelleistung nach Pa-
ragraf 79 SGB IX beziehungsweise die Moglichkeit
einer personlichen Assistenz nach Paragraf 78 in
Verbindung mit Paragraf 113 SGB IX und befindet
sich als Sozialleistung in der Zustandigkeit des Ju-
gendamtes.

Mit dem Eintritt in die Schullaufbahn wechselt die
Zustandigkeit, und der Teilhabebedarf muss im
Kontext Schule und vor dem Hintergrund der ver-
anderten Anforderungen und Bedarfe neu be-
stimmt werden. Bei einer Zuordnung zum Perso-
nenkreis nach dem SGB IX ist iiber die zustandige
Schule ein Antrag bei der Senatorin fir Kinder und
Bildung zu stellen, bei einer Zuordnung zum Per-
sonenkreis nach Paragraf 35a SGB VIII ein Antrag
beim Amt fir Soziale Dienste. Bei SGB IX-Fallen
wird versucht, die Assistenz aus der Kita auch in
der Schule weiter einzusetzen, wenn dies sinnvoll
und gewtunscht ist. Bei den SGB VIII-Fallen kon-
nen die notwendigen Feststellungen oftmals noch
nicht bis zur Einschulung getroffen und die Assis-
tenz unmittelbar bewilligt werden. — So weit die
Antwort des Senats!

Prasident Frank Imhofi: Herr Abgeordneter, haben
Sie eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Christopher Hupe (Biindnis 90/Die
Griinen): Ja, die habe ich. Frau Senatorin, Sie ha-
ben die fehlenden personlichen Assistenzen ange-
sprochen, die haufig die Beschulung schwierig ma-
chen. Welche Alternativen sehen Sie oder welche
Ziele verfolgen Sie, um trotzdem eine Beschulung
dieser Schiler:innen sicherzustellen?

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Das ist insge-
samt eine sehr komplexe Fragestellung: Wie ge-
lingt inklusive Beschulung im System Schule, in
dem, das hat die Antwort des Senats auch deutlich
gemacht, unterschiedliche Systeme und Unterstiit-
zungsmoglichkeiten aufeinandertreffen? Im Be-
reich des Forderbedarfs Wahrnehmung und Ent-
wicklung ist deshalb die Unterstiitzung nicht in ers-
ter Linie einzelfallbezogen, sondern es wird ge-
schaut, wie kann Inklusion in einer Klasse insge-
samt gelebt werden.

So etwas ist naturlich auch im Bereich weiterer For-
derbedarfe vorstellbar und wilnschenswert, um
deutlich zu machen, es geht darum, dass die ge-
samte Klasse, die gesamte Schule, die Kinder ge-
meinsam inklusiv beschult werden und die einzel-
nen Kinder nicht mehr eine Person neben sich sit-
zen haben. Das ist aber in vielen Fallen notwendig,
insbesondere auch bei der Frage: Wie schaffe ich
es, ganz konkret kleinteilig Bezugspersonen, Be-
ziehungen zu ermoglichen und keine Reiziiberflu-
tung zu verursachen und im Hinblick darauf zu sa-
gen: Wie erreichen wir die gerade schon genannte
systemische Losung auch in anderen Unterstiit-
zungsbedarfen?

Daran arbeiten wir, insbesondere auch um zu sa-
gen, dass man am Ende nicht mehr Erwachsene in
der Klasse hat als Kinder. Auch Gesprache mit dem
Landesbehindertenbeauftragten haben deutlich
gemacht, dass eine individuelle Unterstitzung
nicht dazu fiuhren darf, dass die Kinder dadurch
noch singuldrer in der Klasse betrachtet werden.
Aber das ist ein komplexer Prozess, der noch in der
Erarbeitung ist.

Prasident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter Hupe,
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Christopher Hupe (Biindnis 90/Die
Griinen): Ja, eine Frage habe ich noch. Bewertet
der Senat das grundsatzliche Angebot an Forder-
angeboten fir diese Schiiler:innen beziehungs-
weise die Unterstliitzungsangebote fir die Lehr-
krafte als ausreichend, unabhédngig von der Frage
nach den personlichen Assistenzen?

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Ich habe gerade
die Haltung des Senats deutlich gemacht: Dass es
insgesamt schwierig ist, die erforderlichen Fach-
krafte zu gewinnen, um das im Unterricht so umzu-
setzen, dass wir allen Kindern gerecht werden. Ich
kann jetzt als Kinder- und Bildungssenatorin sa-
gen, nattrlich wiirde ich mir wiinschen, dass Lehr-
krafte, dass Beschaftigte in der Schule die Moglich-
keit haben, Kinder so gut, so optimal wie moglich
zu unterstiitzen und natiirlich wiirde auch ich mir
mehr Menschen in den Klassenrdumen und tibri-
gens auch in den Kitas wiinschen, die differenziert
und aus unterschiedlichen Blickwinkeln mit den
Kindern arbeiten und auf die Kinder zugehen.

Prasident Frank Imhoff: Frau Senatorin, eine wei-
tere Zusatzfrage der Abgeordneten Birgit Berg-
mann. — Bitte sehr, Frau Bergmann!



Stadtburgerschaft — 20. Wahlperiode — 31. Sitzung am 07.12.2021

1711

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sie haben
schon ausgefiihrt, ich glaube, dem konnen wir alle
zustimmen, dass wir diese Idee von inklusiver Bil-
dung haben. Trotzdem hatte ich noch ein paar kon-
krete Fragen: Gibt es genugend Assistenzen, also
da, wo diagnostiziert, verordnet oder anberaumt
ist, dieses Kind braucht eine Assistenz, gibt es da
genugend? Wie viele fehlen und gibt es Kinder, die
nicht beschult werden konnen, weil entsprechende
Assistenzen fehlen?

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrte
Frau Abgeordnete, das Thema ist durchaus auch in
der Deputation an der einen oder anderen Stelle
Thema. Wie ich gerade in der Antwort des Senats
ausgefiihrt habe, stehen wir in der Tat auch bei den
personlichen Assistenzen vor der Problematik, dass
es den Tragern, die die Assistenzen anstellen und
zur Verfigung stellen, zunehmend weniger leicht
gelingt, Fachkrafte zu bekommen. Das heilit, da
sind Stellen unbesetzt und das heilit natiirlich auch,
dass Kinder langer auf ihre Assistenzen warten
miussen.

Prasident Frank Imhoif: Haben Sie eine weitere
Zusatzfrage, Frau Abgeordnete? — Bitte sehr!

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Ja, die be-
zieht sich auf diese Ubergédnge, bei denen man be-
miiht ist, beim Ubergang von der Zustindigkeit
von der Sozialbehorde zur Bildungsbehorde die-
selbe Person als Begleitung zu belassen. Wo kann
man dies beantragen, wo bekommen die Familien,
die betroffen sind, die Antrage? Ist das flachende-
ckend? Ist das strukturell organisiert, dass alle Fa-
milien diese Informationen haben?

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Ja, sowohl die
Beschaftigten als auch die Trager der Kitas haben
ein groBes Interesse, dass die Kinder, die bei ihnen
eine Unterstiitzung und tber die Unterstitzung in
der Gruppe hinaus auch eine personliche Assistenz
haben einen guten Ubergang in die Grundschulen
bekommen, da werden die Eltern entsprechend in-
formiert. Natiirlich haben die Grundschulen ein ho-
hes Interesse daran, dass Forderbedarfe nicht nur
moglichst frithzeitig erkannt, sondern auch zigig
erfillt werden, um den Kindern einen guten Start
in die Grundschule zu ermoglichen. Von daher
werden Eltern sowohl aus dem System Kita als
auch aus dem System Grundschule entsprechend
informiert.

Prasident Frank Imhoff: Frau Senatorin, weitere
Zusatzfragen liegen nicht vor. — Wir bedanken uns
fur die Beantwortung!

Anfrage 2: Bismarck und Kolonialismus

Anfirage der Abgeordneten Ralph Saxe, Kai-Lena
Wargalla, Bjorn Fecker und Fraktion Biindnis
90/Die Griinen

vom 10. November 2021

Herr Kollege Ralph Saxe, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Ralph Saxe (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Wir fragen den Senat:

1. Wie bewertet der Senat die Rolle von Otto von
Bismarck im deutschen und europaischen Kolonia-
lismus im Kontext des Bremer Erinnerungskonzep-
tes Kolonialismus und der vorhandenen Bis-
marckstatue am zentralen Ort?

2. Hat der Senat dazu Gesprache mit Vertreter:in-
nen der vom Kolonialismus und strukturellen Ras-
sismus Betroffenen gefiihrt, und wenn ja, welche
Ergebnisse ergaben die Gesprdache zum weiteren
Umgang mit der Statue?

3. Welche Schritte hat der Senat zur Fortsetzung
und Intensivierung des Bremer Erinnerungskon-
zeptes Kolonialismus unternommen, und mit wel-
chen personellen und finanziellen Ressourcen wur-
den diese hinterlegt?

Prasident Frank Imhofif: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsratin Carmen Emigholz.

Staatsratin Carmen Emigholz: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Fur den Senat beantworte ich die Anfrage wie
folgt:

Zu Frage 1: Otto von Bismarck ist als Protagonist
der deutschen Kolonialpolitik zu problematisieren.
Auf seine Einladung hin teilten die europaischen
Machte bei der Kongokonferenz 1884/1885 in Ber-
lin den afrikanischen Kontinent unter sich auf.

In den 2019 verabschiedeten ,Kulturpolitischen
Leitlinien zum Umgang mit dem kolonialen Erbe”
ist keine explizite Bewertung der Rolle Otto von
Bismarcks und der Bismarck-Statue vorgesehen.
Vielmehr wird die Bearbeitung kolonialer Spuren
im Offentlichen Raum insgesamt als Aufgabenfeld
benannt.

Unbestritten ist, dass Bismarck fiir eine autoritare
und koloniale Tradition steht, die Teil unserer Ge-
schichte ist und zu der wir uns kritisch verhalten
miussen. Zur historischen Wahrheit gehort aber
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auch, dass Bismarck eine ambivalente Personlich-
keit ist, die in Deutschland zum Beispiel die uns im-
mer noch sehr wichtigen Sozialversicherungssys-
teme eingefiihrt hat. Hierfur ist geplant, eine ent-
sprechende Informationstafel am Sockel des Denk-
mals anzubringen.

Zu Frage 2: Die Bismarckstatue findet im Rahmen
des Projektes ,Dekoloniale Erinnerungskultur in
der Stadt” kritische Erwahnung. Bei dem Projekt
handelt es sich um eine interaktive Stadtkarte, in
der Orte mit kolonialem Bezug vorgestellt werden.
Die Tour und die Texte wurden unter Einbezug des
vom Senator fiir Kultur moderierten Burgerdialogs
»Kolonialismus und seine Folgen“, in dem auch
Vertreter:innen der vom Kolonialismus und struk-
turellem Rassismus Betroffenen involviert sind, er-
arbeitet. Auf der Grundlage des aktuellen Projekts
ist eine tiefere Aufarbeitung der Statue moglich.
Gemeinsam mit der Erinnerungstafel kann so ein
kritisch reflektierender Rahmen im Umgang mit
der Statue geschaffen werden.

Zu Frage 3: Die Landeszentrale fur politische Bil-
dung plant im Bereich der deutschen Kolonialge-
schichte eine Zusammenarbeit mit Universitaten
und Hochschulen, insbesondere zur Vorbereitung
der jahrlichen Veranstaltung am 11. August zum
Gedenken an den Volkermord in Namibia in Bre-
men. Die Fortschreibung und Intensivierung des
Bremer Erinnerungskonzeptes Kolonialismus er-
folgt bei der Landeszentrale fir politische Bildung
mit dem bereits vorhandenen Personal.

Der Senator fur Kultur hat fiur die Jahre 2022 und
2023 erneut jeweils 20 000 Euro fiir das Thema Ko-
lonialismus in den Haushalt eingestellt. Das Geld
steht vornehmlich fir die Fortfihrung des Biirger-
dialogs ,Kolonialismus und seine Folgen" sowie
die Konzeption und Koordinierung der sich daraus
ergebenden Projektideen im Kulturbereich zur
Verfugung. Das Ausweisen von Orten mit Koloni-
albezug im Stadt-raum und die kiunstlerische Be-
schaftigung mit dem Thema Kolonialismus und sei-
nen Folgen stehen weiterhin im Vordergrund. Der
Burgerdialog wird im Auftrag des Senators fur Kul-
tur von Frau Professorin Dr. Anna Greve vom Fo-
cke-Museum, Bremer Landesmuseum fiir Kunst
und Kulturgeschichte, moderiert. — So weit die Ant-
wort des Senats!

Prasident Frank Imhofi: Herr Kollege Saxe, haben
Sie eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Ralph Saxe (Biindnis 90/Die Griu-
nen): Ja, erwartungsgemdal habe ich ein paar

Nachfragen. Ich moéchte eine Vorbemerkung ma-
chen: Ich schéatze Thre Haltung zum Thema Koloni-
alismus sehr, auch die Rede, die Sie hier das letzte
Mal dazu gehalten haben, war aller Ehren wert.
Trotzdem muss ich die Frage stellen und noch ein
paar andere kritische Fragen: Werden Sie mit die-
ser Antwort Ihren eigenen Anspruchen, auch an Ihr
Ressort, gerecht?

Staatsrdtin Carmen Emigholz: Mit den Antworten
der Anfrage in der Fragestunde, bei denen wir ge-
halten sind, prazise zu sein, konnen wir das Spekt-
rum unserer Arbeit selten vollumféanglich abbilden.
Das ist die Wahrheit. Hinzu kam aber, das will ich
nicht beschonigen, dass wir gerade jetzt wahrend
der Haushaltsabschlisse aller groBen Einrichtun-
gen, mit den Haushaltsberatungen und dem Wie-
dererstarken von Corona einen erhdéhten Arbeits-
anfall haben, der uns das Bearbeiten nicht unbe-
dingt leichter macht. Deshalb biete ich Thnen sehr
gern Gesprache an.

Fir das Stolpern bitte ich mich zu entschuldigen,
aber, wenn ich zwischendurch die Maske tragen
muss, bekomme ich keine Luft, ich habe Asthma.

Prasident Frank Imhoff: Herr Kollege, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Ralph Saxe (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Ich finde auch, die Rolle von Bismarck wird in
dieser Antwort ein bisschen beschonigt. Sie haben
zwar zu Recht gesagt, er hatte zur Kongokonferenz
eingeladen, nur wird nicht erwahnt, dass danach
als Opfer dieser Aufteilung mindestens 20 Millio-
nen Menschen des afrikanischen Kontinents umka-
men.

Wiirden Sie mir zustimmen, dass der zweite Punkt,
namlich Gesprache mit Vertreter:innen der von Ko-
lonialismus und strukturellem Rassismus Betroffe-
nen zu fihren, die nach unserem Biirgerschaftsan-
trag eingeladen werden sollten, um die problema-
tische Rolle Bismarcks herauszuarbeiten, bisher
nicht erfiillt wurde und noch nicht einmal die Tafel
angebracht wurde, die zumindest Uiberfallig gewe-
sen ware?

Staatsrdtin Carmen Emigholz: Das trifft teilweise
zu. Ich habe Thnen gesagt, dass wir eine hohe Ar-
beitsverdichtung haben. Wir werden uns aber
selbstverstandlich, ich habe heute vorsorglich noch
einmal mit vielen Beteiligten gesprochen, nach den
Weihnachtsferien, wenn der Haushalt beschlossen
ist und die Haushaltspositionen angewiesen sind,
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darum kimmern, das ist keine Frage. Ich biete
Ihnen auch gern noch ein bilaterales Gesprach an.

Ich wei}, wie viel Herzblut Sie da hineinstecken
und es ist sicherlich keine bose Absicht, irgendje-
manden treffen zu wollen. Sie wissen, das Afrika-
netzwerk ist an den Gesprachen beteiligt, es sind
viele beteiligt, aber wir konnen immer noch besser
werden, horen uns auch gern Anregungen von Ih-
rer Seite an und nehmen die, soweit moglich, gern
auf.

Prasident Frank Imhoff: Frau Staatsrdatin, da noch
mehrere Fragen zu erwarten sind, wirde ich IThnen
empfehlen, das Papier vom Mikrofon herunterzu-
nehmen, dann kann man Sie unten noch viel besser
verstehen. — Danke schon!

Herr Kollege Saxe, Sie haben bestimmt noch eine
weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Ralph Saxe (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Ich habe noch eine Frage zum hinterlegten
Personal. Das haben wir in Frage drei nachgefragt.
Ich bin mit dem Verein ,Der Elefant!” Mitveran-
stalter der Gedenkveranstaltung am 11. August,
die eine hervorragende Veranstaltung ist. Das ist
ein groBer Fortschritt, den wir hier in Bremen ge-
macht haben.

In der Antwort steht, fiir die Landeszentrale fir Bil-
dung gibt es nicht mehr Personal, und Frau Profes-
sorin Dr. Greve, die am Focke-Museum auch noch
eine andere Arbeit hat, ladt im Museum zu einer
Gesprachsrunde. Meinen Sie wirklich, dass das
ausreicht? Auch angesichts dessen, dass die Lan-
deszentrale fur Bildung gesagt hat: Mehr als die
Gedenkveranstaltung konnen wir wirklich nicht
schaffen.

Staatsratin Carmen Emigholz: Zunachst einmal
bin ich nicht die Dienstherrin der Landeszentrale
fur Bildung. Das ist die Bildungssenatorin und das
sollte sie auch bleiben. Wir arbeiten sehr gut mit
den Kolleginnen und Kollegen und auch mit der
Landeszentrale fiir Bildung zusammen. Das will ich
vorausschicken.

Ich kann nur fiir unser Haus sprechen: Natiirlich
macht sich insbesondere auch unser Fachreferat
Museen Gedanken uber die Aufarbeitung und wir
sind bundesweit in Netzwerke eingebunden. Da
wird sich in den nachsten Monaten noch mehr ent-
wickeln. Das werden wir IThnen dann aber geson-
dert, gern auch in der Deputation, prasentieren.

Prasident Frank Imhofif: Herr Kollege Saxe, haben
Sie noch eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Ralph Saxe (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Es gibt Bestrebungen, ich nehme jetzt einmal
den groBeren Rahmen, in Berlin eine Gedenkstatte
einzurichten. Sind Sie auch der Meinung, dass
solch eine Gedenkstatte dort Sinn machen wiirde
und dass es vielleicht auch niitzlich ware, wenn wir
zum Thema Kolonialismus in Bremen ein Doku-
mentationszentrum bekommen wiirden?

Staatsrdtin Carmen Emigholz: Ich wiirde diese De-
batten, die ich gerade angekindigt habe, gern ab-
warten, um zu schauen, welchen Mehrwert wir ge-
nerieren kénnen. Wir miissen zur Kenntnis nehmen
und nehmen auch gern zur Kenntnis, dass das
Uberseemuseum dort auch sehr aktiv ist und dass
wir noch einiges an Impulsen seitens des Bundes
und auch aus den Fachgesprachen zu erwarten ha-
ben, die wir auf Arbeitsebene fliihren. Wir sind in
diese Kontexte gut eingebunden.

Prasident Frank Imhoff: Frau Staatsrdtin, eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Heiko
Strohmann. — Bitte schon, Herr Kollege!

Abgeordneter Heiko Strohmann (CDU): Frau
Staatsratin, meine Frage bezieht sich darauf: Auf
welcher wissenschaftlichen Basis, aus welcher
Quelle heraus wurde die Antwort des Senats erar-
beitet?

Staatsratin Carmen Emigholz: Aus welcher Quelle
heraus? — Das macht unser zustdndiges Fachreferat
in Zusammenarbeit mit unserer hochgradig spezia-
lisierten Kollegin, die auf koloniale Fragen spezia-
lisiert ist, namlich Frau Professorin Dr. Anna Greve
vom Focke-Museum. Die tbrigens ein Delegat des
Senators fur Kultur fiir die Bearbeitung dieser spe-
ziellen Fragen hat.

Prasident Frank Imhoif: Eine weitere Zusatzfrage
Herr Kollege? — Bitte sehr!

Abgeordneter Heiko Strohmann (CDU): Ich frage
noch einmal: Mit welchen Institutionen arbeiten
diese hochspezialisierten Mitarbeiter zusammen?
Die Fragen zu Bismarcks Rolle, zu der Kongokon-
ferenz und ob die groBte Leistung von Bismarck die
Sozialversicherung war, werden in der Bundesre-
publik Deutschland differenziert diskutiert. Wenn
ich mir das Bundesarchiv anschaue, da sind die
Quellen ein bisschen anders in der Interpretation.
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Deswegen: Arbeiten sie mit noch jemandem zu-
sammen, oder ist das aus eigenem besten Wissen
und Gewissen beantwortet?

Staatsratin Carmen Emigholz: Es gibt bei der KSL
einen angelegten Bereich, der sich mit kolonialen
Fragen auseinandersetzt und einen Arbeitskreis,
der in diesem Zusammenhang arbeitet. Wenn Sie
konkrete Informationen haben mochten, welche
wissenschaftlichen Quellen insgesamt bei der Be-
ratung herangezogen werden, wurde ich Ihnen
diese gern per Post zuschicken.

Prasident Frank Imhoff: Frau Staatsrdtin, eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Claas
Rohmeyer. — Bitte schon, Herr Kollege!

Abgeordneter Claas Rohmeyer (CDU): TFrau
Staatsrdtin, es ist nicht das erste Mal, dass aus den
Reihen Ihrer Regierungskoalition Attacken gegen
dieses Denkmal gefahren werden. Die Abgeord-
nete Frau Strunge, die sich auch gerade erhoben
hat, hat sich im Rahmen der damals anstehenden
notwendigen und dankenswerterweise durch das
Kulturstaatsministerium mitfinanzierten Sanierung
des Sockels des Denkmals gegen eine Sanierung
und fur den Verfall dieses Denkmals ausgespro-
chen.

Auch in der Debatte, auf die der Abgeordnete Herr
Saxe eingegangen ist, hatten wir, ich komme zur
Frage, Herr Prasident, Punkte, die er eben in seiner
Frage erneut thematisiert hat.

Geben Sie eine Schutzerkldarung fir dieses Denk-
mal ab, das zur deutschen Geschichte mit Licht und
Schatten gehort, oder konnen wir erneut mit Atta-
cken aus der Koalition auf diesen Denkmalstandort
rechnen?

(Zuruf Abgeordnete Antje Grotheer [SPD])

Staatsratin Carmen Emigholz: Herr Abgeordneter!
Jede Partei ist hier vertreten, weil sie einen be-
stimmten ethischen und politischen Kontext vertritt
und diesem Kontext sind auch Uberzeugungen zu-
geordnet. Dass eine linke Koalition die Taten des
Kolonialismus eventuell anders bewertet als eine
konservative, dafiir wiirde ich in bestimmten Punk-
ten fast meine Hand ins Feuer legen.

(Abgeordneter Heiko Strohmann
stimmt nicht!)

[CDU]: Das

Das ist unsere Arbeitserfahrung, nicht auf Bundes-
ebene, das sage ich ganz ehrlich, aber es gibt nicht

nur diese Arbeitskontexte. Das ist so. Wenn Sie uns
unterstellen, wir reiBen mal eben Denkmale ab und
sind nicht in der Lage, das vernunftig mit Tafeln
auszustatten, ist es das eine. Das andere ist, dass
ich auch fir mich sagen muss, immer diese All-
macht des friheren Denkens prasentiert zu bekom-
men, erfullt mich gelegentlich an Tagen, an denen
mir das Heroentum von Menschen, die eine andere
Vergangenheit haben, noch einmal vor Augen ge-
fihrt wird, was als zeitgeistige Erscheinung sinn-
voll sein mag, mit Beklommenbheit.

Mich erfiillt das auch mit Beklommenheit, denn wir
miussen uns unserer Vergangenheit stellen! Was er-
warten wir von den Menschen, wenn wir uns so
verhalten? Deswegen sollte keine Entscheidung in
Stein gemeiBelt sein, sondern sich an den Erkennt-
nissen orientieren. Wir mussen gemeinsam einen
verninftigen Umgang finden, weswegen ich ge-
sagt habe, dass es sich bei Bismarck um eine ambi-
valente Personlichkeit handelt.

Das mochte ich deswegen erwdhnen, weil mir
wichtig ist hervorzuheben, dass wir alle gut daran
tun, Menschen in ihrer ganzen Wirkung und ihrer
ganzen Tatigkeit zu sehen. Vorurteile werden von
denen geschiirt, die einfache Wahrheiten auf kom-
plizierte Fragen haben, und von denen grenzen
sich hoffentlich alle Demokraten ab. Das ist mir
ausgesprochen wichtig!

Aber ich mochte genauso sagen, dass mich diese
Tatbestdande schon lange bedriicken, und mochte
fir meine Partei, die SPD, ausnahmsweise einmal
nicht formal und nicht als Verwaltungsbeamtin sa-
gen, dass wir gerade in Bremen mit Gunther Hilli-
ges eine groBe Tradition der Aufarbeitung geschaf-
fen haben.

(Beifall SPD)

Prasident Frank Imhofif: Herr Kollege Rohmeyer,
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Claas Rohmeyer (CDU): Bismarck
ist sicherlich kein Demokrat, ich habe eben von
Licht und Schatten gesprochen und diese kritische
Auseinandersetzung ist notwendig. Trotzdem:
Wiirden Sie diese Linie, die sich in Teilen Ihrer Ko-
alition widerspiegelt, die international unter dem
Begriff ,Cancel Culture” firmiert, unterstiitzen?

Staatsrdtin Carmen Emigholz: Langsam, Herr Roh-
meyer! Also ,Cancel Culture” finde ich schon eine
schwierige Wortschopfung, weil Culture ein allum-
fassender Begriff ist. Deswegen wdre ich da sehr
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vorsichtig, ich schlieBe mich auch nicht jeder Be-
wegung an. Ich schlieBe mich aber der ethischen
Haltung an, dass dieser Kolonialismus zu hinterfra-
gen ist, auch die patriarchalen Strukturen, die da-
mit verbunden sind, und auch das Machtgehabe
und die Haltung einer Gesellschaft, die vergessen
hat, dass andere Lander und Volker auch tberle-
ben miissen.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Prasident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter, eine
weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Claas Rohmeyer (CDU): Da sind wir
uns vollig einig, Frau Staatsratin! Es geht aber da-
rum, ob man auch sichtbare Stacheln im offentli-
chen Erinnerungsbewusstsein durch alte Denk-
male erhalt und aktualisiert. Ich teile die Meinung
von Herrn Saxe, dass die Tafel langst tiberfallig ist,
aber legen Sie dieselben MaBstabe an Erinne-
rungskultur an, wenn diese Koalition, wenn dieser
Senat ein antidemokratisches totalitares System
wie die Novemberrevolution hier in Bremen sogar
propagandistisch feiert?

(Unruhe)

Staatsratin Carmen Emigholz: Ich wirde sagen, da
haben wir diese Haltungsfrage, die ich vorhin dis-
kutiert habe. Wir werden uns an bestimmten Punk-
ten nicht einig werden, Herr Rohmeyer, und wir
werden uns da auch nicht unterhaken kénnen. Die
Vielstimmigkeit des Parlamentes wird immer eine
solche bleiben, und ob es nicht irgendwann einmal
auch andere Entscheidungen der Politik geben
kann? Man muss sagen: Der Stadtraum, der besetzt
wird, wird auch damit behauptet.

Die Frage, die damit zusammenhangt, ist eine sehr
tiefgreifende, eine sehr ernstzunehmende und mit
Sicherheit nicht trivial zu beantwortende. Deswe-
gen werde ich keine lebenslange Garantieerkla-
rung geben, aber ich werde jetzt auch nicht sagen,
dass wir sofort so etwas machen, sondern wir haben
einen Ensembleschutz. Ganz sicher! Wir werden
sehen, wie weit die angebrachte Tafel ihre Wir-
kung erzielt und wir werden das im Auge behalten.

Was nicht passieren darf, bei allem Schutz, ist eine
Manifestation von bestimmten Haltungen und von
einem bestimmten Gebaren, denn das wird auch
die Menschen tangieren, die bei uns jetzt ein Zu-
hause gefunden und mit dieser Haltung generatio-
nenlang Erfahrung gemacht haben.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Priasident Frank Imhofi: Frau Staatsratin, eine wei-
tere Zusatzfrage durch die Abgeordnete Miriam
Strunge. — Bitte sehr!

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Auch
auf die Gefahr hin, dass der Puls von Herrn Roh-
meyer jetzt noch einmal in die Hohe schnellt,
wiurde ich gern fragen, ob Sie, Frau Staatsratin, mir
beantworten konnen, ob es derzeit Bestrebungen
gibt, die StraBe Bismarckstrae umzubenennen o-
der zumindest mit einer Legende zu versehen, die
auch die Rolle Bismarcks kritisch reflektiert?

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Staatsrdtin Carmen Emigholz: Soweit ich weiB, ist
diese Debatte noch nicht abgeschlossen. Wenn sie
abgeschlossen sein sollte, wiirde ich den Vorschlag
machen, dass wir Menschen dieser Initiative in die
Deputation einladen und das prasentiert bekom-
men. Ich méchte unbedingt, dass das gekennzeich-
net wird, das ist gar keine Frage. Das konnen Sie
bei mir voraussetzen.

Prasident Frank Imhoff: Frau Staatsrdtin, eine wei-
tere Zusatzfrage liegt durch den Abgeordneten
Elombo Bolayela vor. — Bitte schon, Herr Kollege!

Abgeordneter Elombo Bolayela (SPD): Frau
Staatsratin, der Biirgerdialog lauft, wenn ich mich
gut erinnern kann, jetzt schon vier Jahre. Er war er-
folgreich, aber nattrlich ist durch die Pandemie al-
les ein bisschen weniger geworden. Wir haben wei-
terhin das Geld reserviert. Welchen Zeitrahmen
konnten Sie sich fiir einen Zwischenbericht zu die-
sem Birgerdialog vorstellen?

Die zweite Frage ist: Wir haben jetzt noch Gelder
fir das Thema Kolonialismus, auch im Bereich der
Wissenschaft, aber auch der Restitution. Mir ist
noch nicht ganz klar: Was erreicht man damit? Wir
reden schon seit Ewigkeiten zu dem Thema Kolo-
nialismus. Mir fehlen immer wieder Zwischen- und
Abschlussberichte.

Staatsrdtin Carmen Emigholz: Zunédchst einmal,
Herr Abgeordneter, vielen Dank fiir die Fragen! Ich
wiirde Ihnen die Fragen so beantworten: Nattrlich
ist es richtig, dass die Pandemie bestimmte Kon-
taktformen nicht leichtgemacht hat, aber auch in
dieser Zeit sind Internetkommunikationsformen
entwickelt worden, die eine kontinuierliche Arbeit
ermoglicht haben. Das ist das eine.
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Das andere ist, dass natiirlich eine vor-Ort-Beschau
gerade von Platzen und von Wirkungen immer
wieder notwendig, wichtig und richtig ist, um et-
was zu tun, aber es wird auch etwas getan. Allein
die besondere, auf die Eigenhistorie bezogene Aus-
stellung des Uberseemuseums spricht fiir sich. Das
ist auch ein Verdienst der Initiative, die sich um
diese Thematiken kiimmert.

Das mochte ich dem Kollegen Herrn Saxe bei aller
Kritik von heute auch gern sagen: Er, die ganze Ini-
tiative haben meine volle Wertschatzung fur dieses
enorme Engagement, das ist wichtig, und dass wir
uns bemiuhen werden, das jetzt, wenn wir die
Haushaltsberatungen hinter uns haben, noch ein-
mal starker zu forcieren. Das steht auler Frage und
deshalb wiurde ich Thnen vorschlagen: Ich rechne
die Ferienzeiten nicht mit, aber vor den Sommerfe-
rien bekommen Sie selbstverstandlich einen Be-
richt.

Prasident Frank Imhoff: Frau Staatsratin, Sie se-
hen, das Thema bewegt. Eine weitere Zusatzfrage
von der Abgeordneten Kai-Lena Wargalla. — Bitte
schon!

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Biindnis 90/Die
Griinen): Herr Rohmeyer hat sich gerade sehr de-
zidiert fur den Erhalt und das Nicht-infrage-stellen
der Bismarckstatue positioniert. Wir als Koalition
haben eben, ohne uns zu positionieren, die Frage
aufgeworfen, wie man damit in Zukunft umgeht.
Die Frage wurde gar nicht von uns naher aufge-
worfen, sondern im Zuge der , Black Lives Matter”-
Proteste von schwarzen Aktivist:innen, von ,Pe-
ople of Color"”-Aktivist:innen.

Wiirden Sie mir zustimmen, Frau Staatsratin, dass
es nicht an uns weilen Kartoffeln ist, ohne Riick-
sicht auf andere Stimmen zu bestimmen, wie mit
solchen Denk- und Ehrenmalen umgegangen wird,
sondern dass wir auf diejenigen horen sollten, die
Nachfahren der vom Kolonialismus Betroffenen
sind, diejenigen, die heutzutage von Rassismus be-
troffen sind?

Staatsratin Carmen Emigholz: Der letzte Teil mei-
ner Antwort auf die Fragen von Herrn Rohmeyer
hat sich genau mit dieser Frage beschaftigt, wenn
ich Sie daran erinnern darf.

Prasident Frank Imhofif: Konnen Sie sich erinnern?
— Gut! Frau Staatsratin, weitere Fragen liegen nicht
vor und wir bedanken- —. Oh doch, eine weitere
Zusatzfrage durch die Abgeordnete Birgit Berg-
mann. — Bitte sehr!

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehrte
Frau Senatorin — —, ich bitte Sie um Verzeihung,
Frau Staatsratin! Halten Sie Kartoffel fiir den ange-
messenen Ausdruck, um hier prasente Leute zu be-
zeichnen?

Staatsrdatin Carmen Emigholz: Sehr geehrte Frau
Abgeordnete, eine Bewertung der Abgeordneten-
beitrage hinsichtlich der Wortwahl und -gestaltung
steht mir nicht zu.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Frank Imhoff: Frau Staatsrdtin, weitere
Zusatzfragen liegen nicht vor. — Wir bedanken uns
fir die Beantwortung!

Anfrage 3: Wie stellt sich die Verkehrsentwick-
lung in Oslebshausen dar?

Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit,
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU

vom 12. November 2021

Herr Kollege Bodeit, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Hartmut Bodeit (CDU): Wir fragen
den Senat:

1. Wie werden sich nach Ansiedlung des toom-Bau-
marktes in Oslebshausen die Zufahrten tiber die
Autobahn und die Oslebshauser Heerstralle entwi-
ckeln?

2. Welche Auswirkungen ergeben sich dadurch fur
das Nahversorgungszentrum Oslebshausen?

3. Inwiefern wird die Verkehrsentwicklung bei
weiteren Bauvorhaben berticksichtigt?

Prasident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Burgermeisterin Dr. Maike Schaefer.

Biirgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Sehr geehr-
ter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Her-
ren, fur den Senat beantworte ich die Anfrage wie
folgt:

Zu Frage 1: Nach Ansiedlung des toom-Baumark-
tes wird montags bis freitags mit taglichen Mehr-
verkehren von 2 330 Fahrten gerechnet. Samstags
werden tagliche Mehrverkehre von 3 750 Fahrten
erwartet. Circa 55 Prozent der jeweiligen Fahrten
werden von beziehungsweise in Richtung Auto-
bahn verkehren. Die ubrigen 45 Prozent werden
von beziehungsweise in Richtung Oslebshauser
HeerstraBe fahren. Die Daten wurden im Rahmen
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eines mit der Verkehrsabteilung abgestimmten
Verkehrsgutachtens ermittelt.

Zu Frage 2: Es sind keine negativen Auswirkungen
auf das Nahversorgungszentrum Oslebshausen zu
erwarten.

Zu Frage 3: Die allgemeine Verkehrsentwicklung
sowie die durch das Bauvorhaben entstehenden
Verkehre werden bei raumlich beziehungsweise
zeitlich ahnlich gelagerten Bauvorhaben bertck-
sichtigt. Bei der Aufstellung von Bebauungsplanen
oder der Umsetzung groBerer Bauvorhaben wer-
den Verkehrsgutachten erstellt. Im Rahmen dieser
Gutachten werden Verkehrszahlungen vorgenom-
men, die die vorherrschenden Verkehrsmengen er-
mitteln, und Prognosen uber die zu erwartenden
Neuverkehre erstellen. — So weit die Antwort des
Senats!

Prasident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter, haben
Sie eine Zusatzfrage zu diesen Antworten? — Bitte
sehr!

Abgeordneter Harmut Bodeit (CDU): Sie haben
gerade das Verkehrsgutachten angesprochen.
Jetzt habe ich entnommen, weil Sie von den Ver-
kehrsgutachten sprachen: Sind das mehrere Ver-
kehrsgutachten? Wenn ja, wer hat die in Auftrag
gegeben oder wer hat die erstellt?

Biirgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Nein, es geht
um ein Verkehrsgutachten, das hatte ich in der
Antwort zu Frage eins gesagt. Generell war Ihre
Frage in Frage drei, ob das generell beachtet wird
und deswegen habe ich gesagt, im Rahmen von
Gutachten werden Verkehrszahlungen vorgenom-
men. Es handelt sich aber nur um ein Gutachten,
das hier in Auftrag gegeben worden ist.

Prasident Frank Imhoff: Herr Kollege, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Hartmut Bodeit (CDU): Ja, nach
dem Auftraggeber hatte ich noch gefragt.

Biirgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Das ist unser
Ressort. Wir sind die Auftraggeber fur solche Gut-
achten.

Prasident Frank Imhofif: Frau Burgermeisterin,
weitere Zusatzfragen liegen zu diesem Themen-
komplex nicht vor und wir bedanken uns fir die
Beantwortung!

Anfrage 4: Wann wird der Kleingartenentwick-
lungsplan 2025 vorgelegt?

Anfrage der Abgeordneten Martin Michalik, Sil-
via Neumeyer, Heiko Strohmann und Fraktion
der CDU

vom 16. November 2021

Herr Kollege Michalik, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Wir fragen
den Senat:

1. Aus welchen Grunden konnte der Kleingarten-
entwicklungsplan 2025 fur die Stadtgemeinde Bre-
men bisher noch nicht vorgelegt werden?

2. Welche thematischen Schwerpunkte und kon-
kreten MaBnahmen konnten bereits identifiziert
werden und sind bisher im Erarbeitungsprozess be-
rucksichtigt?

3. Wann soll der Kleingartenentwicklungsplan
2025 der zustandigen Deputation fur Klima, Um-
welt und Tierdkologie vorgestellt werden?

Prasident Frank Imhofif: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Burgermeisterin Dr. Maike Schaefer.

Biirgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren, fiir den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Bei dem Kleingartenentwicklungsplan
2025 handelt es sich um ein komplexes interdiszi-
plinares Planwerk, welches der Zusammenarbeit
verschiedener Referate und Institutionen bedarf.

Anders als bei anderen Konzepten werden hierbei
bereits wahrend des Erarbeitungsprozesses erste
praktische MaBnahmen eingeleitet.

Die sehr zeitaufwandige Bestandserfassung aller
Bremer Kleingartenanlagen, inklusive Parzellen,
Rahmengrin und offentlichen Grinanlagen, hat
deutlich mehr Zeit in Anspruch genommen, als ur-
sprunglich kalkuliert wurde und ist daher fir Teil-
bereiche noch nicht abgeschlossen.

Aufgrund knapper Personalressourcen und der
wechselnden Geschaftsleitung beim Landesver-
band der Gartenfreunde wird eine zligige Bearbei-
tung erschwert, es wurden jedoch bereits erfolg-
reich wichtige MaBnahmen zur Behebung erfasster
Missstande begonnen.
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Zu Frage 2: Der Kleingartenentwicklungsplan um-
fasst funf Handlungsfelder: Erstes Handlungsfeld
.Leerstande”, zweites Handlungsfeld ,Sanie-
rungsstau Pflege Rahmengrin®, drittes Hand-
lungsfeld ,Organisation”, viertes Handlungsfeld
.Kaisenhauser”, funftes Handlungsfeld ,Wochen-
endhausgebiete”.

Die Handlungsfelder werden von unterschiedli-
chen Referaten federfiihrend bearbeitet, wovon die
Handlungsfelder eins, zwei und drei in der Zustan-
digkeit des Fachbereichs Umwelt und die anderen
beiden in der des Fachbereichs Bau liegen. In ei-
nem gemeinschaftlichen Arbeitskreis mit dem Lan-
desverband der Gartenfreunde und dem Umwelt-
betrieb Bremen, der nach Bedarf zusammen-
kommt, werden die ibergeordneten Ziele des Plan-
werkes diskutiert sowie die jeweiligen Zwischener-
gebnisse zu den Handlungsfeldern vorgestellt.

Neben einer konzeptionellen Erarbeitung der ge-
nannten Handlungsfelder wurden folgende kon-
krete MaBnahmen begonnen, die teilweise uber
den Klimaschutzfonds beziehungsweise tiber den
Bremen-Fonds finanziert werden: Im ersten Hand-
lungsfeld ,Leerstande” die Nutzbarmachung
brachgefallener Parzellen zur Wiederverpachtung
und Entwicklung einer Leerstandsborse, im zwei-
ten Handlungsfeld ,Sanierungsstau Pflege Rah-
mengrun” die Aufwertung des Rahmengrins, und
im vierten Handlungsfeld ,Kaisenhduser” der Ab-
bruch von Kaisenhausruinen.

Zu Frage 3: Im Fruhjahr 2022 sollen die Zwischen-
ergebnisse der Deputation vorgestellt werden. — So
weit die Antwort des Senats!

Prasident Frank Imhofi: Herr Abgeordneter, haben
Sie eine Zusatzfrage zu diesen Themen? — Bitte
sehr!

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Mit wel-
chem Budget rechnen Sie dafiir und ist dieses be-
reits im Haushalt fur die nachsten zwei Jahre hin-
terlegt?

Biirgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Das hangt
immer davon ab, welchen Bereich wir uns an-
schauen. Ich hatte die funf Handlungsfelder aufge-
zahlt. Erst einmal will ich sagen: Wir sind tiberaus
froh, jetzt eine dauerhafte und unbefristete Stelle
genau fur diesen ganzen Themenkomplex Klein-
gartengebiete und Kleingartenentwicklungsplan
eingestellt zu haben.

Wenn wir uns den Sanierungsstau ,Pflege” an-
schauen: Da ist es so, dass wir, ich muss einmal
kurz nachsehen, Gelder eingestellt haben: 245 000
Euro fur 80 Hektar. Wir haben ungefahr 120 Hektar
stadtisches Rahmengrin. Wir haben 245 000 Euro
darin, also zu wenig. Ich liefere Thnen das gern
nach, ich habe das jetzt leider nicht alles aufgelis-
tet. Wir haben aber, wie ich gesagt habe, durch das
Handlungsfeld Gelder zur Verfligung gestellt be-
kommen.

Unser groBites Problem ist im Moment nicht das
Geld, sondern wir missen erst einmal erfassen,
welche Parzellen, welche Kleingarten wem geho-
ren. Wir haben gedacht, es gibt einen Generalver-
trag, der Landesverband der Gartenfreunde hat
das auch gedacht. Dann haben wir die Schranke
aufgemacht und festgestellt, wir haben tber 200,
die meisten kommen aus den 1950er Jahren. Des-
wegen sind wir auch auf die Hilfe des Landesver-
bands der Gartenfreunde angewiesen, damit wir
erst einmal herausfinden, wer fiir welchen Garten
zustandig ist.

Laut Pachtvertrage sind die Kleingartenvereine
selbst fur das Rahmengrin zustandig. Wir wissen
nur: Die schaffen das nicht mehr. Die Vorstdnde
sind tiberaltert, viele Pachter auch. Deswegen ver-
suchen wir, mit denen Losungen zu erarbeiten. Fur
die Pflege dieses Rahmengrins erkldren wir uns
zusammen mit den Umweltbetrieb Bremen wieder
verantwortlich, allein aus Verkehrssicherheits-
grunden.

Wir haben definitiv zu wenig Geld, das will ich
auch einmal sagen, um die Kaisenhausruinen ab-
zureifen. Wir haben noch, wenn ich das richtig er-
innere, 120 Kaisenhduser, nein, das stimmt nicht,
160, die noch von Auswohnberechtigten bewohnt
werden. Insgesamt haben wir im Bestand 1170 und
wir haben wirklich sehr viele in einem Ruinenzu-
stand. Das hat etwas mit der Vergangenheit zu tun,
und der Praxis, dass man Abrissvereinbarungen
abgeschlossen hat, aber die Kaisenhduser dann nie
abgerissen hat. Da sind wir im Ubrigen auf einem
sehr guten Weg um eine Losung zu finden.

Ich hatte angekindigt, wir geben Ihnen auch wie-
der einen Zwischenbericht. Auch wenn der Klein-
gartenentwicklungsplan noch nicht vollendet ist,
haben wir doch viele MaBnahmen umgesetzt. Wir
haben nicht nur eine Dienstvereinbarung getrof-
fen, dass wir intakte Kaisenh&duser jetzt nicht mehr
abreiBlen, sondern wir sind gerade im engen Aus-
tausch mit dem Landesverband der Gartenfreunde,
um auch eine Regelung zu finden, dann, wenn ein
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Kaisenhaus von einem Besitzer an den nachsten
ubergeht, nur noch eine kleingartnerische Nutzung
zuzulassen. Wenn es Probleme gibt, weil darin
noch ein Oltank ist, erklaren wir uns bereit, diese
Kosten zu tibernehmen, weil wir sehen, dass wir
die Kleingartenvereine nicht auf diesen Kosten sit-
zenlassen konnen. Das miissen wir aber noch ein-
mal ermitteln.

Gern gebe ich Thnen aber in der nachsten Deputa-
tionssitzung oder bilateral eine Aufstellung der
Kosten.

Prasident Frank Imhoff: Frau Burgermeisterin,
weitere Zusatzfragen liegen zu diesem Themen-
komplex nicht vor. — Wir bedanken uns fir die Be-
antwortung!

Anfrage 5: Alkoholkonsumverbot am Bremer
Hauptbahnhof?

Anfrage der Abgeordneten Marco Liibke, Heiko
Strohmann und Fraktion der CDU

vom 16. November 2021

Herr Kollege Liibke, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Marco Liibke (CDU): Wir fragen
den Senat:

1. Welche konkreten Plane verfolgt der Senat, um
die Aufenthaltsqualitdt des sehr stark von Obdach-
losen, Trinkenden, Drogenkonsumierenden, Dea-
lenden und so weiter gepragten Bremer Haupt-
bahnhofes zu steigern?

2. Welche rechtlichen Mdoglichkeiten sieht der Se-
nat grundsatzlich, um ein generelles Alkoholkon-
sumverbot rund um den Bremer Hauptbahnhof ein-
zufihren und durchzusetzen?

3. Inwieweit ist es mit der geplanten Attraktivitats-
steigerung des OPNV vereinbar, dass die am
Hauptbahnhof befindlichen Haltestellenbédnke oft-
mals durch die Trinkenden beziehungsweise Men-
schen ohne Fahrabsicht vereinnahmt werden und
somit nicht fiir die Fahrgéaste des OPNV zur Verfii-
gung stehen?

Prasident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Olaf Bull.

Staatsrat Olaf Bull: Sehr geehrter Herr Prasident,
sehr geehrte Damen und Herren, fur den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Senat verfolgt eine ressortiibergrei-
fende und ganzheitliche Strategie zur Verbesse-
rung der Situation am Hauptbahnhof. Allein durch
eine Erhohung der Polizeiprdasenz oder Verbote
kann die Situation nicht gelost werden. Durch den
Senator fur Inneres ist deshalb im Jahre 2018 eine
Sicherheitspartnerschaft Hauptbahnhof eingerich-
tet worden, zahlreiche MaBnahmen wurden bereits
ressortubergreifend umgesetzt. Die Lage hat sich
aber auch pandemiebedingt noch nicht nachhaltig
verbessert. Um das zu andern, hat der Koordinator
der Sicherheitspartnerschaft Hauptbahnhof mit
den beteiligten Ressorts einen Aktionsplan fur das
weitere Vorgehen entwickelt. Dieser wird zeitnah
in den Senat eingebracht.

Zu Frage 2: Fur ein generelles Alkoholkonsumver-
bot ist ein formelles Gesetz erforderlich. Dieses
kann auf unterschiedliche Weise ausgestaltet sein.
In Betracht kommt erstens die Schaffung einer ein-
schldagigen Verordnungsermdachtigung, mittels de-
rer der Senat ermadachtigt wird, unter bestimmten
Bedingungen Alkoholkonsumverbotszonen auszu-
weisen.

In Betracht kommt zweitens die Anderung des Ge-
setzes uber Rechtsetzungsbefugnisse der Gemein-
den und in einem weiteren Schritt des Ortsgesetzes
uber die 6ffentliche Ordnung oder aber drittens die
Schaffung eines eigenstandigen Gesetzes analog
des Gesetzes iiber das Verbot des Mitfiihrens und
der Abgabe von Glasflaschen oder Trinkgldsern in
bestimmten Gebieten vom 11. April 2017. Die Ein-
haltung dieser Regelung muss sodann durch die
Polizei und den Ordnungsdienst tiberpruft werden.

Uber eine rechtliche Grundlage und deren Nach-
haltung hinaus wird eine Voraussetzung fur das
Gelingen sein, den heute Alkohol konsumierenden
Personen eine Moglichkeit zum tolerierten Aufent-
halt an anderen Pldtzen zu ermdoglichen.

Zu Frage 3: Das Ortsgesetz tiber die offentliche
Ordnung untersagt es bereits in § 3 Nummer 1, sich
dauerhaft zum Zwecke des Alkoholkonsums auf
StraBen, der Offentlichkeit zugédnglichen 6ffentli-
chen Flachen oder Banken niederzulassen und
dadurch die Nutzung durch andere unzumutbar zu
beeintrachtigen. Der Senat sieht es als erforderlich
an, dass die Funktionsbereiche des Hauptbahnhofs
fir ihre vorgesehene Nutzung freigehalten wer-
den.

VerstoBe nach der zitierten Vorschrift an den Hal-
testellen konnen derzeit jedoch durch Ordnungs-
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krafte nur schwer nachgewiesen werden. Rechts-
grundlage konnte kiinftig zum Beispiel eine Rege-
lung im Ortsgesetz uber die oOffentliche Ordnung
durch den Senator fur Inneres sein. Durch diese sol-
len Polizei und Ordnungsdienst bei einer miss-
brauchlichen Nutzung schneller und fiir die Be-
troffenen nachvollziehbar handeln konnen.

Dessen ungeachtet ist eine klarere Ausweisung
und bessere Ausgestaltung von Aufenthaltsorten
und Toleranzflachen fir die verschiedenen Grup-
pen im Bahnhofsbereich erforderlich, um Nutzer-
gruppen zu entzerren und Konflikte zu verringern.
— So weit die Antwort des Senats!

Prasident Frank Imhofif: Herr Abgeordneter Liibke,
haben Sie eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordneter Marco Liibke (CDU): Ich komme
noch einmal auf die Antworten zuriick. Sie haben
unter Frage zwei Antworten gegeben, wonach es
rechtliche Moglichkeiten gibt, das zu unterbinden
oder durchzusetzen. Meine Frage ist: Wie sehen
Sie das als Senat? Halten Sie das fiir zielfiihrend
und auch praktikabel und richtig, dieses umzuset-
zen, um das Problem dort in den Griff zu bekom-
men?

Staatsrat Olaf Bull: Herr Abgeordneter, wir hielten
es fur richtig, aber es gibt Wechselwirkungen mit
dem von mir beschriebenen sogenannten Halte-
stellenortsgesetz. Dieses Gesetz hatte flr uns Prio-
ritat, weil es Handlungssicherheit bringt, denn der
Alkoholkonsum findet an Haltestellen teilweise
sehr intensiv statt und dort sollte er nach Vorstel-
lung des Senators fiir Inneres unterbunden werden.

Prasident Frank Imhofii: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Zusatzfrage durch die Abgeordnete Sofia Le-
onidakis. — Bitte schon, Frau Kollegin!

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Herr
Staatsrat, stimmen Sie mir zu, dass die Beschluss-
fassung eines etwaigen Gesetzes der Zustimmung
des Gesetzgebers, namlich dieses Parlamentes, be-
darf?

Staatsrat Olaf Bull: Frau Abgeordnete, da wirde
ich Thnen auf gar keinen Fall widersprechen. Der
Senator fir Inneres und der Senat werden ganz si-
cher fur dieses Gesetz in der Burgerschaft werben,
weil wir es fur richtig halten. Wir wiirden in diesem
Gesetz Uberhaupt keinen Akt der Vertreibung se-
hen, sondern wurden das einfach als wichtige MaB-
nahme verstehen, um Verhalten, das am Bahnhof
Konflikte auslost, von dort zu verbannen. Wobei

verbannen ein hartes Wort ist. Ich wirde sagen,
dieses Verhalten dort zu unterbinden und zu sank-
tionieren.

Prasident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? — Bitte schon!

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Herr
Staatsrat, stimmen Sie mir zu, dass Sie da fiir Ihr
Ressort sprechen und nicht fir den gesamten Senat
oder die gesamte Koalition?

Staatsrat Olaf Bull: Die Antwort, die ich Thnen vor-
getragen habe, habe ich Thnen fiir den gesamten
Senat vorgetragen und ich hoffe sehr, dass der Se-
nat sich in Kirze hinter der Haltung des Senators
fir Inneres versammelt.

Prasident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? — Bitte schon!

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Herr
Staatsrat, zu der von Ihnen skizzierten Erforderlich-
keit von Aufenthalts- und Toleranzflachen: Existie-
ren die?

Staatsrat Olaf Bull: Ich glaube, bei diesen Flachen
haben wir noch gewissen Nachholbedarf, damit wir
am Ende sagen konnen, wir haben einen Bahnhof
fir alle. Das rdume ich ein. Einen wesentlichen
Schritt sehe ich im Ausbau des Szenetreffs.

Prisident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere
Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Wiir-
den Sie mir zustimmen, dass der Szenetreff an sich
noch keine Toleranz- oder Aufenthaltsflache ist?

Staatsrat Olaf Bull: Ich stimme Thnen zu.

Prasident Frank Imhofi: Haben Sie eine weitere
Zusatzfrage, Frau Kollegin? — Bitte sehr!

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Dann
frage ich Sie, wie denn Ihre Herangehensweise ist.
Was unternehmen Sie, um solche Toleranz- und
Aufenthaltsflachen zu schaffen?

Staatsrat Olaf Bull: Wir beabsichtigen gemeinsam
mit der Sozialdeputation und der Innendeputation
eine Anhorung der Anrainer und aller weiteren Ak-
teure am Bahnhof durchzufithren, um bei diesem
wichtigen Thema ,Akzeptierte Orte” weiterzu-
kommen.
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Prasident Frank Imhofi: Vielen Dank, Herr Staats-
rat, weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

(Die vom Senat schriftlich beantworteten Anfragen
der Fragestunde finden Sie im Anhang zum Plenar-
protokoll ab Seite 1765.)

Bevor ich den nachsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, mochte ich Ihnen mitteilen, dass interfraktio-
nell vereinbart wurde, den Tagesordnungs-
punkt 10, Errichtung einer Hundefreilaufflache im
Waller Park, auszusetzen.

Aktuelle Stunde

Fir die Aktuelle Stunde ist von den Abgeordneten
Birgit Bergmann, Thore Schack, Lencke Wisch-
husen und Fraktion der FDP folgendes Thema frist-
und formgerecht eingebracht worden:

Die schwarzen Kassen der Bildungsbehorde —
Nachlassigkeit oder System?

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Sascha
Karolin Aulepp.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Birgit Bergmann.

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehr-
ter Herr Prdasident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ganz frisch klingt uns Bildungspoliti-
kern von Donnerstag die Information noch in den
Ohren, dass die Senatorin fir Kinder und Bildung
dem Martinsclub Bremen e. V. 1,8 Millionen Euro
zu viel iberwiesen und diese nicht zuruckgefordert
hat. So konnte sich die Bildungsbehorde erneut un-
erlaubte Rucklagen in Millionenhohe schaffen.

In einer nicht offiziellen Sitzung wurden wir Bil-
dungspolitikerinnen und Bildungspolitiker vertrau-
lich in Kenntnis gesetzt, und zwar um 19:30 Uhr bei
einer Sitzung, die um 14:00 Uhr begann. Parallel zu
dieser Aufklarung arbeitete der ,Weser-Kurier"”
aber schon an seiner Story. Die Informationen wa-
ren also wieder einmal in der Welt, bevor sie uns
Abgeordnete erreichten.

So durften wir im ,Weser-Kurier” dann abends
ausfihrlich lesen, was wir in der Sitzung der Bil-
dungsdeputation gehort hatten, dass eine zweite
schwarze Kasse bei der Bildungsbehorde aufge-
taucht ist. Ans Licht gekommen ist die Sache durch
eine Beratungsfirma, die beim ersten Vorfall dieser

Art beauftragt wurde. Im September kam namlich
ans Licht, dass die Bildungsbehoérde in gleicher
Form in der Stadtteil-Schule e. V neun Millio-
nen Euro Gelder gleichermaBen geparkt hatte. Als
Freie Demokraten halten wir diesen wiederholten
Umgang mit Steuergeldern in einem Haushaltsnot-
lageland fir ein Ereignis, das dringend ins Parla-
ment gehort. Und weil dieser Umgang jetzt eben
kein Einzelfall, sondern nach unserer Wahrneh-
mung auch ein Symptom fur etwas ist, haben wir
die heutige Aktuelle Stunde beantragt: Wir miissen
reden!

Ja, so werden manche denken, die Opposition
macht einmal wieder eine Welle. Das Geld ist doch
da. Es ist nicht weg. Man hat sich ein wenig Flexi-
bilitat verschafft, ohne dass kriminelle Energie
sichtbar geworden ist. So what? — Das ist richtig,
das Geld ist noch da, aber es ist dennoch dem ak-
tuellen Haushalt entzogen und wir alle kennen die
aktuellen Herausforderungen im Bildungsbereich
und die angespannte Finanzsituation in Bremen.
Waéhrend man munter mit erweitertem Verstandnis
Finanzierungen mit abstrusen Argumenten in den
Corona-Fonds schiebt, der ja auch irgendwann von
unseren Kindern zuriickgezahlt werden muss, halt
man in der Hinterhand diese schwarze Kasse als
Puffer. Das macht die neue Entdeckung fir sich
selbst schon zu einem kritischen Thema.

(Beifall FDP)

Dabei — und da bitte ich, gut zuzuhoren - urteilen
wir als FDP-Fraktion nicht, ob hier vorsatzlich und
absichtlich oder nur gewohnheitsmdflig mau-
schelnd gehandelt wurde. Wir urteilen im Ubrigen
auch nicht dariber, wer dafiir zur Verantwortung
gezogen werden muss. Das wird durch die externe
Prifung durch KPMG und die staatsanwaltschaftli-
chen Ermittlungen geklart werden missen, und
das ist auch gut so. Aber was jenseits der juristi-
schen Bewertung dieser UnregelméaBigkeiten of-
fensichtlich ist, ist Folgendes: Wenn solche Geld-
schiebereien moglich sind, dann ist das ein Indiz
dafir, dass Arbeitsablaufe nicht gut und transpa-
rent organisiert sind.

Wir horen in der Bildungsdeputation immer wieder
davon, dass man Anwalt der Kinder sein miisse,
dass es nicht um Konzepte, sondern darum gehe,
allen Kindern ein Angebot zu machen und von vie-
len kleinteiligen Herzensprojekten, die natiirlich
jedem Freude machen, die zu héren. Aber manch-
mal, so nach sechs Stunden Bildungsdeputations-
sitzung, frage ich mich: Gibt es eigentlich tiber-
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haupt ein Verstandnis dafir, was es heif}t, eine Be-
horde in dieser GroBenordnung zu fiithren, zu ver-
antworten und zu steuern und Probleme im MaB-
stab vom Land Bremen zu l6sen?

Wir sprechen ja hier von behordlichem Kernge-
schaft. Es ist die zentrale Aufgabe der Bildungsbe-
horde, Finanzmittel zuzuweisen, fir den Umgang
mit Tragern und Kooperationspartnern eine Struk-
tur zu schaffen, Ablaufe festzulegen und diese zu
optimieren und zu kontrollieren, kurz, das ganze
Bildungssystem funktional zu organisieren.

Es funktioniert eben genau an der Stelle nicht, an
der man das Versagen ganz klar an Zahlen und Ab-
laufen ablesen kann. Im Sommer ging es um die
neun Millionen Euro schwere schwarze Kasse bei
dem Verein Stadtteil-Schule, das war im Septem-
ber. Heute sprechen wir tiber 1,8 Millionen Euro
geparkte Gelder beim Martinsclub Bremen e. V.
Das ist das zweite Mal. Wann erreicht uns die
nachste Hiobsbotschaft? Sind inzwischen alle Ak-
ten gesichtet oder werden wir nach weiteren drei
Monaten wieder vor geparkten Millionen Euro ste-
hen? Unsere Ahnungen sind tribe.

Sie sind es auch, weil noch an anderen Stellen
deutlich wird, wie sehr das Kerngeschaft vernach-
lassigt wurde und moglicherweise wird. Wir hatten
namlich eine Berichtsbitte in der Bildungsdeputa-
tion eingereicht und nachgefragt, wie die Abrech-
nung in den letzten Haushaltsjahren mit den freien
Tragern in der Kindertagesbetreuung erfolgt ist.

In der Vorbereitung auf die heutige Aktuelle
Stunde habe ich mir nattrlich diese Antwort noch
einmal aufmerksam durchgelesen, und da lesen
wir, dass Verwendungsnachweise fir Trager bis
2017 rickwirkend einfach nicht durchgefiihrt wur-
den, Uber Jahre schlicht nicht erfolgt sind. Das wird
mit Personalwechsel und offenen Stellen und ress-
ortinternen Umstrukturierungen und Priorisierun-
gen und vielem mehr begriindet. Kann man das bei
einer Behorde in dieser Grofenordnung fassen?
Wir sprechen nicht von einem Zeitraum von zwei
Monaten, sondern von fiinf Jahren.

Die Antwort lasst darauf zuriick schliefen, dass
auch Personalmanagement nach Zuruf und Wel-
lenschlag geschieht und nicht nach neuzeitlichen
Prinzipien einer nachhaltigen Personalentwick-
lung. AuBerdem gab es keine aktuellen Antragsfor-
mulare zur Referenzwertfinanzierung fur die freien
Kitatrager. Eine transparente Darstellung von For-
derrichtlinien: Fehlanzeige.

Wenn ich mir diese Antwort einmal auf der Zunge
zergehen lasse und im Kontext mit den beiden
Schwarzgeldkassen, uber die wir reden, betrachte,
dann kristallisiert sich fur mich folgende Frage:
Wenn solches Kerngeschaft so intransparent lauft
und Gelder so geparkt oder Priufungen verschlu-
dert werden, wenn so mit dritten Playern — Mar-
tinsclub Bremen e. V., Stadtteil-Schule e. V., freien
Tragern — umgegangen wird, wenn die Sachen, die
man an Zahlen, Daten, Fakten festmachen kann,
nicht stimmen, wie und wer sollte lhnen dann zu-
trauen, gute Bildung organisieren zu kénnen? Der
Zweifel bekommt da ordentlich Nahrung, wirde
ich sagen.

Das unzureichende Organisationsvermogen zeigt
sich auch in tiber 1 000 fehlenden Kitapldtzen, die
wir nach 13 Jahren Rechtsanspruch immer noch
nicht anbieten konnen. Es zeigt sich darin, dass es
in Schulen seit Jahren hineinregnet und uns die
Decken einstiirzen, wir tiber Nacht Schulen schlie-
Ben miussen, die Sanierung von Sporthallen und
Schulen einfach nicht gestemmt bekommen und es
zeigt sich in fehlender Struktur fiir die Verwirkli-
chung eines flachendeckenden Ganztagsschulbe-
triebes.

Was wir gut organisiert haben, waren iPads. Hier
sind Bundesmittel sinnvoll und schnell genutzt
worden. Ein Stadtstaat hat auch Vorteile, weil es
nicht unendlich viele Landkreise als Schultrager
gibt, aber deutscher iPad-Champion zu sein, das
reicht halt nicht.

Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Bil-
dungsbehorde, ich nehme an, dass manche dieser
Debatte lauschen: Meine beruflichen Erfahrungen
sind breit, und ich weiB}, wie es ist, in einem nicht
funktionierenden System durchzuhalten und an
seinem Platz Gutes zu leisten. Ich weil3, das gibt es
auch in der Bildungsbehorde. Sie meine ich nicht.
Thnen danke ich fiirs Durchhalten und Thre enga-
gierte Arbeit! Natiirlich gibt es auch die, die aufge-
geben haben und in ihre innere Emigration gegan-
gen sind, weil sie nicht mehr kénnen, ja.

Liebe Frau Aulepp, in Bezug auf Sie kann ich nur
wiederholen, dass es mir leidtut, dass Sie als Person
das alles abbekommen, aber Sie sind eben der Kopf
dieser Behorde, und das ist das Erbe, das Sie ange-
treten haben, und es ist Ihre Verantwortung, diese
organisatorische Schieflage auf die Reihe zu be-
kommen.

(Abgeordnete Petra Krumpfer [SPD]: Macht sie
doch gerade!)
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Weggegangen, gestorben oder in andere Behorden
gewechselt sind die, die es wissen konnten, aber
einige Wenige, die nah an den Dingen waren, die
sind noch da. Vielleicht macht es Sinn, sich mit die-
sen noch einmal zu unterhalten.

Was den politischen Kollegenkreis angeht, da hatte
ich einen Wunsch an den Weihnachtsmann auf
dem Zettel. Manchmal wiinschte ich mir einfach, es
gabe mehr Koalitionspolitiker, die mit Sachver-
stand und Herz aus ihren Fraktionen heraus - so,
wie Christopher Hupe vorhin zum Beispiel - eine
aktive Bildungsbegleitung im Sinne einer kon-
struktiven Fehlerkultur leben. Es ware so wichtig,
um solche Menschen in den Reihen der Koalition
zu wissen, die selbst aussprechen, was nicht gut
lauft, anstatt im Kreis herum kleinste Selbstver-
standlichkeiten zu belobhudeln.

(Abgeordnete Petra Krimpfer [SPD]: Die Frage ist:
Muss man das immer alles 6ffentlich machen?)

Der Mut, Dinge, die nicht gut laufen, aus der Koa-
lition zu benennen, ware auch deswegen wichtig,
weil eine konstruktive Korrektur nachvollziehbar-
erweise eher aus den eigenen Reihen als aus der
Opposition gehort und ernst genommen wird oder
werden kann. Fehler geschehen nun einmal, so-
lange der Mensch handelt. Umso wichtiger ist es,
dass wir ein Umfeld erzeugen mit einer Fehlerkul-
tur.

(Beifall FDP)

Aber in Anbetracht der Lage benennen wir als
FDP-Fraktion das, was jetzt nach unserer Uberzeu-
gung notig ist: Erstens, die Zustandigkeiten in der
Behorde miussen glasklar definiert sein. Es ist so
haufig, dass die Trager nicht wissen, wo sie mit ih-
ren Themen landen konnen, und auch die internen
Beschaftigten konnen nicht immer ihre Zustandig-
keiten benennen.

(Abgeordnete Petra Krumpfer [SPD]: Von wem re-
den Sie denn?)

Zukunftig muss fir jeden voéllig transparent sein,
wer fur Schulplatze, Schulausbau, Sanierungen,
Mittelzuweisungen, Stundenkontingente oder
Coronaverordnungen zustandig ist und wo man es
einsehen kann. Zweitens, Arbeitsabldaufe miissen
gut und transparent organisiert sein, inklusive Ver-
tretungsregelungen. Ubrigens hat sich, wo es an
Personen hangt, auch das Vieraugenprinzip be-
wahrt. Drittens, es muss klare Aufgaben und Stel-

lenbeschreibungen geben, die wirklich gut be-
schrieben und die auch leistbar sind, und zwar bis
in die Schulen und in die Kitas hinein. Viertens, die
Grundprinzipien einer funktionierenden Organisa-
tion im Haus miissen mit externer Begleitung neu
buchstabiert und gelernt werden und dann auf die
diversen Zustandigkeitsfelder ausgerollt werden.
Dass die Buchhaltung nun erst einmal extern kon-
trolliert wird, ist ein guter Schritt in diese Richtung.

Meine Damen und Herren, fiir uns als Freie Demo-
kraten hat dieser nun als zweiter in der Offentlich-
keit aufgetauchte Finanzvorfall in der Bildungsbe-
horde die Frage provoziert, ob es sich um ein syste-
misches Versagen bei Abrechnung und Controlling
von Zuwendungsempfangern und anderen in der
Bildungsbehorde handelt. Auch wenn kein Vermo-
gensschaden fur die Stadt Bremen entstanden sein
sollte, widerspricht diese Praxis den Grundsatzen
der Haushaltsklarheit und -wahrheit und missach-
tet die Budgethoheit des Parlaments. Daher wer-
den wir mit hoher Wachheit die Arbeit des Bera-
tungsunternehmens begleiten.

Es steht fiir uns auch die Frage im Raum, ob sich
dieses Phdanomen durch die ganze Bildungsbe-
horde und vielleicht auch durch andere Ressorts
zieht. Wir brauchen in Bremen mehr als vieles an-
dere ein funktionierendes Schulsystem, um unsere
anstehenden Herausforderungen zu meistern. Im
Moment kénnen wir an den sichtbaren Daten und
Fakten nicht ablesen, wie viele schwarze Kassen
und andere UnregelmaBigkeiten sich noch auftun
werden, die Untersuchungen sind ja noch nicht zu
Ende. Aber bereits jetzt sind die finanziellen Unre-
gelmaBigkeiten ein deutliches Symptom fiir orga-
nisatorische Inkompetenz.

Die Bildungsbehoérde zu einem funktionierenden
System zu wandeln, das in der Lage ist, die groen
Bildungsaufgaben unserer Zeit zu bewaltigen, Frau
Senatorin Aulepp, das ist Ihre Aufgabe. Daran wer-
den wir Freien Demokraten Sie, wenn nétig, immer
wieder neu erinnern und auch messen. — Vielen
Dank fiir [hre Aufmerksamkeit!

(Beifall FDP)

Prasident Frank Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Miriam Strunge.

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr
geehrter Herr Prasident, meine Damen und Her-
ren! Als die fast neun Millionen geparkten Euro bei
dem Verein Stadtteil-Schule aufgetaucht sind, da
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war ich entsetzt dartiiber, wie tiber Jahre ein so ho-
her Betrag angespart werden konnte, ohne dass es
irgendjemandem aufgefallen ist.

Der Umgang der Bildungssenatorin Sascha Karolin
Aulepp damit, war hier allerdings vorbildlich. Sie
hat fur Transparenz gesorgt, als sie es erfahren hat,
sie hat die Offentlichkeit informiert, und sie hat
Aufklarung gefordert. Sie hat nicht nur geredet,
sondern sie hat auch gehandelt und eine externe
Firma beauftragt, die die Finanzflisse des Bil-
dungsressorts im Detail uberprifen soll. Nur des-
halb wissen wir ja heute, dass weiteres Geld bei ei-
nem Zuwendungsempfanger angespart wurde, an-
statt es zu verausgaben. Diese Transparenz der Bil-
dungssenatorin ist der richtige Weg.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Trotzdem miissen wir natiirlich hier an dieser Stelle
ganz klipp und klar sagen: So geht man nicht mit
offentlichen Geldern um. Das ist nicht hinnehmbar.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Ich finde, diese Vorgange miissen liickenlos aufge-
klart werden, und da ist es aus meiner Sicht auch
vollig egal, ob es sich um ein Haushaltsnotlageland
oder nicht um ein Haushaltsnotlageland handelt:
So wird nicht mit 6ffentlichen Geldern umgegan-
gen, und wir missen sicherstellen, dass das auch in
Zukunft nicht mehr passiert.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Ich finde diesen Vorgang im Ubrigen deshalb so
emporend, weil dadurch tiber die Jahre zusammen-
gerechnet mehr als zehn Millionen Euro eben nicht
an die Kinder und Jugendlichen gegangen sind.
Dieses Geld ware dafur dagewesen, Personal im
Unterricht bereitzustellen oder eine personliche
Assistenz zu bezahlen. Wir brauchen dieses Geld
im knapp finanzierten Bremer Bildungssystem
wirklich dringend, meine Damen und Herren. Wir
konnen darauf nicht verzichten, und wir miissen si-
cherstellen, dass jeder Euro im Bremer Bildungs-
haushalt eingesetzt wird und nicht in eine Spardose
geworfen wird, die dann tiberhaupt keiner kennt.

Die erheblichen finanziellen UnregelmaBigkeiten
bei dem Verein Stadtteil-Schule und dem Mar-
tinsclub Bremen e. V. zeigen, dass es wohl enorme
Probleme beim Finanzcontrolling der Senatorin fur
Kinder und Bildung gibt, und die Kritik der Oppo-
sition ist hier berechtigt und nachvollziehbar.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Dennoch mochte ich einige Wertungen, wie sie hier
von der FDP kamen, aber auch in den letzten Ta-
gen in der Presse zu lesen waren, zuruckweisen.
Erstens, es handelt sich nicht um die schwarze
Kasse der Bildungsbehorde. Die Gelder lagen nicht
auf den Konten der Bildungsbehorde, sie waren
auch nicht direkt fiir die Bildungsbehorde zugang-
lich, sondern sie lagen bei den Zuwendungsemp-
fangern. Es handelt sich also um ein massives Kon-
trollproblem im Bildungsressort, aber es handelt
sich eben nicht um das aktive Anlegen von Geldern
durch die Behoérde. Diesen Unterschied muss man
deutlich machen, und man sollte diese Punkte auch
nicht miteinander vermischen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Zweitens gibt es fur mich hier auch gar keinen
Grund, absichtliches Handeln zu erkennen,

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Hat das je-
mand?)

wie in der Presse behauptet wurde oder auch, wie
im Titel der Aktuellen Stunde angedeutet wird. Ich
sehe keinen Anlass, etwas anderes als ein hochgra-
dig mieses Controlling in der Bildungsbehérde zu
sehen. Ich ziehe natiirlich auch nicht den Schluss
wie Frau Bergmann, dass man deswegen der Bil-
dungsbehorde jegliche Kompetenz in Sachen Bil-
dung absprechen muss. Ich glaube, das haben Sie
vor allem gemacht, damit Sie mehr Redezeit fiir die
Debatte hier haben und deswegen noch einmal so
einen grofen Rundumschlag machen kénnen in
der Aktuellen Stunde.

Weil es zu diesem Punkt auch o6ffentliche Mutma-
Bungen gibt, mochte ich auch etwas genau zu die-
sem Punkt sagen. Fir das Controlling war feder-
fihrend Arnhild Moning zustdndig. Sie war Abtei-
lungsleitung und spéter Staatsrdatin. Nattrlich trug
sie damit auch die politische Verantwortung fir
diesen erheblichen Fehler im Controlling. Dass sie
aber hier absichtlich Gelder versteckt habe, das ist
eine Unterstellung, fiir die ich keinen Anlass sehe,
und dieser Rufschadigung mochte ich hier entge-
genwirken.

(Beifall DIE LINKE, SPD)
Drittens, und das ist mir auch wichtig: Es scheint

hier nicht um personliche Bereicherung zu gehen.
Alle Gelder sind bei den Zuwendungsempfangern
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noch vorhanden und konnten von der Bildungsbe-
horde zuruckgefordert werden. Entscheidend ist
jetzt, dass die Senatorin fir eine liickenlose Aufkla-
rung der Vorgange sorgt. Es war richtig, nach dem
Auftreten des ersten Falls im September ein exter-
nes Prufunternehmen einzuschalten. Der zweite
Fall ist durch die von der Senatorin selbst eingelei-
tete Prufung erst ans Licht gekommen. Das zeigt
auch, dass im Herbst die richtigen Schritte einge-
leitet wurden, um die Mittelverwendung im Bil-
dungsbereich genau zu uberprufen.

Dabei darf man aber nicht stehen bleiben. Ich er-
warte von der Senatorin fur Kinder und Bildung,
dass sie die Finanzabteilung in der Bildungsbe-
horde so aufstellt, dass eindeutig ausgeschlossen
werden kann, dass sich solche Vorgange in der Zu-
kunft wiederholen werden.

(Beifall SPD)

Die Mittel, die an die Zuwendungsempfanger ge-
hen, die missen auch uberprift werden. Wenn
mehr Mittel beantragt werden, als am Schluss ver-
ausgabt wurden, dann miissen diese Mittel auch
wieder zuruckflieBen. Das ist doch vollig klar.

Wir mussen aber noch eine zweite systemische
Frage stellen, die fur mich bisher in der Debatte zu
kurz gekommen ist: Was Stadtteil-Schule und Mar-
tinsclub verbindet, ist die Funktion, externe Ar-
beitskrafte in die Schulen zu bekommen. Ich finde,
wir mussen diskutieren, ob wir wirklich mit so vie-
len externen Kraften an Schulen arbeiten wollen.
Bremerhaven macht das anders. Lehramtsstudie-
rende, die an Schulen aushelfen, werden dort bei-
spielsweise direkt vom Schulamt eingestellt. Viel-
leicht sind also die Modelle des Outsourcings tiber
externe Firmen oder Vereine doch nicht der Ko-
nigsweg fur staatliches Handeln.

Mit dem Verein Stadtteil-Schule haben wir in Bre-
men eine Leiharbeitsfirma, deren hauptsachliche
Aufgabe das Einstellen von Studierenden fur Schu-
len ist. Ich sehe eigentlich gar keinen Grund, wa-
rum wir das nicht mit dem neuen Schulamt in Bre-
men auch selbst machen koénnen. Ich finde, jetzt,
nach diesen Vorgangen ist es Zeit, dass wir uns die
Frage stellen: Brauchen wir Stadtteil-Schule in die-
ser Form noch, oder ist es nicht an der Zeit, auf die-
sen Verein zu verzichten und die Aufgaben von
Stadtteil-Schule ins Bildungsressorts zu integrie-
ren?

(Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Die haben
doch nichts falsch gemacht!)

Auch bei den personlichen Assistenzen denke ich,
dass es an der Zeit ist, iber neue Modelle nachzu-
denken. Bei den Schwerpunktklassen fiir den For-
derbereich Wahrnehmung und Entwicklung arbei-
ten wir ja schon langer mit Klassenassistenzen, die
bei der Bildungsbehorde eingestellt werden. Sol-
che Modelle kénnen wir auch auf andere Forder-
bereiche tbertragen. Ich glaube namlich, die kon-
tinuierliche Personalplanung und das Ausschalten
eines offensichtlich storanfalligen Systems von Zu-
wendungsempfangern koénnten hier positive Er-
gebnisse eines solchen Systemwechsels sein.

Frau Bergmann hat in ihrer Rede auch deutliche
Kritik an den Koalitionspolitikern, also an den Ab-
geordneten, an den Bildungspolitikern der Koali-
tion ausgetbt.

(Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Weihnachts-
wunsch!)

Herrn Hupe hat sie da ausgenommen. Es ist sicher-
lich relativ normal, dass die Opposition nicht mit
der Arbeit der Regierungskoalition und auch der
zustdandigen Abgeordneten zufrieden ist, denn
sonst wirden Sie sich ja irgendwie auch ein Stiick
weit selbst abschaffen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Also liegt es irgendwie in der Natur der Sache.
Trotzdem muss ich aber diese Kritik wirklich zu-
rickweisen. Ich weiB} nicht, vielleicht liegt es daran,
dass die Sitzungen der Bildungsdeputation manch-
mal sehr lang sind. Aber wenn Sie wirklich zuh6-
ren, dann horen Sie, dass Herr Hupe, Frau
Bredehorst aber auch ich nattirlich an Stellen Kritik
uben, dass wir nicht immer sagen, alles sei eitel
Sonnenschein. Wir wissen alle, dass es enorme
Herausforderungen in diesem Bildungssystem gibt,
und die wollen wir als Koalition angehen. Vielleicht
sollten Sie nicht nur sich selbst zuhoren, sondern
manchmal auch uns.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Eingangs habe ich gesagt, dass es mich besonders
emport, dass hier Gelder aus dem System genom-
men wurden, mit denen dann Kinder und Jugend-
liche nicht geférdert werden konnten. Daher ist es
mir auch ganz besonders wichtig, dass wir als Koa-
lition darauf geachtet haben, dass die Gelder von
dem Verein Stadtteil-Schule dann auch wieder in
den Bildungsbereich zuriickgeflossen sind. Ent-
sprechende Beschlussvorschldge stehen dann mor-
gen im Rahmen der Haushaltsberatung an.
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Von den 1,8 Millionen Euro beim Martinsclub
wussten wir allerdings wahrend der Haushaltsbe-
ratungen noch nicht. Auch ich werde mich aber
ganz eindeutig dafir einsetzen, dass diese Gelder
jetzt endlich bei den Kindern und Jugendlichen an-
kommen. — Herzlichen Dank!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Prasident Frank Imhoif: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Christopher Hupe.

Abgeordneter Christopher Hupe (Biindnis 90/Die
Griinen): Sehr geehrter Herr Prasident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Wir debattieren in dieser
Aktuellen Stunde uber Zahlungen des Bildungsres-
sorts an externe Trager, die Stadtteil-Schule und
den Martinsclub, die weder zurtickgezahlt wurden,
noch — und das ist wirklich erstaunlich — von den
zustandigen Mitarbeitern im Bildungsressort zu-
ruckgefordert wurden. So haben sich tber die
Jahre nach bisherigem Wissensstand tiber zehn
Millionen Euro angehautft.

Fir uns als Grunen-Fraktion ist es iberhaupt nicht
akzeptabel, dass Mitarbeiter in einem Ressort ge-
heime Finanzpolster am Haushaltsgesetzgeber vor-
bei bilden konnen - absichtlich oder nicht.
Schwarze Kassen unter Umgehung des Haushalts-
rechts der Freien Hansestadt Bremen darf es nicht
geben.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Deshalb sagen wir auch klipp und klar, dass es eine
rigorose Aufklarung des Sachverhalts geben muss.
Meine Damen und Herren, die Burgerschaft be-
schlieBt uber die Hohe der Etats der Ressorthaus-
halte. Dem werden wir uns bekanntlich auch mor-
gen widmen, und die Birgerschaft entscheidet
dann, wofur das Geld in einem Ressort ausgegeben
werden muss. Dieses Prinzip wurde in diesem Fall
klar verletzt, und das ist nicht akzeptabel.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Nach derzeitigem Kenntnisstand wurden die Zu-
wendungen an die externen Trdger uber die letzten
sechs bis sieben Jahre angespart. Das bedeutet,
dass diese Mittel, welche der Haushaltsgesetzge-
ber — also die Biirgerschaft — fiir die personelle Aus-
stattung der Schulen vorgesehen hat in Zeiten der
fur alle Ressorts schmerzhaften Haushaltskonsoli-
dierung — -.

(Zurufe)

Jetzt geht das Licht aus.

Prdasident Frank Imhoif: Wir miissen sparen. — Wir
horen Sie deutlich, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Christopher Hupe (Biindnis 90/Die
Griinen): Vielleicht miissen wir ein bisschen der
1,8 Millionen Euro, die jetzt gefunden wurden, fir
Stromkosten investieren.

(Heiterkeit)

Wir sprechen von Mitteln, die in Zeiten der
schmerzhaften Haushaltskonsolidierung im Haus-
haltsnotlageland Bremen nicht verausgabt wurden.
Sie wurden damit keiner sinnvollen Verwendung
zugefihrt, egal, ob im Bildungshaushalt oder wo-
anders. Meine Damen und Herren, das ist ein gro-
bes Faulspiel, nicht nur dem Parlament gegeniiber,
sondern allen anderen Ressorts.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Soweit bekannt ist — und davon ist derzeit auch aus-
zugehen —, wurden diese Gelder nicht zweckent-
fremdet oder gar veruntreut. Diese Gelder wurden
dem Haushalt jedoch vorenthalten, und es ist in al-
ler Konsequenz zu verurteilen, dass dem Parlament
die Moglichkeit genommen wurde, sein Recht
wahrzunehmen und tiiber die Verwendung der
nicht verausgabten Mittel neu zu entscheiden. Ich
mochte es noch einmal in aller Deutlichkeit wieder-
holen: Die Birgerschaft wurde durch dieses Geba-
ren in seinen Rechten als Haushaltsgesetzgeber
beschnitten, und das darf nicht sein.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD, DIE LINKE)

In dem Sinne ist es richtig, und das begrifie ich au-
Berordentlich, dass die Biirgerschaft die Entschei-
dungsmacht tber diese Mittel zuriickgeholt hat
und morgen, wenn wir den Haushalt fiir die Jahre
2022 und 2023 beschliefen — Miriam Strunge hat es
eben auch schon erwahnt —, diese Mittel wieder ei-
ner Zweckbestimmung zufithren wird.

Meine Damen und Herren, fir uns als Griinen-
Fraktion ist aber selbstverstandlich, dass dieses
Geld den Schulen und damit den Schiiler:innen in
Bremen nun endlich zugutekommen muss. Morgen
werden wir dann voraussichtlich auch einen Haus-
halt beschliefen, in dem die angesparten Gelder
aus der Stadtteil-Schule fiir Verbesserung der Bil-
dungsqualitdt in Bremen eingesetzt werden, und
das ist auch gut so.
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(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Ich personlich schlieBe mich da Miriam Strunge an.
Auch ich erwarte, dass dasselbe mit den Mitteln
des Martinclubs passiert und auch diese zur Ver-
besserung der Situation an den Schulen zeitnah
eingesetzt werden.

Die neue Senatorin fiir Kinder und Bildung hat,
nachdem sie Kenntnis von den schwarzen Kassen
bei dem Verein Stadtteil-Schule bekommen hat,
umgehend die Staatsanwaltschaft und den Rech-
nungshof informiert. Sie hat auch verkiindet, dass
vorsorglich disziplinar- und strafrechtliche Schritte
eingeleitet wurden, um mogliche Dienstvergehen
und RechtsverstoBe vorbehaltlos aufzuklaren. Zu-
dem wurden externe Wirtschaftsprifer eingeschal-
tet, im Zuge deren Uberpriifung die {iberschiissi-
gen Mittel beim Martinsclub entdeckt wurden.

Was mich hier verwundert, ist, dass im Nachgang
zur Entdeckung bei der Stadtschule scheinbar
nicht alle Zuwendungsempfanger:innen direkt ihre
Finanzen in diese Richtung tiberprift und entspre-
chend gemeldet haben. Auch hier gibt es eine Ver-
antwortung, nicht verausgabte Haushaltsmittel zu-
ruckzufiihren.

(Beifall Biindnis 90/Die Grinen)

Die eben genannten Schritte der Senatorin sind
aber richtig und wichtig, und wir erwarten, dass die
Aufklarung auch weiterhin genauso grundlich zu
Ende gefihrt wird. Auch wenn nicht alle Konse-
quenzen zu diesem Zeitpunkt schon absehbar sind,
ist doch eines klar: Das haushaltsinterne Control-
ling in der Bildungsbehoérde hat versagt und muss
neu aufgestellt werden. Es ist namlich nicht ver-
standlich, dass trotz der massiven Kritik des Lan-
desrechnungshofs im Jahresbericht 2016 — also vor
finf Jahren -, in dem die intransparenten Zah-
lungsflusse zwischen Stadtteil-Schule und Bil-
dungsbehorde bereits kritisiert wurden, dieses Ge-
baren, dieses Anhaufen von Geld trotzdem weiter-
laufen konnte und erst durch die angekundigte
Nachschaupriufung des Rechnungshofs die Steine
nun ins Rollen gebracht wurden.

Wir als Griinen-Fraktion erwarten von Ihnen, liebe
Senatorin Aulepp, dass im Bildungsressort die
Vergabe der Mittel an externe Trager und die Zu-
wendungsprifung und gegebenenfalls Rickforde-
rungen raumlich und personell getrennt werden.

(Beifall Biindnis 90/Die Grinen, SPD, DIE LINKE)

Wir erwarten, dass nun ein Finanzcontrolling in-
nerhalb der Behorde etabliert wird, welches diesen
Namen auch verdient, und die ordnungsgemaBe
und transparente Verwendung von Haushaltsmit-
teln, so, wie es der Haushaltsgesetzgeber vorsieht,
sicherstellt. Dabei unterstiitzen wir Sie gern. — Vie-
len Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Prdsident Frank Imhoff: Als ndchste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Gontul Bredehorst.

Abgeordnete Goniil Bredehorst (SPD): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Diese Sachlage wurde ja nun von meinen Vor-
redner:innen schon dargestellt: zwei Falle von ille-
galen Kassen bei der Bildungsbehoérde beziehungs-
weise in dem Verein Stadtteil-Schule und dem
Martinsclub Bremen e. V.

Wir reden iiber 11 Millionen Euro. Das ist eine
Menge Geld. Grundsatzlich kann man sagen: Zu-
wendungen werden im Bildungsbereich fir MaB-
nahmen bewilligt, die neben dem Unterricht eine
wichtige Unterstiitzung fur den Schulbetrieb dar-
stellen. Diese Maflnahmen werden in Kooperation
mit freien Tragern umgesetzt, die zur Finanzierung
der zweckentsprechenden Personal- und Sachaus-
gaben Zuwendungen erhalten.

Sowohl der Bremer Verein Stadtteil-Schule als
auch der Martinsclub Bremen e. V. fungieren seit
vielen Jahren als Personaldienstleister im Auftrag
der Bildungsbehorde. Beide Trdger erhalten dem-
entsprechend fiir diesen Zweck — der Beschafti-
gung von Vertretungslehrkréaften zur Sicherung
der Unterrichtsversorgung beziehungsweise von
padagogischen Fachkraften im Bereich der inklusi-
ven Beschulung — Zuwendungen.

Die Kooperation erfolgt dabei auf der Basis von Zu-
wendungsbescheiden und Verwendungsnachwei-
sen, bei denen die Zuwendungsempfanger einen
sachlichen und zahlungsmaBigen Nachweis als Re-
chenschaftsbericht fiir jede einzelne Bewilligung
termingerecht vorzulegen haben. Dies scheint aber
in den letzten Jahren nicht passiert zu sein. Daher
bin ich froh, dass die neue Senatorin die Unregel-
maBigkeiten aufgedeckt und angezeigt hat.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Als die Senatorin Ende Juli erste Erkenntnisse er-
langte, dass es im Zusammenhang mit den Zuwen-
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dungen an den Verein Stadtteil-Schule in der Ver-
gangenheit zu UnregelmaBigkeiten gekommen ist
und eine unzulassige Rucklagenbildung erfolgte,
hat sie umgehend den Rechnungshof informiert
und die Mittel zurickgefordert. Diese wurden zu-
ruckgezahlt beziehungsweise mit laufenden Perso-
nalkosten verrechnet. Die Senatorin hat die Rechts-
beratungsfirma KPMG Law eingeschaltet, die nun
aufgedeckt hat, dass es auch beim Martinsclub
e. V. zu Uberzahlungen gekommen ist.

In dieser Sache gibt es eine schlechte und eine gute
Nachricht. Die Schlechte: Es wurden illegal Steuer-
gelder geparkt, aber nicht entwendet. Die gute
Nachricht: Das Geld steht der Senatorin fir Kinder
und Bildung nach wie vor zur Verfiigung und damit
der Bildung in Bremen.

(Beifall SPD)

Wir als Koalition haben ja auch schon beschlossen,
wie wir das Geld einsetzen werden, damit es allen
Schilerinnen und Schiilern zugutekommt. Dahin
gehort namlich das Geld.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Trotzdem darf diese Praxis nicht weiter fortgefiihrt
werden. Wir brauchen jeden Cent im Bildungs-
haushalt. Auch ich werde mich dafiir einsetzen,
dass die 1,8 Millionen Euro, die beim Martinsclub
e. V. festgestellt wurden, auch bei Bildung verblei-
ben und fir gute Schule eingesetzt werden.

Wie soll es nun weiterlaufen? Als SPD-Fraktion for-
dern wir eine rucksichtslose Aufklarung in dieser
Sache und dabei die groftmogliche Transparenz.
Die Senatorin fir Kinder und Bildung muss die in-
ternen Prozesse der Zuwendungspraxis Uiberprifen
und dringend noch mehr Kontrollmechanismen
einbauen, damit so etwas zukiunftig nie wieder ge-
schieht. Da erwarten wir auch von der Rechtsbera-
tungsfirma wirksame Vorschlage. Die Staatsan-
waltschaft ermittelt und wird am Ende zu einem Er-
gebnis kommen, da bin ich zuversichtlich oder
hoffe, dass das bald der Fall sein wird.

Ob es nun Nachlassigkeit oder System war, konnen
wir hier nur spekulieren. Aber, ich denke, die
Staatsanwaltschaft wird uns da erleuchten. Fakt ist,
so etwas darf nie wieder geschehen. — Danke fur
Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Ich habe ja noch Redezeit. Ich wollte noch einmal
ganz kurz auf Frau Bergmanns Einlassungen ein-
gehen. Ich finde es gut, dass wir jetzt iber illegale
Kassen reden und iber Geld, das zum Glick bei
Bildung verbleibt. Aber Sie machen jetzt eine Ge-
neraldebatte uber Bildungspolitik daraus, und ich
finde, das ist nicht sehr konstruktiv und hilft auch
nicht in der Sache. — Danke!

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Prasident Frank Imhofi: Als ndachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Yvonne Averwerser.

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Ob Symptom oder System, da mochte ich Thnen
jetzt gerade einmal gern ein bisschen Einblick ge-
ben. Wie der Kollege Hupe schon beschrieben hat,
kam die Erkenntnis, dass es jetzt noch einmal zu-
satzlich Gelder bei dem Verein Stadtteil-Schule ge-
ben konnte, aus einer Nachprifung des Rech-
nungshofs.

Die Nachprifung erfolgte aufgrund eines Rech-
nungsprifungsberichts aus dem Jahr 2014. 2010,
seitdem wird mit der Stadtteil-Schule namlich
schon kooperiert, begann das, und 2011 bis 2014
gab es einen Prifungsauftrag beim Rechnungshof,
wonach dort schon UnregelmaBigkeiten aufgefal-
len sind, die ziemlich genau das beschreiben, was
wir dann jetzt wieder erleben.

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]:
hort!)

Hort,

Daher, es gab einen kurzen Bericht, 2014 gab es
den Bericht. Es dauert ja dann alles ein bisschen,
2016 kam es dann erst zu der Diskussion im Rech-
nungsprifungsausschuss, dann dauerte es wieder
bis 2017, und da sagte man auf einmal: Ja, ist alles
prima. In der Deputation hat man dann gesagt, der
Rechnungsprifungsausschussbericht wird zur
Kenntnis genommen, und damit war das Thema er-
ledigt.

Aber jetzt wissen wir, 2016 beziehungsweise 2017
ging das System ja schon weiter. Wir wissen heute,
dass seit 2015 ——. Wer auch immer genauso weiter-
gemacht hat, man wiirde bei mir zu Hause sagen,
wirklich frech weitergemacht hat, und weiter mit
System Geld hinterlegt hat — —. Warum auch immer,
das ist nicht mein Ding, das hier zu bewerten. Ich
finde es bemerkenswert, dass bei den Tragern das
Geld ja gar nicht verausgabt wurde. Denen war
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schon bewusst, dass sie Gelder haben, die ihnen ei-
gentlich gar nicht zustehen. Ich mochte gern wis-
sen, ob es nicht tatsachlich den Kontakt der Trager
zur Behorde gab, um das einmal klarzustellen.

(Beifall CDU)

Ich bin mir nicht sicher, ob das nicht herauskommt,
dass es da tatsachlich einen Kontakt gab. Wobei,
ich sage jetzt einmal, der Martinsclub e. V. ist ein
bisschen anders zu behandeln als die Stadtteil-
Schule e. V. Die Stadtteil-Schule bekommt Zuwen-
dungen. Die miissen geprift werden, da gibt es
eine Ruckforderung. Wenn die nicht geprift und
nicht zurickgefordert werden, passiert gar nichts.

Beim Martinsclub e. V. ist es so, die stellen Rech-
nungen aus. Wenn der gute Martinsclub weiB, er
bekommt etwas bezahlt, das er nicht erbracht hat,
dann braucht er ein Konto, auf das er wieder zu-
riickiiberweisen kann. Wenn er das aber nicht be-
kommt — und ich bin sehr sicher, dass diese Trager,
diese beiden groBen Trager, die wir wirklich unab-
hangig davon fur gute Bildung in Bremen brau-
chen, genau wissen, fir was sie das Geld ausgege-
ben haben und dass sie hier tatsachlich sauber ge-
arbeitet haben.

Ich mochte tatsachlich den Tragern hier meinen
Dank aussprechen, dass sie die Gelder beiseitege-
legt haben, gewartet haben, bis die Senatorin fur
Kinder und Bildung auf sie zukommt, um sie zu be-
kommen, und zwar nicht, weil die Senatorin fur
Kinder und Bildung es plotzlich selbst gemerkt hat,
sondern weil eine Nachprifung stattgefunden hat
und sie deswegen im Juni oder im Juli dieses Jah-
res die Unterlagen zusammentragen mussten und
dabei zum Beispiel dieses Sparbuch auffiel. Da-
raufhin kam ja erst KMPG Law jetzt bei [hnen hin-
ein, um dann Weiteres aufzuklaren.

Ich bin ziemlich sicher, wenn man da genauer hin-
schaut, findet man ein System. Es gehort im Haus-
halt namlich ein Vieraugensystem dazu, wenn Gel-
der ausbezahlt werden, es gibt Verwendungsnach-
weise, die mussen geprift werden. Auch dort muss
ein Haken daran. Ob er rot, grin oder gelb ist, ist
mir egal, aber daran gehoéren Haken, und zwar
nicht nur von einem Sachbearbeiter. Der macht das
eine, aber das geht ja weiter.

Wir miussen jetzt auch einmal einfach feststellen:
Klar, wir haben alle grofe Hoffnung in Sie, dass Sie
das jetzt alles aufklaren werden. Das ist auch ein
guter Zeitpunkt, muss man ja auch sagen. Es lauft
ja jetzt gerade wirklich gut. Es gab einen Schnitt in

der Behorde, warum auch immer, und es ist jetzt
ein guter Zeitpunkt hier aufzuraumen, und das er-
warten wir auch von Ihnen.

Was uns ja schon gezeigt hat die letzten zehn Jahre
— nein, was haben wir denn jetzt, 2010, ja, es sind
ein paar Jahre —,

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Elf!)

ist, dass es ja tatsachlich so ist: Die Senatoren ka-
men und gingen, aber die Verwaltung bleibt ja be-
stehen, und darunter hat sich diese ungesunde
Verhaltensweise, so will ich es einmal positiv aus-
dricken, verstetigt. Die hat sich ja verstetigt. Wenn
Sie nicht angesprochen worden wéaren vom Rech-
nungshof, wiirde sie heute noch bestehen. Das ist
doch Fakt.

(Beifall CDU)

Eines muss man sagen: Ich finde es —und da bin ich
ganz bei den anderen — gut, dass wir die Gelder
wieder zurickbekommen haben, und wie gesagt,
mein Dank gilt da auch den Tragern, die das Geld
gut verwahrt haben, wohlwissend, dass sie das
Geld gar nicht fiir ihre Dinge verwenden durfen.

Daher bin ich sehr dankbar, dass Sie die Aktuelle
Stunde angefangen haben, Frau Bergmann, wobei
mir zuerst auch nicht ganz klar war, wohin Sie woll-
ten, denn tatsachlich geht es hier darum: Wir mis-
sen dafir sorgen, dass die Bildung in Bremen, dass
die Trager in Bremen, die wir dringend brauchen,
so unterstiitzt werden, dass sie auch tatsachlich die
Aufgaben erfiillen kénnen, die sie erfiillen wollen

(Zuruf: Und koénnen!)

und dass sie das auch regelgerecht kénnen und
dass sie nicht in irgendeine Stimmung hineinkom-
men, bei der es so aussieht, als wirde ein Trager
hier vielleicht nicht sauber arbeiten. Nicht sauber
gearbeitet hat an der Stelle die Bildungsbehorde.

(Beifall CDU, FDP - Abgeordneter Heiko Stroh-
mann [CDU]: So, jetzt haben wir es!)

Herr Strohmann, Sie stéren!

(Heiterkeit — Abgeordneter Bjorn Fecker [Biindnis
90/Die Griinen]: Das kann ich bestéatigen, Frau Kol-
legin!)

Es ist ja auch, und das wissen wir aus anderer
Stelle, so, dass es bei der letzten Priifung durch den
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Rechnungshof ja so war, dass auch intern wohl ge-
pruft wurde, wie die Behorde sich besser aufstellen
kann. Ich beflirchte, dass es auch dieses Mal so ist,
dass behordenintern ebenfalls die Innenrevision
vielleicht angesprochen wird, um in der Hinsicht
tatig zu werden. Wenn die Innenrevision im Vor-
feld noch nichts wusste, dann braucht sie im Nach-
gang auch nicht noch einmal aufgefordert werden,
hier zur Aufklarung beizutragen. Das ist dann, mei-
ner Meinung nach, der Bock zum Gartner gemacht.

Wir miussen schauen, dass sie an der Stelle wieder
sauber werden. Wir miissen schauen, dass wir bei
Geldern, die vermutlich an anderer Stelle vielleicht
dhnlich verausgabt wurden und nicht regelgerecht
verrechnet wurden, Aufklarung erfahren und dass
wir an dieser Stelle zusatzliche Mittel wieder in den
Haushalt bekommen. Ich bin sehr sicher, es wird an
der einen oder anderen Stelle auch so sein, nicht
nur in der Bildungsbehorde, sondern sehr wahr-
scheinlich auch in anderen Strukturen. Ich sage
jetzt einmal, das kann passieren. Wo gearbeitet
wird, passieren Fehler. Aber bei Ihnen wurde be-
wusst, meiner Meinung nach bewusst, tiiber eine
sehr lange Zeit so gearbeitet, und ich bin sehr ge-
spannt, was der Rechnungshof beziehungsweise
die Wirtschaftspriufungsgesellschaft da noch zu-
tage bringt.

Wir werden es sehr genau beobachten, ob uns die
Ergebnisse in dem Fall dann transparent genug er-
scheinen, um Ihnen da weiterhin zu vertrauen, dass
Sie die Behorde in der Hinsicht wieder in gutes
Fahrwasser bringen. Ich bin gespannt, wann der
Tatigkeitsbericht da sein wird. Vielleicht kénnen
Sie uns dazu schon etwas sagen, wie die Zeitab-
laufe sind, wie die Zeit vorgesehen ist. Das haben
wir, glaube ich, noch nirgendwo erfahren, wenn ich
das so richtig rekapituliere. An der Stelle erhoffe
ich mir dann jetzt auch etwas mehr Transparenz
durch einen Beitrag von Ihnen.

Ansonsten werden wir das kritisch begleiten. Wir
werden sehen, wie uberzeugend die Ergebnisse
dann sind, und behalten uns dann auch eventuell
noch weitere Schritte vor. — Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Prasident Frank Imhoff: Als ndchste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Birgit Bergmann.

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich mache es ganz kurz. Ich freue mich tber die
Debatte. Ich danke fir dieses kritische Mitdenken

auch in Bezug auf strukturelle Entwicklungen in
der Behorde, und ich bedanke mich auch bei der
Opposition. Ein bisschen ist ja meine Wunschliste
erfiillt worden, dass da alle wirklich konstruktiv
kritisch mitdenken und daran beteiligt sind, dass
wir die Sachen wieder auf die Reihe bekommen. -
Vielen Dank!

(Beifall FDP)

Prasident Frank Imhofi: Als ndchste Rednerin hat
das Wort Senatorin Sascha Karolin Aulepp.

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Wir debattieren hier in der Aktuellen
Stunde die Vorgange, die in meiner Behorde ge-
schehen sind, die durch meine Behorde zu verant-
worten sind und die dazu gefiihrt haben, dass in er-
heblichem Umfang Steuergeld, also offentliches
Geld, das fiir das Wohl unserer Kinder in Kita und
Schule hatte verwendet werden sollen, tiber Jahre
hinweg dafur nicht verwendet wurde. Das ist hier
ausfihrlich gewirdigt worden, das ist nicht hin-
nehmbar, und da bin ich sehr froh, dass wir uns an
dieser Stelle alle einig sind.

Eine Aktuelle Stunde ist es deshalb, weil im Zuge
der Untersuchungen wieder neue Sachverhalte be-
kannt geworden sind. Diese Untersuchungen, die
damals — das ist hier auch schon erwdhnt worden
von mir — beim ersten Verdacht veranlasst wurden,
die haben das Ziel, tatsachlich riickhaltlos und
grundlich aufzukldren. Dafir ist eine unabhédngige
Wirtschaftspriufungsgesellschaft beauftragt wor-
den, dafiir werden jetzt alle finanziellen Vorgange,
alle Ablaufe schonungslos durchleuchtet, um um-
fassend aufzukldren. Liebe Frau Abgeordnete
Averwerser, da geht Grundlichkeit vor Schnellig-
keit. Aber, es ist mindestens genauso wichtig, dass
wir miteinander beraten koénnen, wie zukunftig si-
chergestellt werden kann, dass sich solche Vor-
gdnge nicht wiederholen.

Ich habe Verstandnis dafiir, und ich finde es auch
gut, dass wir hier 6ffentlich diskutieren. Das ist n6-
tig, weil das Teil der notwendigen Transparenz ist,
die wir gemeinsam herstellen miissen, auch um das
Vertrauen in unsere Verwaltung, in den Umgang
mit o6ffentlichen Geldern wiederherzustellen. Die
Birgerinnen und Biirger haben einen Anspruch
darauf, zu wissen, was mit 6ffentlichem Geld ge-
schieht, wofir es, fiir was es verausgabt wird, was
wir damit bezwecken und was wir damit erreichen.
Meine Damen und Herren, es ist nicht zu rechtfer-
tigen und auch nicht zu vertreten, dass Gelder —
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noch dazu in diesem Umfang und tber viele Jahre
hinweg - schlicht falsch und unkontrolliert auf
Konten und Sparbtichern landen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Ich wiirde Thnen hier gern versichern, dass keine
weiteren Félle auftauchen werden. Das kann ich
leider nicht. Ich kann meiner Hoffnung Ausdruck
verleihen, dass das so sein moge, aber garantieren
kann ich das nicht. Was ich Thnen aber versprechen
kann, ist: Wir werden alles daransetzen, um rick-
haltlos aufzuklaren, alle Gelder, um die es geht und
die womaoglich nicht bestimmungsgemall und
rechtmaBig verwendet wurden, umfangreich und
bis auf den letzten Cent zurtiickzufordern und zu si-
chern. Bislang ist dies auch in vollem Umfang ge-
schehen.

Bislang haben wir — und auch das ist mir wichtig,
hier ausdricklich zu sagen - nicht feststellen kon-
nen, dass Gelder veruntreut oder missbrauchlich
gar fur private Zwecke verausgabt oder veruntreut
worden waren. Das heif3t leider auch nicht, dass wir
das nicht womoglich noch feststellen, aber derzeit
haben wir dafiir iberhaupt keine Anhaltspunkte.

Fir mich ist es noch zu frih, ein abschlieBendes Ur-
teil zu bilden, ein Fazit zu ziehen. Wir sind nach wie
vor mitten im Prozess. Das ist hier auch deutlich ge-
worden, dass dieser Prozess notwendig ist.

Ich mochte trotzdem aber auf vier Punkte etwas ge-
nauer eingehen. Der erste Punkt, das habe ich ein-
gangs schon gesagt: Es ist keinesfalls akzeptabel,
wie hier mit offentlichem Geld umgegangen
wurde. Zweitens, dass dies so moglich war, liegt
auch daran, dass in meiner Behorde die Kontroll-
mechanismen, die gerade so etwas verhindern sol-
len, ganz offensichtlich nicht funktioniert haben.
Das heiit nattirlich auch, dass wir uns fir die Zu-
kunft anders aufstellen missen, auch organisato-
risch anders aufstellen miissen, damit sich solche
Vorgange moglichst nicht mehr wiederholen. Das
ist hier von Ihnen auch betont worden, und an der
Stelle kann ich Thnen versichern: Ich freue mich,
das, was Sie mir hier als Auftrag mitgegeben ha-
ben, auch umzusetzen.

Drittens mochte ich hier meine Kollegin Arnhild
Moning wirdigen. Es ist ja an verschiedenen Stel-
len und auch hier heute bereits erwdahnt worden,
dass Frau Moning, unsere viel zu friith verstorbene
Staatsrdtin, eine nicht unerhebliche Rolle bei die-
sen Vorgangen gespielt haben dirfte. Ich habe
Arnhild Moning in ihrer Rolle als Staatsratin leider

nur kurz erleben dirfen, aber ich glaube, man tut
ihr kein Unrecht, wenn man darauf hinweist, dass
sie auch schon als Referatsleiterin des Haushaltsre-
ferats eine ganz mafBigebliche Person in diesem Bil-
dungsressort war. Arnhild Moning haben verschie-
dene Eigenschaften charakterisiert. Sie war auBler-
ordentlich engagiert, sie hat fiir ihre Arbeit gelebt,
ja, sie hat fur ihre Arbeit gebrannt.

Arnhild Moning hatte Haare auf den Zahnen, sie
war nicht wirklich bekannt fiir ihre Charmeoffensi-
ven, sondern eher als knallharte Verhandlungs-
partnerin, eher vielleicht grantelig und missmutig
als zugewandt und freundlich. Dennoch wurde sie
von vielen sehr geschatzt als auBerordentlich
kenntnisreiche und vor allen Dingen auch verlass-
liche Verhandlungspartnerin, auch das gehort zu
ihrer Person. Transparenz hingegen, also die Ein-
beziehung moglichst vieler Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in ihre Gedanken, das war nicht ihre
hervorstechendste Eigenschaft. Sie gewdhrte nur
sehr wenigen Einblick in die sehr komplizierten
Vorgange, die rund um den sehr umfangreichen
Haushalt herrschten.

Ich weiB nicht, was im Weiteren herauskommen
wird, aber es deutet derzeit nichts darauf hin, dass
Arnhild Moning sich oder andere privat bereichert
hétte, und ich glaube auch nicht, dass das so war,
denn Arnhild Moning hat, ich habe es schon ge-
sagt, gebrannt fir den Bildungsbereich. Sie enga-
gierte sich fur Bildung, fiir die Kinder. Das war ihre
Profession und ihre Leidenschaft.

Dass da Fehler gemacht wurden, ist offensichtlich,
und es ist auch gut und richtig so, dass das jetzt zu-
tage kommt, dass das abgestellt wird, dass das ge-
andert wird. Aber, ich werde hier nicht den Stab
brechen tiber eine Person, die sich nicht mehr weh-
ren kann, aber, die es meines Erachtens auch nicht
verdient hat, dass der Stab tiiber sie gebrochen
wird. Denn ihr Ansinnen - davon bin ich nach wie
vor Uberzeugt — war es, fir den so wichtigen Be-
reich Bildung moglichst viel Geld zu mobilisieren
und dafiir zu sorgen, dass diese Gelder auch fiir un-
sere Kinder eingesetzt werden.

Viertens und letztens: Richtig ist, dass da sehr
krumme Wege gegangen wurden. Richtig ist, dass
diese Wege nicht zu akzeptieren sind, dass diese
Wege abgestellt werden miissen, und — das gehort
ja auch dazu — dass diese Wege auch nicht dazu ge-
fihrt haben, dass dieses so wichtige Geld fir die
Kinder eingesetzt wurde. Richtig ist aber leider
auch, dass es mehr gerade Wege braucht, um dafir
zu sorgen, dass das Geld, das uns als Ressort fir
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Kinder und Bildung von Ihnen, vom Parlament als
Haushaltsgesetzgeber, mit einer Zweckbestim-
mung — namlich fir die Kinder - in Kitas und Schu-
len zur Verfugung gestellt wird, auch tatsachlich
bei den Kindern ankommt. Auch wenn es —und das
ist leider, und da sind wir uns ja auch alle einig —
viel zu oft nicht in der notwendigen Geschwindig-
keit der Fall ist, dass dieses Geld auch tiber ein
Haushaltsjahr hinaus zum Wohle der Kinder einge-
setzt werden kann. Auch daruber werden wir wei-
ter nachdenken. Dartiber mochte ich gern ins Ge-
sprach kommen mit Thnen, mit dem Haushaltsge-
setzgeber.

Unterm Strich mochte ich sagen: Die Opposition
hat hier das offensichtliche Versagen der Behorde
hinsichtlich der Kontrolle des Umgangs mit 6ffent-
lichem Geld angeprangert, und dafir mochte ich
mich an dieser Stelle auch noch einmal bedanken.
Das ist gut und richtig so.

(Vizeprasidentin Antje Grotheer lbernimmt den
Vorsitz.)

Wir werden weiterhin riickhaltlos aufklaren, wir
werden weiter und im Ubrigen auch unabhéngig
davon, ob wir Aktuelle Stunden haben oder nicht,
alles riicksichtslos und riickhaltlos berichten, was
dabei zutage tritt. Das Wichtigste, das mochte ich
an dieser Stelle zum Schluss nochmals betonen, ist,
dass wir gemeinsam daran arbeiten und fir die Zu-
kunft sicherstellen, dass sich solche Vorgange in
der Kinder- und Bildungsbehoérde und auch an-
derswo nicht wiederholen. — Ich méchte mich be-
danken fiir diese Debatte, flir die konstruktiven
Beitrage, fir die in der Sache notwendige und na-
tirlich auch an der einen oder anderen Stelle emo-
tional gefiihrte Debatte!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Wirtschaitliche Sanierung des 6ffentlichen Kli-
nikverbunds Gesundheit Nord gGmbH (GeNo) -
Forderung nach Vorlage einer Personalstrategie
Antrag der Fraktion der CDU

vom 28. September 2021

(Drucksache 20/508 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Claudia
Bernhard.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Rainer Bensch.

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Frau Prasi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Zwei Dinge stehen fest: Erstens, die Beschaftigten
der Gesundheit Nord gGmbH, die Beschaftigten an
allen vier kommunalen Kliniken unseres Verbun-
des leisten medizinisch, pflegerisch hervorragende
Arbeit. Diese ist und bleibt unverzichtbar, und es
ist unsere gesamtgesellschaftliche Aufgabe, in Zei-
ten von Berufsflucht aus der Pflege alles dafir zu
tun, diese guten Kopfe in unserem Klinikverbund
zu halten, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU)

Das Zweite ist, die wirtschaftliche Sanierung des
Klinik-Verbundes GeNo muss endlich gelingen.
Wir haben erhebliche Zweifel, dass dies beides
ubereinkommt, deswegen unser Antrag. Wir stel-
len den Antrag, Licht zu bringen in die unklare Per-
sonalstrategie, denn, wenn ich mir anschaue die
aktuelle Lage, zum Beispiel diesen eher kalten in-
transparenten Personalabbau ohne Hintergrund,
ohne Strategie, ohne tatsachliche Priifung: Muss
das so sein? Hangt da ein medizinischer Versor-
gungsbedarf dahinter oder nicht?

Oder, wenn ich daran erinnere, im Sommer — der
Brandbrief der Kinder- und Jugendarzte am Klini-
kum Bremen-Mitte, am Eltern-Kind-Zentrum nach
der bekanntgegebenen Verlagerung und auch
Umsetzung der Neonatologie von Links der Weser
in Richtung Klinikum Bremen-Mitte. Und wenn ich
mir dann jungst anschaue, was am Klinikum Links
der Weser los ist: Angste. Bleibt unser Standort
uberhaupt noch erhalten? Wie sieht es aus mit dem
wirklich Millionen Euro schweren Teilneubau dort
oder einer eventuellen Sanierung? Was ist mit ei-
nem  Public-Private-Partnership-Modell?  Was
kommt da auf uns zu? Die Beschaftigten wissen das
nicht.

Das Schlimmste, was man in diesen Zeiten — nicht
nur der Pandemie, sondern grundsatzlich —, in de-
nen Krankenhauser oftmals auch zur Disposition
stehen, tun kann, ist, wenn man keine langfristige
Standortsicherung gibt. Das, was hier momentan
geschieht, verunsichert Beschaftigte, verunsichert
auch junge Arztinnen und Arzte, die nach einem
guten lukrativen Job suchen. So kann das nicht
weitergehen. Deswegen erwarten wir wirtschaftli-
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che Sanierungen und dazugehorig eine Personal-
strategie, die in sich schlissig ist, und das ist Be-
standteil unseres Antrags, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall CDU)

Was wir fordern? Wir wollen Licht bringen in die-
sen intransparenten Personalabbauprozess, wir
wollen aber auch wissen, was es mit kunftig noch
zu erwartenden 440 Vollzeitkraften, Vollkraften an
Abbau auf sich hat. Wo soll es denn geschehen? In
welchem Krankenhaus? In welcher Disziplin? Bis-
lang geschieht das alles kalt im Laufe des monatli-
chen Managements. Einmal wird eine Stelle frei,
einmal nicht. So kann es nicht weitergehen. Dies
verunsichert alle, und deswegen wollen wir — und
das ist jetzt wichtig — rein formal bis Mitte nachsten
Quartals, also bis Mitte des ersten Quartals 2022,
diesen Bericht vorgelegt bekommen, meine sehr
geehrten Damen und Herren.

Einmal ein paar Zahlen, damit Sie sich vorstellen
konnen, wirtschaftliche Sanierung, was das denn
bedeutet: In dem sogenannten Sanierungsplan
2021 bis 2025 neu steht darin: Wir wollen 75 Pro-
zent von 88 Millionen Euro durch zwei Dinge er-
wirtschaften: Personalabbau in Hohe von bis zu
440 Vollkraften, aber das Ganze auch noch bei lau-
fendem Betrieb mit einer Leistungssteigerung, mit
mehr Fallzahlen. Das kann nicht funktionieren,
denn, wenn Sie sich die Zahlen anschauen der letz-
ten Jahre, dann stellen Sie fest, auch schon vor der
Pandemie von 2016 bis 2019 einen Leistungsrick-
gang von mehr als acht Prozent, bei der GeNo in
Bremen bei 2,5 Prozent, und deutschlandweit ist
dieser Trend auch. Sie konnen nicht mehr auf eine
Fallzahlsteigerung setzen. Dieser Kurs ist zum
Scheitern verurteilt und deswegen muss eine abge-
stimmte, transparente Personalstrategie vorgelegt
werden, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU)

Ich werde Ihnen dann nachher in der zweiten
Runde noch einmal ein paar Zahlen bringen, um zu
untermauern, warum das so wichtig ist. Ich mochte
aber auch schon einmal daran erinnern, dass wir
hier in der Burgerschaft 6fter Geld nachgeschossen
haben. In diesen zehn Jahren, in den letzten zehn
Jahren, haben wir circa 600 Millionen Euro nach-
bewilligt. Das muss man sich einmal vorstellen, um
welche GroBenordnung es hier geht. Die anderen
Beschaftigten der anderen Kliniken, die hatten
nicht diese Zuschiisse. Bedenken Sie dies, damit

Sie auch einfach einmal verstehen, welche Bedeu-
tung Sie auch als Abgeordnete haben, den eigenen
Senat zu kontrollieren.

Da mochte ich nur an zwei Abgeordnete erinnern.
Der eine ist heute hier: Bjorn Fecker. 2018 bei der
Nachbewilligung von 205 Millionen Euro hat er ge-
sagt: Die Geduld mit der GeNo ist endlich. Dies,
meine Damen und Herren, muss ein Leitsatz auch
der Koalition sein, wenn Sie den Senat kritisieren
oder wenn Sie ihn unterstiitzen, zum Beispiel mit
ausreichenden Investitionsgeldern. Die Geduld ist
endlich, aber, wir brauchen die Beschaftigten, und
dafiir missen wir uns alle gemeinsam anstrengen.
— Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk.

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe
mich gefragt, welches Anliegen die CDU mit die-
sem Antrag eigentlich verfolgt.

(Zuruf Abgeordnete Petra Krumpfer [SPD])

Wenn Antrdage hier in der Burgerschaft gestellt
werden, dann haben sie eigentlich immer eine dop-
pelte Dimension. Sie haben ein konkretes Anlie-
gen, und man will eine Botschaft setzen, eine Bot-
schaft, moglicherweise auch nur zwischen den Zei-
len.

Wenn ich mir diesen Antrag und die Lyrik darin an-
schaue, dann sehe ich, ja, das konkrete Anliegen
ist: Die CDU mochte detailliertere Informationen
uber die Personalstrategie der GeNo. Wenn ich
aber nach der Botschaft frage, dann ist das natiir-
lich der Vorwurf von Intransparenz, von Kaltheit.
Aber, wenn ich es mir genauer anschaue, Herr
Bensch, dann stehen da solche Sachen wie diese
440, die man abbauen will, das sei doch nur in fi-
nanzieller Hinsicht ein unrealistischer Plan. Es wird
darauf hingewiesen, dass die Wachstumszahlen
hinuntergehen, und es wird geschrieben, dass die
GeNo nicht nur an sinkenden Leistungen und Erl6-
sen kranke, sondern eben auch an steigenden Per-
sonal- und Sachkosten.

Herr Bensch, wenn ich das zusammennehme und
das einmal herauslese, was Sie fiir eine Botschaft
zwischen den Zeilen haben, dann klingt die nach
meinem Verstdndnis so: Thnen sind die 440 Perso-
nen, die abgebaut werden sollen, nicht genug. Das
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ist das, was die Konsequenz aus Ihrer Lyrik ist. Sie
sagen es nicht offen, aber die Botschaft setzen Sie.
Haben Sie doch den Mut, uns nicht nur zu sagen:
»Seid ehrlich, legt das auf den Tisch, baut mehr
ab", sondern sagen Sie — und dann passt das natur-
lich nicht zu Thren Erzahlungen, dass Sie Menschen
drauBen, die eine schwere Arbeit leisten, gerade in
diesen Zeiten, beruhigen wollen —, sondern sagen
Sie wirklich, was Sie mit der Botschaft setzen wol-
len.

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Sie lenken
ab!)

Der zweite Punkt: Wir haben in diesem Bereich ja
uber den Controllingausschuss schon eine Be-
richtsbitte gestellt. Dieser Bericht wird kommen,
und ich gehe davon aus, dass wir dort die Fragen,
die gestellt worden sind, noch ausfiihrlicher beant-
wortet bekommen als das, was Sie jetzt mit ange-
sprochen haben. Ich sage jedenfalls, ich erwarte
von dem Bericht fir den Controllingausschuss ers-
tens nattrlich konkretisierte Personalbedarfe, und
zwar fur alle Funktionsbereiche aufgegliedert und
auch aufgegliedert fiir die einzelnen Standorte. Das
muss natirlich enthalten sein. Ich will aber auch,
Herr Bensch, zusatzlich wissen, unter welchen
strukturellen Rahmenbedingungen denn solche
Planungen gemacht werden. Sind die neuen Plane
vom Klinikum Links der Weser zum Klinikum Bre-
men-Mitte eingeplant? Sind daruber hinaus auch
die Tendenzen, die wir in der Ambulantisierung
haben, schon enthalten, oder wird das noch ge-
macht werden miissen? Das mochte ich gern wis-
sen.

Ich mochte auch gern wissen, ob solche Planungen
dann die Berechnungen naturlich unter Einrech-
nung des Personaluntergrenzengesetzes gemacht
worden sind. Ich m6chte dann wissen, ob Sie nur
mit den heutigen oder auch mit denen, die schon
zu erwarten sind — —. Das sind Sachen, die ich wis-
sen mochte.

Dann mochte ich das aufgreifen, was Sie sagen.
Wie funktioniert denn eigentlich das Ausnutzen
der Fluktuation? Ist das wirklich ein kaltes einfach
Hinnehmen, wenn jemand verabschiedet wird,
dann wird der Arbeitsplatz gestrichen? Oder wird
sich sehr genau angeschaut, ob dieser Arbeitsplatz
neu zu besetzen ist und dann eben neue Personen
darauf gesucht werden sollen? Das mochte ich wis-
sen dann auch in der Antwort.

Ich mo6chte dann auch wissen, wie man mit dem
moglichen Matching-Problem in dieser Sache um-
geht, namlich der Frage, wenn die Platze, die man
abbauen will, eben nicht durch natiirliche Fluktua-
tion sind. Was kommt dann? Kommen zuséatzliche
Angebote in dem Bereich, oder was geht? Was pas-
siert eigentlich in dem Bereich, wenn die Fluktua-
tion dort stattfindet, die Verabschiedung in die
Rente, wo gerade eigentlich nicht abgebaut wer-
den soll? Auch das mochte ich wissen in dem Be-
reich.

Dann mochte ich natiirlich auch wissen, wie das in
dem Bereich der Leiharbeit ist, und zwar etwas
mehr, als Sie vielleicht vor Augen haben. Ich
mochte in der Tat etwas tiber die GréBenordnun-
gen wissen. Ich moéchte wissen, welche Mehrkosten
in diesem Bereich sind, und ich moéchte auch die
Antwort darauf haben, was unausgesprochen im
Raum steht, ob die laufenden Personalabbaumal-
nahmen eigentlich dazu beitragen, dass mehr Leih-
arbeit benotigt wird.

Das alles mochte ich wissen, das erwarte ich auch
von dieser Beantwortung fir den Controllingaus-
schuss, und ich bin optimistisch, dass wir die auch
bekommen. — Danke schon!

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Klaus-Rainer

Rupp.

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE):
Frau Prasidentin, sehr verehrte Anwesende! Es ist
ungefdahr das, weill ich nicht, wievielte Mal, dass
wir hier ein Sammelsurium von Problemen bei der
GeNo vorgelegt bekommen, das man so und in die-
ser Art gar nicht zusammenschieben darf, es sei
denn, man will einfach nur populistisch immer wie-
der sagen, jetzt muss saniert werden, jetzt muss sa-
niert werden, ohne zu sagen, wie. Die Vorlage oder
die Tatsache, dass man bei der GeNo einmal
schaut, wie viele Menschen werden denn eigent-
lich bezahlt durch das Gesundheitsbezahlsystem
DRG, Diagnostic Related Groups, finde ich véllig in
Ordnung. Das muss man sich einmal schauen.

Wenn man dann feststellt, 440 Leute im medizini-
schen Dienst, im Funktionsdienst und bei den Arz-
ten, sind offensichtlich nicht bezahlt — denn das
Pflegepersonal ist da ja herausgenommen, das hat
der Kollege Bensch beflissentlich nicht erwéhnt,
dass das davon gar nicht betroffen ist. Wenn man



Stadtburgerschaft — 20. Wahlperiode — 31. Sitzung am 07.12.2021

1735

dann feststellt, das ist zu viel, das wird nicht be-
zahlt, dann muss man selbstverstandlich die Frage
stellen: Kommen wir dann ohne diese Menschen
aus? Schaffen wir es dann, wenn die nicht mehr da
sind, die Leistungen, die das Krankenhaus erbrin-
gen muss und will — nicht so sehr um damit Geld zu
verdienen, sondern in allererster Linie, um Leute
gesund zu machen —, reicht das dann noch aus? Das
war der Grund, warum wir schon im Februar/Marz
die GeNo vom Controllingausschuss gebeten ha-
ben, zum Herbst dieses Jahres, das kommt jetzt
nachste Woche, einen Bericht vorzulegen, der auf
einer Personalbedarfsplanung beruht, dass man
diese beiden Dinge nebeneinanderlegen kann.

Wenn man das macht, wenn man diese beiden
Dinge nebeneinanderlegt, dann kann man sich
entscheiden: In welche Richtung konnen wir ei-
gentlich gehen? Konnen wir eigentlich Personal
abbauen, und wenn ja, wie viel, ohne die gesund-
heitliche Versorgung in Bremen zu gefahrden?
Denn, wenn das nicht der Fall ist, dann muss man
unter Umstanden feststellen, dann stimmt etwas
mit diesem ganzen Finanzierungssystem nicht.
Dann muss man Menschen vorhalten in verschie-
denen Bereichen, die nicht abgedeckt sind durch
diese sogenannten diagnosebezogenen Gruppen
und dem Landesbasisfallwert. Diese Frage kann
man so nicht beantworten und schon gar nicht pau-
schal.

Gleichzeitig wird in der Begrindung fur den An-
trag wieder dieses negative Betriebsergebnis auf-
summiert und aufsummiert und immer wieder der
Eindruck erweckt, als konnte man das mit einem
Federstrich oder einer Sanierungsstrategie hier in
Bremen von der GeNo allein losen. Kann man
nicht, nicht in der GréBenordnung, weil zum Bei-
spiel der Kapitaldienst fiir den Teilersatzneubau
am Klinikum Bremen-Mitte (TEN) immer noch zu
Buche schlagt. Ein Fehler, man konnte den TEN
nicht aus dem laufenden Geschaft heraus finanzie-
ren. Ein Stiick weit muss der Kapitaldienst aber im-
mer noch finanziert werden.

Wir wissen, dass dieses negative Betriebsergebnis
auch zustande kommt, weil es Bereiche gibt, die
werden gar nicht auskommlich finanziert. Ich habe
es hier schon gesagt, ich glaube, weil es so einen
Antrag schon drei- oder viermal gegeben hat: Pro
Notfall bekommt die Notfallaufnahme 47 Euro.

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert
Euro!)

[FDP]: 49

49? Einer passt auf: 49 Euro. Ist jetzt aber auch nicht
so richtig viel mehr. Wir haben auch im Control-
lingausschuss wieder gefragt, weil unsere Neigung
zu Fragen ist ja groB: Was macht das eigentlich aus?
In welchen Bereichen haben wir eigentlich unterfi-
nanzierte Vorsorge anzubieten? Da wurden ein
paar Sachen gesagt, unter anderem die Notfallam-
bulanz. Das addierte sich auch auf 10 Millionen
Euro. Deswegen ist es meines Erachtens vollstan-
dig in Ordnung, wenn wir feststellen, wir haben
Bereiche, die sind nicht auskommlich finanziert,
wir wollen aber, dass das ist, dass dann ein Be-
triebskostenzuschuss von der Stadt oder von der 6f-
fentlichen Hand geleistet wird, weil wir diese
Dinge brauchen, um die gesundheitliche Versor-
gung zu machen. Es ist einfach nicht zulassig, das
alles in einen Topf zu rihren und es aufeinander
aufzuaddieren. Da muss man einmal prazise sein.

Wenn man ernsthaft an einer Sanierung und einer
wirtschaftlichen Verbesserung der GeNo interes-
siert ist, dann muss man deutlich, deutlich praziser
werden, die einzelnen Facetten auseinanderrech-
nen. Ich erinnere da immer an ein Zitat, ich weiB
gar nicht von wem es ist, aber das sagt: Fur jedes
komplexe Problem gibt es eine einfache Losung.
Und die ist falsch. Deswegen miissen wir prazise
sein. Ich bin ziemlich sicher, dass der Bericht, den
wir nachste Woche im Controllingausschuss be-
kommen,

(Glocke)

und der geht mit Sicherheit auch an die Deputa-
tion, dass der uns die Frage, wie viel Personalabbau
konnen wir uns iiberhaupt leisten, ohne die ge-
sundheitliche Versorgung zu gefdhrden, dann be-
antwortet. — Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit!

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ralph Saxe.

Abgeordneter Ralph Saxe (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Erst einmal mochte ich erklaren, dass ich meiner
Kollegin Ilona Osterkamp-Weber gute Besserung
winsche, die eigentlich hier hétte stehen sollen.
Ich hoffe, dass sie bald wieder unter uns ist.

(Beifall — Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]:
Wir schlieBen uns den Wiinschen an!)

Das ist schon, Herr Dr. Buhlert. Ich habe mich auch
nach dem Sinn dieses Antrages gefragt, vor allen
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Dingen im Lichte dessen, was wir nachste Woche
in den Controllingausschuss bekommen. Das ist im
Prinzip genau das, was Sie in diesem Antrag for-
dern. Es ware auch meiner Ansicht nach serios ge-
wesen, wenn Sie das gesehen hatten — Sie wussten
das ja schon seit einem Monat, dass das kommt —
und, dass Sie dann sagen, okay, die Terminierung
ist nicht ganz glicklich, und vielleicht sollten wir
erst serios das abwarten, was dort berichtet wird,
und dann machen wir vielleicht einen modifizierten
Antrag davon. Das hatte ich ja verstanden. So aber
ist es ein Schaufensterantrag, und so ist es auch
nicht serios, wie ich finde.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Dann erwecken Sie so ein bisschen den Eindruck,
als wenn das alles intransparent ware, als wenn die
Parlamentarier nicht gut informiert worden waren.
Sie sitzen ja nun zumindest auch in einem Aus-
schuss, in dem ich auch mit sitze, da wird uns mo-
natlich ziemlich ausfihrlich berichtet. Am 3. Feb-
ruar wurde uns auch uber das grobe Personalkon-
zept berichtet. Am 12. Mai wurde das noch einmal
vertieft, und dann wurde erklart, dass man all das,
was Sie fordern — namlich sich die Stellenpldne der
Standorte und der Geschaftsbereiche anzuschauen
—, an uns berichtet. Dann kommt dieser Antrag und
suggeriert: Weil wir, die CDU, so stark gewesen
sind, hat das Gesundheitsressort das einen Monat
spater vorgelegt. Das ist nicht ganz serios, Herr
Bensch, wirklich nicht.

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU])

Was ich nicht aus Threm Antrag herausgelesen
habe, ist, dass Sie jetzt mehr als 440 Stellen haben
wollen. Das konnte ich da nicht herauslesen. Ich
glaube, so wie Sie ist auch die Koalition auf der Su-
che, was tatsachlich die angemessene und richtige
Zahl ist. Das wird am Ende nicht 440 sein, sondern,
das wissen Sie auch, das ist ausgerechnet worden,
wie man eben dieses EBITDA erreichen kann, was
fir eine Zahl das ist. Das ist erst einmal nicht will-
kirlich, sondern von der Refinanzierung her ist das
der richtige Ansatz. Es ist nattrlich aber nicht der
einzige Ansatz, den wir dabei wahlen konnen, dass
es monetar auskommlich ist, wenn wir tiber Kran-
kenhduser am Ende reden.

Es ist schon erwahnt worden: Die Pflege ist aus-
dricklich dabei ausgenommen worden. Das ware
ja auch blodsinnig, wenn man das nicht machen
wirde, weil das ja zum groBten Teil refinanziert
wird, wenn es keine Leiharbeit ist. Deshalb, glaube
ich, kann man ganz klar sagen, dass man auch die

Erwartung an das Ressort hat, dass auch die Pflege
zukiinftig von solchen Kiirzungen ausgenommen
wird. Das ist auch logisch, das ist schon erwahnt
worden. Es ist jetzt ein sehr langes Wort, was ich
sage, da gilt namlich die Pflegepersonaluntergren-
zenverordnung. Aus dem Grunde ergibt es uber-
haupt keinen Sinn, dass wir in dem Bereich ab-
bauen. Ich vermute sogar, dass wir noch aufbauen
miissen, also in dem Bereich mehr Personal mitei-
nander haben wollen.

Wie gesagt, darum geht es nicht nur. Es geht natiir-
lich auch um die Qualitdat im Gesundheitswesen. Es
geht nicht nur um das reine Geld, sondern es ist
wichtig, dass die Qualitat erhalten wird, dass dieser
Standort attraktiv wird auch fiir Personal, das wir
dringend suchen, und dass die Arbeitsbedingun-
gen eben auch fir die Menschen so sind, dass sie
hier gern arbeiten. Nur so werden wir die dringend
benoétigten Leute, gerade auch im Pflegebereich,
bekommen kénnen.

Ich bin im Prinzip Ihrer Ansicht, dass die Ambulan-
tisierung ein groBes Problem darstellt. Ich glaube
auch nicht, dass die Sichtweise, zu sagen,

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU])

na ja, wir erreichen das Niveau, was wir vorher hat-
ten, einfach so wieder — —. Das, glaube ich, kann
zumindest fraglich sein, weil man nicht weiB}, wie
weit diese Ambulantisierung fortschreitet. Bei mir
im Stadtteil ist das das St. Joseph-Stift, und ich sehe
—nicht jahrlich, aber alle paar Jahre —, wie ein Arz-
tehaus nach dem anderen dort aus dem Boden
spriefit und einen guten Job macht, das muss man
auch sagen, und eben tatsachlich Patienten und Pa-
tientinnen dort verlorengehen.

Das muss man, glaube ich, weiterhin mit einbezie-
hen. Da haben Sie nicht den Stein der Weisen ge-
funden, ob das irgendwann einmal aufhort an einer
bestimmten Stelle, aber, ich glaube, dartiiber mis-
sen wir uns alle im Klaren werden. Geht dieser
Weg weiter? Fiihrt das dazu, dass wir weiter abneh-
mende Fallzahlen haben werden? Fiihrt das mog-
licherweise dazu, dass wir im Augenblick zu viele
Betten haben? Darliber muss man reden, das weiBl
ich noch nicht, aber, ich glaube, man muss sich dem
Thema widmen, dass das, was beim St. Joseph-Stift
ganz eindeutig zu sehen ist, dass es diesen Trend
in bestimmten Bereichen zur Ambulantisierung
eben gibt.

Ich sehe am St. Joseph-Stift eben auch: Die machen
ja nicht alles. Die suchen sich Sachen heraus, die
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fur sie profitabel sind. Auch da miissen wir, wenn
wir uber Krankenhausbedarf insgesamt reden in
dieser Stadt, diese Krankenhausbedarfsanalyse fur
alle Krankenhduser in dieser Stadt hinbekommen,
weil ich glaube, dass man das nur insgesamt be-
trachten kann. So weit fiir die erste Runde. — Vielen
Dank!

(Beifall Biindnis 90/DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus
Bubhlert.

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Die CDU fragt nach Fakten. Das ist legitim, und sie
macht das, indem sie einen Antrag stellt. Einige
dieser Fakten werden im Controllingausschuss ge-
liefert, einige an anderer Stelle, aber es ist legitim,
einen Antrag zu stellen, mit dem man Zahlen ab-
fragt und um Berichte bittet. Deswegen unterstiit-
zen wir das. Nicht richtig ist aber die Darstellung
an einigen Stellen, und das muss man durchaus dif-
ferenzierter abbilden, namlich in Bezug auf die
Frage: Wer und welche Stellen werden hier abge-
baut? Da ist es in der Tat so, dass zu Recht im Pfle-
gebereich nicht abgebaut wird, dass der davon aus-
genommen ist. Wir haben auch in einer der Sitzun-
gen wahrgenommen, dass liber Wiederbesetzung
von Stellen beraten wird, wenn sie notwendig ist.

Dass das Ganze nicht den Eindruck eines strategi-
schen Vorgehens hat, das sei zugestanden. Und
das sehe ich auch so. Doch, ehrlich gesagt, ist das
Ganze auch ein Prozess in einer Situation, die sich
verandert. Damit meine ich nicht nur die Pande-
miesituation, sondern wir haben die Ambulantisie-
rung, einen gegenldufigen Trend vielleicht. Wir ha-
ben die Frage: Welche Leistungen gehen zurtick?
Wir haben Personaluntergrenzenverordnungen,
wir haben die Frage zu klaren: Wie sieht es denn
aus mit Resilienzreserven im System, damit das
System eben auch in der Lage ist, kunftig Notfalle
aufzufangen? Wir haben die Frage zu beantworten:
Wie sieht es denn aus mit dem kunftigen Gesund-
heitssystem und — Herr Rupp hat zu Recht gefragt —
mit der Bezahlung der einzelnen Leistungen aus?
Insofern ist das ein Prozess in einer sich verandern-
den Umgebung.

Trotzdem kann man die Fakten abfragen, und man
muss sie auch diskutieren und sich fragen: Was
lauft denn da eigentlich schief? Ich glaube, es lauft
bei der GeNo weit mehr schief, als hier angedeutet

ist. Das liegt eben auch an Organisation und Ma-
nagement und auch an der Gesundheitsbehoérde.
Denn, die Frage ist doch, und die haben wir eigent-
lich schon diskutiert: Welche Auftrage soll die
GeNo in Zukunft bearbeiten? Wo ist die Lande-
krankenhausplanung, die dafiir notwendig ist? Die
Frage: Wie soll die GeNo zukiinftig organsiert sein?
War es wirklich ein kluger Schachzug, eine Ein-
heitsgesellschaft zu schaffen? Die CDU hat damals
darauf gedrangt, der Senat hat es umgesetzt, ich
habe es damals nicht fiur klug gehalten, halte das
auch heute noch fiir ein unsteuerbares System.

Bremen ist nach wie vor schuldig zu beweisen, dass
es Krankenhaus kann. Die Frage ist eine, die auch
zu diskutieren ist: Wie geht es weiter in dem Sys-
tem und der Organisation? Insofern bleibt die
Frage: Wie kann man das Ganze besser organisie-
ren?

Ein Punkt, der angesprochen worden ist und der
bei allen doch negativ klang, den mochte ich ein-
mal anders akzentuieren: Arbeitnehmeriiberlas-
sung. Ja, da will man etwas wissen, um herauszu-
bekommen: Kann man das effektiver organisieren?
Aber, ich bin sicher, bei allem, was ich aus dem
Pflegebereich und dem Krankenhaussektor im Mo-
ment hore, ohne Arbeitnehmeriberlassung kénn-
ten wir den Gesundheitssektor und den Pflegesek-
tor im Moment nicht machen, nicht leisten, und ich
bin dankbar, dass es auch diese Menschen gibt, die
einspringen, wo Licken sind, denn, wenn diese Lii-
cken gerissen wirden, wirden wir Gesundheit
nicht schaffen.

(Beifall FDP)

Insofern bin ich gespannt auf die Antworten des
Senats. Ich glaube, wir bekommen sie nicht auf Ba-
sis dieses Antrags, weil er abgelehnt werden wird,
soweit kenne ich die Debattenlage, aber auf die
Antworten im Controllingausschuss. Dann werden
wir uns die Antworten genau ansehen, und dann
werden wir auch hoffentlich bald eine Landeskran-
kenhausplanung bekommen, eine Strategie des
Bundes und des Landes, wie wir Krankenhduser
resilient aufstellen, und wir werden hoffentlich
bald wissen, wie die Personaluntergrenzen sind.
Das betrifft dann hoffentlich nicht nur Pflege, son-
dern vielleicht auch é&rztliche Ausstattung, und
dann werden wir wissen, wie es denn weitergeht
mit der Krankenhausfinanzierung, denn da bleibt
viel zu tun. Da gibt es auch viele Aufgaben, die
noch unerledigt sind. Insofern: Berechtigte Fragen,
ich bin gespannt auf die Antworten. — Herzlichen
Dank!
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(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Rainer Bensch.

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Frau Prasi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Danke fur die Redebeitrage, die auch viel sachlich
Wertvolles in sich hatten, das will ich gar nicht ab-
streiten.

Dennoch erweckt die Koalition den Eindruck, dass
sie gemeinsam leidet, namlich unter einer Allergie.
Anscheinend leiden Sie unter einer Allergie, was
parlamentarische Kontrolle durch die Opposition
angeht. Ich werde mich dadurch nicht beeindru-
cken lassen. Wir als CDU-Fraktion werden, wie
schon seit vielen Jahren, parlamentarisch Druck
ausliben, damit wir genau diese beiden Ziele errei-
chen: Personal halten, aber auch den kommunalen
Klinikkonzern gesunden, sanieren, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU)

Die Kritik kommt ja nicht nur von uns, die kommt
ja sogar aus dem Gesundheitsressort selbst. Sie ha-
ben da eine Abteilung Kommunale Klinik, und die
schreibt nicht das erste Mal in diversen Vorlagen,
dass dieser Trend einfach nicht mehr da ist, dass
man die Fallzahlen erhoht. Die schreiben das
Schwarz auf Weill und sagen — —.

(Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp [DIE LINKE]:
Wo ist denn das Bemerkenswerte daran?)

Eben, das Bemerkenswerte daran ist — und das ist
der Unterschied zum Controllingausschuss: Wir ge-
hen immer von einem gesundheitspolitischen An-
satz aus und nicht von einer rein physikalischen
Betrachtung, Herr Rupp. Das mag uns auch unter-
scheiden. Ich habe mir auch auf YouTube den Par-
teitag der LINKEN angeschaut, ich werde mir auch
den nachsten anschauen. Ist vielleicht auch die
nicht beantwortete Frage, wie es am Klinikum
Links der Weser angeht, der Grund, dass Ihr Partei-
tag nicht stattgefunden hat? Auch das sind Fragen,
die gehéren mit zur parlamentarischen Beratung,
meine sehr geehrten Damen und Herren!

(Beifall CDU)
Ich kann Ihnen sagen, es wird unterhaltsam sein.

Es war schon auf YouTube bei Thnen zuzuschauen,
was da fur Antrage im Raum standen, wie Sie Thre

Senatorin unter Druck gesetzt haben. Ich unter-
stelle der Senatorin keine schlechten Absichten,
aber sie braucht die Riickendeckung der Parlamen-
tarier, und daran fehlt es. Das sehen wir auch wie-
der morgen bei den Haushaltsberatungen: Es sind
nicht ausreichend Investitionsmittel fur alle Klini-
ken da,

(Zuruf Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE])

und fir das Klinikum Links der Weser ist erst recht
nichts da, um diesem Klinikum, das gute Arbeit
leistet, auch eine sichere Zukunft zu gewahrleisten.

(Beifall CDU)

Dafiir tragen Sie die politische Verantwortung. Das
konnen Sie nicht wegreden, und seien Sie noch so
gut rhetorisch vorbereitet.

(Zuruf Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE])

Ich will Ihnen einmal erzdahlen, was bei einem Ver-
gleich, einer Benchmark der Allianz kommunaler
GroBkrankenhéduser auch an Fakten auf den Tisch
kommt. Erstens: Das hohe Alter der Beschaftigten.
Das kann man zwar nicht einfach so wegbeamen,
aber auch das gehort zu einer mittel- und langfris-
tigen Politik, immer darauf zu achten. Wir wissen,
dass das mit Krankenstand zu tun hat, mit héheren
Personalkosten und so weiter.

Dann noch einmal: Im Vergleich der kommunalen
GroBkrankenhduser hat die GeNo eine hoéhere,
eine deutlich héhere Anzahl von Fiihrungspositio-
nen, insbesondere bei der Arzteschaft. Sie hat eine
uberdurchschnittlich hohe Teilzeitquote im arztli-
chen Dienst. Sie hat deutlich héhere Krankheits-
kosten, vor allem im Pflegedienst. Sie hat hohere
Personalkosten in allen Bereichen.

Wenn Sie dann am Ende schauen, EBITDA, das Er-
gebnis vor Steuern, dass auch da eine deutlich und
zwar negative Abweichung ist im Vergleich kom-
munaler GroBkrankenhduser, dann sehen Sie doch:
Wir kommen nicht voran, wir miissen neue Schritte
gehen, und das heiit, Schluss machen mit der in-
transparenten Personalstrategie hin zu einer wirk-
lich medizinorientierten Personalstrategie. Das
fehlt hier. Deswegen unser parlamentarisches En-
gagement. Deswegen dieser Antrag. Ich bitte Sie
noch einmal um Zustimmung zu diesem gut gelun-
genen CDU-Antrag. — Vielen Dank fiir Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall CDU)
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Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ralph Saxe.

Abgeordneter Ralph Saxe (Biindnis 90/Die Gru-
nen): Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Es wird ein bisschen redundant. Ich wundere mich
jetzt, dass Sie gerade eben die Senatorin verteidigt
haben, obwohl ich finde, dass Sie in Threm Antrag,
den Sie geschrieben haben, etwas ganz anderes
gesagt haben. Sie haben da gesagt: Ausgerechnet
bei einer linken Gesundheitssenatorin fuhrt es
dazu, dass wir ganz besonders viel Leiharbeit ha-
ben. Das ist natiirlich extrem populistisch, das muss
man sagen.

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU])

Sie wissen ganz genau, warum diese Zahlen ge-
rade in Coronazeiten hochgegangen sind. Deswe-
gen finde ich das relativ unverschamt, das so mitei-
nander zu verbinden. Ich erlebe die Senatorin als
unaufgeregt, sie holt sich viele Informationen
heran, und ich finde, dass sie einen guten Job
macht. Deshalb finde ich das, wie Sie das da ge-
macht haben, absolut nicht in Ordnung.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Mit der Leiharbeit sind wir uns ja einig. Wenn zum
Beispiel dauerhaft Stellen in der Pflege nicht be-
setzt werden konnen, die wir brauchen, miissen wir
sehen, dass wir diese Stellen besetzen konnen. Das
ist doch vollkommen klar. Wir werden nicht ohne
Leiharbeit in diesem Bereich auskommen. Darum
gibt es doch uberhaupt keine Debatte. Wir wollen
bloB so wenig wie moglich. Ich glaube, in dem Ziel
sind wir uns komplett einig, und das, glaube ich,
wird auch transparent dargestellt. Sie tun immer so,
als wenn wir nichts gesagt hatten. Sie bekommen
einen monatlichen Bericht mit allen Kennzahlen.
Das ist eingefuhrt worden. Das haben Sie mit Si-
cherheit auch durchgelesen, aber nicht ausgewer-
tet.

Sie haben gefordert, dass wir eine Personalbedarfs-
analyse, einen Plan dafiir machen. Der wird nun
vorgelegt nachste Woche. Warum um Himmels wil-
len warten Sie das nicht erst einmal ab, bevor Sie
hier eine Debatte einfach in den luftleeren Raum
hineintragen?

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)
Was ich aber unterstiitzen wirde, ist das, was Herr

Dr. Buhlert gesagt hat. Das finde ich immer wieder:
Dieser Bereich der Landeskrankenhausplanung,

der ist mir personlich auch wichtig. Ich finde, daran
mussen wir irgendwie alle gemeinsam miteinan-
der, nicht aufgeregt, sondern unaufgeregt. Ich
glaube aber, das ergibt Sinn, sich dieses gesamte
Konstrukt anzuschauen, da bin ich vollkommen Ih-
rer Meinung. Ich finde auch, dieses Thema Pool,
was wir angefangen haben, was ja auch nicht un-
erfolgreich ist, das sollten wir, meiner Ansicht nach,
versuchen auszuwerten und weiter zu machen,
auch im Sinne davon, weniger Leiharbeit am Ende
zu bekommen.

Dann ist da noch der Punkt MDK-Prifungen. Da
sind wir, meiner Ansicht nach, immer noch nicht
gut aufgestellt. Das kostet immer noch viel zu viel
Geld. Das sind also quasi die Prifungen, die die
Krankenkassen machen. Da laufen wir immer ein
Stiick weit hinterher. Die sind uns immer ein Stiick
in dem Bereich voraus. Da muss man ja sagen, dass
die gesetzlichen Grundlagen negativ verandert
worden sind zugunsten der Krankenkassen und
zum Nachteil der Krankenhduser. Ich hoffe, dass
die Regierung, die es bald geben wird, die eine
neue ist, sich dieses Themas noch einmal widmen
wird und die Krankenhduser — indem sie das wie-
der umkehrt — dann wirklich wirksam starken wird.
— Vielen Dank daftir!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Klaus-Rainer

Rupp.

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE):
Hier riecht es nach Alkohol.

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FPD]: Das ist
der Vorteil der Pandemie!)

Frau Prasidentin, sehr verehrte Damen und Herren!
Wir sind eine demokratische Partei, und es diurfen
auf einem Parteitag Menschen Antrage stellen, die
sie fur richtig halten. Die Beurteilung, inwieweit
wir unserer Senatorin den Riicken stdrken oder
nicht, hdngt nicht an den eingereichten Antragen,
sondern an den beschlossenen, und das werden wir
im Januar sehen. Punkt eins. Punkt zwei: Ich weill
nicht, welche verschworungstheoretischen Biicher
Sie lesen, aber zu unterstellen, wir hatten den Par-
teitag abgesagt, weil Antrage zum Gesundheitssys-
tem

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU])
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auf der Tagesordnung standen, ist nattrlich sehr
abenteuerlich.

(Beifall DIE LINKE)

Ich werde das genau nachvollziehen und werde
schauen, ob da irgendwie eine geheime Verschwo-
rung des Landesvorstandes vorliegt.

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU])

Nein, das ist doch Blodsinn! Wir haben das Ding
abgesagt, weil Pandemie ist und weil wir noch
keine Alternative hatten, das online zu machen.
Das ist der einzige Grund.

(Beifall DIE LINKE)

Was ich auch schwierig finde, ist: Es gibt meines
Erachtens im Controllingausschuss tiiberhaupt kein
Indiz dafiir, dass es Bestrebungen gibt, Intranspa-
renz walten zu lassen. Was wir als Controllingaus-
schuss insgesamt — aber auch insbesondere diese
Koalitionsfraktion — an Berichten einfordern, an
Fragen stellen und so weiter — ich bin ziemlich si-
cher, so etwas hat es vorher nicht gegeben. Selbst,
wenn jemand im Aufsichtsrat der GeNo gewesen
ist, hat der auch nicht jeden Monat die neuesten
Zahlen auf den Tisch bekommen. Das ist eine be-
sondere Situation. Zu unterstellen, wir wiirden die
Probleme, die Sie benennen, nicht sehen, ist nattir-
lich wieder nur populistischer Quatsch.

Das, was Sie hier vorgelesen haben, diese Bench-
mark: Wenn wir ein zu hohes Durchschnittsalter
der Beschaftigten in der GeNo haben — wie sollen
wir das andern? Die dlteren Kolleg:innen einfach
entlassen und dafur jingere einstellen oder wie?
Das ist eine Entwicklung, die gibt es nicht erst seit
zwei Jahren. Das ist eine Entwicklung, die seit zehn
Jahren, seit 15 Jahren existiert. Moglicherweise ist
es ein strukturelles Versagen, und da muss man
hinschauen, ob das so ist, und das kann man an-
dern. Aber, dann muss man sich dieses Problem an-
schauen und dafiir eine Losung finden und nicht al-
les in einen Topf rihren. Das Gleiche gilt fiir hohe
Teilzeitquoten im arztlichen Dienst. Ich bin ziem-
lich sicher: Der Bericht, den wir bekommen, wird
deutlich machen, dass es immer mehr Mode bezie-
hungsweise eine Zeiterscheinung ist, dass Men-
schen in Teilzeit arbeiten. Das ist ein Problem auf
bestimme Weise.

(Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Das kann
auch eine Chance sein!)

Wir haben auch gefragt: Was ist denn sozusagen
das Potenzial? Wenn jetzt weniger Leute Teilzeit
machen wirden, haben wir dann Potenzial zum
Beispiel, um Leiharbeit zu vermeiden oder den
Fachkraftebedarf vorzubereiten? Ich bin ziemlich
sicher, da finden wir in dem Bericht eine Antwort.
Diese ganzen Probleme, die hier stehen: Niemand
in der Koalition redet sie klein, niemand in der Ko-
alition ignoriert sie, aber wir machen uns die Miihe,
jedes Problem einzeln anzuschauen, ihre Wechsel-
wirkungen untereinander zu beleuchten und eine
Losung vorzuschlagen und zu finden, die tatsach-
lich diese Probleme angeht und 16st.

(Beifall DIE LINKE — Abgeordneter Rainer Bensch
[CDU]: Da kommt ja nichts!)

Es kommt nichts? Entschuldigung, in IThrem eige-
nen Antrag kritisieren Sie einen Sanierungsplan
bis 2025. Auf der einen Seite sagen Sie, der bertiick-
sichtigt nicht den Leistungsriickgang, und auf der
anderen Seite sagen Sie, man kann wahrscheinlich
440 Leute nicht entlassen.

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU])

Was kommt, sind immer konkrete Vorschldage im
Einzelnen und im Besonderen, und das, was an
Vorschldagen auf dem Tisch liegt, das werden wir
sehen. Ich bin ziemlich sicher, dass die Notwendig-
keit, die GeNo zu sanieren, hoch ist.

Noch einmal: Vorrang hat die gesundheitliche Ver-
sorgung in Bremen, insbesondere in Pandemiezei-
ten. Manchmal kommt es mir so vor — —. Ich sage
einmal, wenn eine hohe Waldbrandgefahr ware
und uberall Waldbrande ausbrdachen, kdame nie-
mand auf die Idee zu priifen, ob man nicht viel-
leicht zu viele Feuerwehrleute hat.

Was wir machen, ist manchmal, das empfinde ich
personlich so, auch nicht ganz folgerichtig. In einer
Pandemie, von der wir noch nicht wissen, wann sie
zu Ende ist, fragen wir als Erstes: Haben wir nicht
moglicherweise zu viel Personal im Krankenhaus?
Das ist eine Herangehensweise, die ich personlich
schwierig finde in den heutigen Zeiten.

(Beifall DIE LINKE - Zuruf Abgeordneter Dr. Mag-
nus Buhlert [FDP])

Dieser Logik folge ich nicht. Ich folge Ihnen in vie-
len Problemanalysen, und ich bekenne und ich
sage: Wir brauchen natirlich eine Sanierungsstra-
tegie, wir brauchen eine neue Gesundheitsstrate-
gie. Wir missen eine Personalplanung haben, die
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sich an den Bediirfnissen der Patient:innen orien-
tiert, und diese bekommen wir.

(Glocke)
— Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit!
(Beifall DIE LINKE, Bundnis 90/Die Griinen)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk.

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will
das noch einmal unterstreichen: Es gibt in dieser
Burgerschaft keine andere Einrichtung, uber die so
intensiv, so detailliert, so kontinuierlich und in so
kurzen Abstanden informiert wird wie tiber die
GeNo.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Vor diesem Hintergrund kann man vielleicht Prob-
leme haben, dass man die Zahlen sich noch selbst
richtig zusammenstellen kann und deshalb den
Wald vor lauter Baumen nicht sieht, das kann sein.
Aber, dass wir hier in der Tat ein groBes Problem
haben, dass uns immer noch wieder Daten fehlen,
das muss ich in diesem Fall zurtickweisen. Ich kann
nur noch einmal unterstreichen: Ich gehe davon
aus, dass wir in der — Klaus-Rainer Rupp hat gesagt
— nachsten oder tibernachsten Woche diese Ant-
worten auf die Berichtsbitte erfiillt sehen werden.
Dann, Herr Bensch, werden wir uns das gemein-
sam ansehen, und dann hoffe ich, dass wir das auch
im Controllingausschuss mit IThnen machen kon-
nen.

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU])

Dann werden wir uns anschauen, was uns noch
fehlt. Ich wurde aber, ehrlich gesagt, einmal ——. Ich
meine, Sie bringen hier Dinge und sagen, da ist das
hohe Alter. Ja, Sie merken, glaube ich, gar nicht,
dass Sie damit etwas in der Hand haben, wo Sie
hatten sagen konnen: Da fehlt mir etwas. Es ist
doch so, dass wir in der Tat bei der Frage mit der
personellen Entwicklung in diesem Bereich, bei der
Weiterentwicklung, bei den Zukunftsperspektiven
der GeNo uns auch fragen miussen: Ja, jetzt wird
die Fluktuation ausgenutzt. Aber, wo bewegen wir
uns denn eigentlich hin, wenn wir ein hohes Alter
haben und die Fluktuation, die Abgdnge zuneh-
men? Wie groB sind die denn? Was kommt da auf

uns zu? Da haben wir doch eine enorme Herausfor-
derung, und Sie verweisen einfach irgendwo auf
ein Papierstiick der Allianz.

Da liegt eine Aufgabe, ja, die miissen wir angehen.
Das miussen wir einmal vor die Augen nehmen in
dem Bereich. Da miissen wir uns klarwerden, wenn
es um eine Strategie geht, darauf zu antworten,
dann ist das gar nicht allein eine Strategie von der
GeNo. Denn, das Kernproblem, das wir hier doch
angesprochen haben, ist doch, es fehlt an Personal
in diesem Bereich. Deshalb haben wir auch die ho-
hen Anzahlen von Leiharbeit. Wir miissen darauf
zuruckgreifen, weil der Markt so eng ist und man
so etwas in diesem Bereich machen kann. Deshalb
ist es doch wichtig in diesem Bereich, dass das, was
wir hier in Bremen machen, namlich uns der Frage
verstarkt zuzuwenden, wie konnen wir die Ausbil-
dung in diesem Bereich starken, dass wir die richtig
angehen.

Das, was hier — und das mag sich jeder einmal an-
schauen —in Bremen eingeleitet worden ist mit dem
Projekt ,Bremen Gesundheitscampus"”, der auch
im ganz groBen Kern erst einmal ein Pflegecampus
ist, da geht es darum, hier in Bremen mit dem An-
spruch, ein tatsachliches Leuchtturmprojekt auf die
Beine zu bringen, was auch Attraktionen entfalten
kann, was Leute von woanders hier hinbringt und
bei dem wir darauf hoffen und hoffen kénnen, dass
ein gewisser Klebeeffekt sich hier entwickelt und
wir den Vorteil haben, dass diese Menschen, die
hier, wenn sie gut ausgebildet sind, wenn sie Bre-
men kennengelernt haben, dass sie hier in diesem
kleinen Bundesland auch bleiben. Das ist eine Stra-
tegie, die wir in diesem Bereich ansetzen, und da
missen wir dies in der Gesamtheit denken.

Ich glaube, dass wir damit auch das darin haben
miussen, was Klaus-Rainer Rupp auch angespro-
chen hat. Ja, die Anspriiche, in diesem Gesund-
heitssektor zu arbeiten, was Freizeit angeht, was
Arbeitsbelastung angeht, was Flexibilitat angeht,
das sind unsere Sachen, mit denen wir punkten
konnen, bei denen wir aber auch gefordert sind, et-
was zu entwickeln. Das sind dann keine Sachen,
die tagtdglich, auch monatlich, berichtet werden in
diesem Controllingausschuss. Da werden wir se-
hen, welche Strukturen umgesetzt werden miissen.
Dartiiber miissen wir diskutieren, und wir werden
auch darauf schauen miissen, wie das in dem Ge-
samtbestand der GeNo tiber alle Standorte dann
hinweg tatsdchlich auch koordiniert, orchestriert,
abgestimmt und so entwickelt wird, dass Leute
Lust haben, in diesem Sektor zu arbeiten. — Danke
schon!
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(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus
Bubhlert.

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Ich habe mich noch einmal gemeldet, weil der Kol-
lege Rupp zu Recht darauf hingewiesen hat, dass
wir diese Diskussion fiihren, obwohl wir eigentlich
eine andere Diskussion fihren missten: Wie stellen
wir Krankenhauser resilienter und pandemiefahi-
ger auf und welche Vorhaltereserven haben wir?
Ja, diese Diskussion miissten wir fliihren, sie ist
uberfallig. Wir haben sie im letzten Sommer ange-
mahnt und Vorschlage von der Senatorin erbeten.
Der Bund arbeitet auch an dem Thema. Der bishe-
rige Bundesgesundheitsminister hat da nicht gelie-
fert.

Insofern bleiben wir weiter bei dem Thema aktiv,
und es muss tatsachlich ausgearbeitet werden, wie
wir unser Gesundheitssystem resilienter aufstellen.
Da bin ich ganz bei Ihnen, dafiir brauchen wir Lo-
sungen, aber auch Finanzierungen. Denn, solange
das nicht finanziert ist und keiner ein resilientes
System aufstellen kann, mussen wir uns ja fragen:
Konnen wir uns die Defizite leisten, wenn keiner
ein resilientes System aufstellt, was wir uns aber
wilnschen wiirden?

Ansonsten haben wir hier immer wieder die Dis-
kussion uber Pflegepersonal. Das ist gar nicht von
dem Personalabbau betroffen. Es ist aber auch
Fachkraftemangel an der Stelle. Aber, in der Tat,
wo wir ein Problem haben, ist die Arzteschaft.
Arzte und Arztinnen fehlen auf der einen Seite, und
an anderer Stelle sind sie zu viel.

Das ist genau die Aufgabe des Umsteuerns jetzt bei
der GeNo, die sicherlich viel Kleinarbeit ist. Aber
insgesamt, und das ist auch klar, wird eine Perso-
nalstrategie bei der GeNo momentan nicht deut-
lich. Das kann auch erst deutlich werden, wenn die
Landeskrankenhausplanung abgeschlossen ist.
Darauf konnen wir aber nicht ewig warten. Inso-
fern bleibt es Aufgabe, hier die Hausaufgaben
schnell und zligig zu machen, damit die Antworten
gegeben werden koénnen, die dringend, dringend
notwendig sind, um die GeNo besser aufzustellen.
Denn, dass wir — Arno Gottschalk hat es gesagt — so
oft dartiiber sprechen, liegt ja einfach daran, dass
wir so oft dariber sprechen miissen, weil es uns
nicht gentigend schnell vorangeht.

(Beifall FDP)

Man muss sich dabei vor Augen fiithren: Das ist das
groBte finanzielle Risiko, das die Stadtgemeinde
Bremen tragt. Welche anderen Sachen wir machen
konnten, wenn das Gesundheitssystem besser auf-
gestellt ware, besser die stadtischen Krankenhdu-
ser, da sind wir uns sicherlich alle einig: Millionen
Euro, achtstellige Millionenbetrage jedes Jahr
koénnten wir uns leisten. Daflir wiirden wir lieber
Schulen und Kindergéarten weiter ausbauen, Ganz-
tagsschulen bauen und andere Dinge fielen uns
ein, Sportstatten und so weiter. Das hatten wir lie-
ber, als diese Defizite immer ausgleichen zu mis-
sen als Anteilseigener. Trotzdem bleibt es Aufgabe,
den Klinikkonzern gesund aufzustellen, damit er
seine  Gesundheitsdienstleistungen erbringen
kann. Bremen muss lernen, Krankenhaus zu kon-
nen. — Herzlichen Dank!

(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten liegen
nicht vor. Als ndachste Rednerin hat das Wort Sena-
torin Claudia Bernhard.

Senatorin Claudia Bernhard: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die Sache ist komplex und nicht einfach zu 16-
sen. Es ist auch viel Kleinarbeit, da hat Magnus
Buhlert ja vollstandig recht. Ich wiirde ganz gern
auch noch einmal auf den expliziten Antrag einge-
hen und den Kern der Sache, denn hier wurde sehr
viel angesprochen. Ist noch eine Einheitsgesell-
schaft zeitgemdfB? Wie sieht das mit der Kranken-
hausplanung fir das gesamte Land aus? Ich habe
das hier auch schon einmal an der Stelle erwahnt,
dass wir da am Werke sind, das mit allen Kranken-
hdusern abzustimmen mittels eines Gutachtens
und da entsprechend vorankommen sollen.

Es ist eine enorme Herausforderung, Investitionen
zu stemmen, das Personal entsprechend zu lenken,
wirtschaftlich zu sein, die optimale Gesundheits-
versorgung zu erreichen und das letztendlich auf
einem GeNo-Konzern, der eine Historie hat, die
sich gewaschen hat, sage ich einmal an der Stelle.
Das ist nicht gerade ohne.

Ich will aber zu Beginn eines unterstreichen: Die
GeNo hat in den letzten drei Jahren iiber 200 zu-
satzliche Vollzeitstellen in der Pflege geschaffen.
Da ist ein Teil durchaus iiber Umwidmung aus an-
deren Dienstdaten geschehen, aber es ist wirklich



Stadtburgerschaft — 20. Wahlperiode — 31. Sitzung am 07.12.2021

1743

ein echter Aufbau, und es hat jetzt auch noch ein-
mal zugelegt. Das ist mir extrem wichtig, denn, da
ist aufgebaut worden, und das ist nichts, was wir in
irgendeiner Weise als selbstverstandlich anneh-
men konnen, sondern wir haben auch im Zusam-
menhang mit dem, dass wir bundesweit auch durch
die Coronalage sehr viele Pflegekrafte verloren ha-
ben — das ist eine ganz bedrohliche Entwicklung,
die trifft alle Krankenh&auser und natitrlich auch die
GeNo -, ist das ein groBlen Erfolg.

(Beifall DIE LINKE)

Ich mochte aber nicht verhehlen: Die Lage ist an-
gespannt. Sie ist zum Teil bedriickend, und sie ist
vollkommen dem geschuldet, dass die Arbeitsbe-
dingungen in Krankenhdusern und naturlich auch
in der GeNo nicht immer gepragt sind von Verlass-
lichkeit und Vereinbarkeit. Wir brauchen Arbeits-
bedingungen, die die Pflegekrafte zurtickholen
und uns davor bewahren, zu viel Leiharbeit aufsto-
cken zu missen. Wir miissen das nach wie vor mas-
siv aufbauen. Es ist auch hier schon angesprochen
worden, das heifit, wir missen in die Ausbildung
investieren. Wir brauchen Ausbildungsplatze, die,
wirde ich einmal sagen, auf jeden Fall verdoppelt
werden miussen, um perspektivisch resilient zu
sein, um nachhaltig zu sein.

Das ist auch das Ergebnis dieser Personalbedarfs-
planung, die die GeNo jetzt im Ubrigen vorlegen
will. Ich will jetzt gar nicht detailliert darauf einge-
hen, das ist sehr minutios fiir den Controllingaus-
schuss auch vorbereitet worden. Es ist im Ubrigen
zu Recht kritisiert worden, dass bislang da kein
Pflegeaufbau eine groBe Rolle gespielt hat. Ich
mochte auch sagen, dass diese Personalbedarfspla-
nung schon lange gefordert worden ist, das stimmt.
Der Aufsichtsrat hat im Februar 2021 schon darauf
bestanden, und es gibt auch einen Beschluss der
Burgerschaft. Entsprechende Dinge, die Sie nach-
lesen konnen. Das hat sie ja nun gemacht, es ist
nicht ohne, es ist nicht trivial so etwas herauszufis-
seln, aber, es wird jetzt passieren.

Zu dem arztlichen Personalbedarf an der Stelle:
Der ist auf der Grundlage der neuen Schichtmo-
delle entwickelt worden und nicht der Bereit-
schaftsdienste. Das fiihrt durchaus zu Reibungsfla-
chen mit den Arzten und Arztinnen. Das ist ein
Feld, das sich langfristig nicht immer als so einfach
herausstellt. Das wird nattrlich jetzt auch deutlich.
Wir brauchen auch den Umbau zwischen den
Dienstarten bis 2026. Daran fiihrt letztendlich kein
Weg vorbei. Wir brauchen, und das ist das Schwie-

rige, eine Anpassung an die reale Leistungserwar-
tung. Das ist etwas, was in den letzten Jahren
durchaus aus dem Blick geraten ist.

Bereits vor Corona, also 2016 bis 2019, sind ja die
Leistungen zuriickgegangen, wdahrend ja gleich-
zeitig und dann noch einmal besonders im arztli-
chen Bereich massiv aufgebaut wurde. Diese
70 Vollkrafte, nur einmal als Beispiel, entsprechen
nicht mehr der Leistung, die geliefert wird. Das ist
auch nicht gut fir die Beschaftigten, weil die brau-
chen eine Krankenhausgesellschaft, auf die sie sich
verlassen konnen, die auch in ihrer Bestandigkeit
eine Perspektive braucht. Das ist der Horizont, den
wir auch aufmachen. Wir brauchen eben eine gute
Gesundheitsversorgung und gleichzeitig einen
verlasslichen Arbeitgeber, und dafir mussen wir
auch einen gewissen Rahmen bieten.

Die GeNo hat ebenfalls eine Aufstellung, eine Ana-
lyse tiibrigens zur Entwicklung von Leiharbeit ge-
liefert. Ich mo6chte auch, dass das ein Teil zur Ent-
mystifizierung beitragt. Der Anstieg der Leiharbeit
war massiv bis 2020, das trifft zu, ganz Uberwie-
gend iibrigens in der Pflege. Das hat im Ubrigen
auch massiv mit Corona zu tun. Im Jahr 2021 wurde
das aber wieder reduziert. Vor allem durch den
Aufbau der Pflege konnten wir das auch wieder ab-
bauen. Immer wieder, und ich sage es an der Stelle,
kann man das nicht eins zu eins als Kost nehmen,
sondern es gibt hier eine Refinanzierung tber das
Pflegebudget.

Ich will auch nicht verhehlen, dass es sich mir nicht
so ganz erschlieBt, wie dieser CDU-Antrag aufge-
baut ist. Auf der einen Seite mochte er eigentlich
keinen Personalabbau. Die Arzte, der Brandbrief
vom EIKi, darauf gehe ich gern gleich noch einmal
ein, also vom Eltern-Kind-Zentrum. Auf der ande-
ren Seite heiBt es aber, die Kosten sind zu hoch. Da
muss man dann schon sehen: Was will man denn
eigentlich? Nur einmal ein Beispiel vom EIKi: Da
bin ich auch zweimal in den letzten Wochen und
Monaten gewesen, um mir genau einmal die Prob-
leme schildern zu lassen. Es ist Abhilfe geschaffen
worden. Es wurde nachbesetzt. Es wurde gehort.
Das ist alles kein Prozess, der sich in zwei Tagen
abschlieBen lasst, aber, es ist nicht so, dass ohne
Sinn und Verstand irgendwo Kahlschlag betrieben
wird. Ganz im Gegenteil.

(Beifall DIE LINKE)
Ja, wir haben héhere Durchschnittskosten fiir unser

Personal. Das wurde hier auch schon erwahnt, weil
wir eben nicht in gleicher Weise auf beispielsweise



1744

Stadtburgerschaft — 20. Wahlperiode — 31. Sitzung am 07.12.2021

— das ist ein Bereich — Auslagerungen und Hausta-
rife setzen. Das machen zum Teil auch andere kom-
munale Kliniken. Das ist immer wieder eine Ausei-
nandersetzung bezliglich der Wirtschaftlichkeit,
aber, ich halte es fir richtig, dass wir nicht outsour-
cen und entsprechende Tarifabsenkungen vorneh-
men.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Wir werden auch, weil das eben hier in der Debatte
mit angesprochen worden ist, sehr transparente
Wege gehen, was die Standortentwicklung anbe-
langt. Da mussen wir auseinanderhalten: Was heif3t
gute Gesundheitsversorgung im Stadtbezirk, und
wo siedeln wir hochspezialisierte Klinikbereiche
an? Das ist nicht dieselbe Frage. Wir haben an der
Stelle eine ergebnisoffene Diskussion zu fiihren. Es
gibt verschiedene Varianten, die kann man berech-
nen, die kann man sich von allen Seiten anschauen,
und es ist so, ich bin sehr darauf bedacht, dass wir
das offen diskutieren, alle einbeziehen inklusive
der Opposition, aber, diese Debatte miissen wir na-
turlich fithren. Die GeNo ist keine Insel. Alle Kran-
kenhauser haben extreme Schwierigkeiten.

(Glocke)

Dieses bundesweite Finanzierungssystem mit den
Fallpauschalen zwingt uns ganz nett in die Knie.

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Frau Senatorin,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Rainer Bensch?

Senatorin Claudia Bernhard: Selbstverstandlich!

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Frau Senato-
rin, vielen Dank fir Ihre Ausfuhrungen. Sie sagten
eben, wir werden eine Debatte fiihren, welche Ge-
sundheit bieten wir an welchen Standorten an, und
die ist ergebnisoffen. Wie lange soll diese Debatte
dauern, und wie sollen sich die Haushaltsgesetzge-
ber darauf einstellen konnen vor dem Hintergrund,
dass wir ja morgen den Haushalt beschlieBen?
Heifit das dann im Umkehrschluss, dass etwaige
Nachtragshaushalte Richtung Krankenhausinvesti-
tionen schon eingeplant sind Ihrerseits und nur wir
als Parlament davon noch nichts wissen?

Senatorin Claudia Bernhard: Die Debatte um die
Standorte wird tiber die nachsten zwei Jahre hin-
ausgehen. Das wird sehr grundsatzliche Entschei-
dungen beinhalten. Wir werden tatsachlich uns — -
. Zu diesen verschiedenen Varianten wird es ein

Gutachten geben, und es wird auch einen Abstim-
mungsprozess geben mit den Stadtteilen, mit den
entsprechenden Beirdaten, auch selbstverstandlich
hier mit den Betriebsraten der Standorte. Mit dem
gesamten Personal wird man das von allen Seiten
beleuchten miissen. Wir werden eine Entscheidung
treffen, die tiber die nachsten fiinf, zehn, 15 Jahre
hinausgeht. Das ist der Hintergrund. Die Frage, wie
weit das jetzt die nachsten zwei Jahre den nachsten
Haushalt belastet, ist vollig offen. Wir werden uns
uber diese Finanzierungen in jeglichen Varianten —
die sind ja nicht ohne, und zwar egal, welche In-
vestitionspakete Sie sich anschauen — den Kopf zer-
brechen miissen, auch in diesem Parlament.

(Beifall DIE LINKE)

Ich mochte eines noch abschliefend sagen: Diese
Probleme sind zum Teil GeNo-spezifisch, zum gro-
Ben Teil sind sie das aber auch nicht. In dem Zu-
sammenhang ist mir einfach wichtig, dass wir noch
einmal schauen, welche Reformen von der Bundes-
regierung zu erwarten sind, ich bin sehr gespannt.
Das System der Fallpauschalen wird von allen in-
zwischen infrage gestellt. Ich nenne nur Padiatrie,
Geburtshilfe, entsprechende Teile, Notaufnahme.
All das wird eine Grundfinanzierung haben mis-
sen, sonst kommen wir da ndmlich nicht klar.

(Beifall DIE LINKE)

Die GeNo hier, das wurde schon erwahnt, die be-
schaftigt uns ja oft und meistens in der Debatte von
wegen Defizit und Kosten und Belastung und
Haushalt. Ich wiirde mir wiinschen, dass sie viel
starker auch eine Debatte ist, bei der wir stolz sind
auf unser kommunales Klinikum, denn wir hatten
in dieser Pandemie ohne dieses kommunale Klini-
kum echt auf dem ,Schlauch” gestanden. Was die
da inzwischen leisten, die Beschaftigten in diesen
vier Standorten, fiir die Versorgung in dieser Stadt,
das kommt mir immer so ein Stiick weit zu kurz.

(Beifall SPD, Die LINKE)

Ich mochte eigentlich nicht — und das sage ich hier
auch ganz ausdriicklich — Unsicherheit als Bot-
schaft verstanden wissen, sondern, es ist vollkom-
men klar, dass es eine Perspektive fiir all diese Be-
schaftigten gibt, und alles andere ist nicht der
Punkt. Die Standortdiskussion und die Profile der
einzelnen Standorte haben nichts damit zu tun,
dass es fiir all diese Beschaftigten diese Perspektive
geben wird. Das ist uns wichtig fir die gesamte Ge-
sundheitsversorgung, und das machen wir ibri-
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gens auch in Abstimmung mit den anderen Klini-
ken, die hier im Land Bremen vorhanden sind. -
Herzlichen Dank!

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Rainer Bensch
zur Kurzintervention.

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Ich bin schon
dafiir bekannt, dass ich das hin und wieder in An-
spruch nehme, ja.

Erstens, Frau Bernhard, danke fiur Ihre Ankiindi-
gungen, die weit tiber den Tag hinausgehen. Das
wirft naturlich sehr viele parlamentarische Fragen
neuer Art auf. Aber, an dieser Stelle moéchte ich
zum Ende der Debatte noch einmal sagen: Mein al-
lererster Satz war eine Wertschatzung fiur die
GeNo-Beschaftigten, und ich glaube, da habe ich
fur alle gesprochen. Wir sind uns alle bewusst, wir
brauchen jede und jeden im arztlichen und nicht
arztlichen Bereich, sonst haben wir hier keine gute
medizinische Versorgung. Das mochte ich an die-
ser Stelle noch einmal ausdriicklich betonen.

Zweitens: Wir haben morgen eine, was heiBt wir,
der Betriebsrat vom Klinikum Links der Weser hat
morgen zu einer Versammlung eingeladen. Da gab
es im Vorfeld auch sehr viel Arger. Ich gehe davon
aus, dass die Geschaftsfihrung der Gesundheit
Nord gGmbH, Klinikverbund Bremen dort morgen
auch in Abstimmung mit Ihnen eine Standortsiche-
rung abgeben wird, das werden wir dann erfahren.

Drittens: Sie hatten angekiindigt, es gibt auf Bun-
desebene etwas, diesen sogenannten Bund-Lan-
der-Pakt, der in den Koalitionsverhandlungen nie-
dergeschrieben worden ist. Darauf bin ich auch
sehr gespannt. Aber, Sie wissen, wer Geld gibt,
mochte auch mitbestimmen.

Das bedeutet, dass Ihr zwei Jahre skizzierter Ent-
scheidungsfindungsprozess, was die Krankenhaus-
landschaft angeht, vielleicht auch davon begleitet
wird und dass die Ampelkoalition dann durch Rah-
menbedingungen plus Geld ordentlich mitreden
will.

Da bin ich sehr gespannt, aber wenn es um die
bestmogliche medizinische Versorgung geht, sind
wir da vo6llig ergebnisoffen aktiv an Ihrer Seite. —
Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Bevor ich tiber den Text abstimmen lasse, mochte
ich noch einmal darauf hinweisen, dass es in Zif-
fer 3 des Beschlusstextes jetzt nicht mehr heifit, im
vierten Quartal 2021, sondern, dass das gedandert
worden ist durch den Antragsteller auf das erste
Quartal 2022. Also der schriftliche Bericht ist im
ersten Quartal 2022 vorzulegen.

Wer diesem Antrag in der gednderten Version jetzt
seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich um
das Handzeichen.

(Dafir CDU, FDP, Abgeordneter Heinrich Lo6h-
mann [AfD], Abgeordneter Frank Magnitz [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen SPD, Bilndnis 90/Die Grinen, DIE
LINKE, Abgeordneter Peter Beck [BIW])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft lehnt den An-
trag ab.

Taubenpopulation durch die ziigige Errichtung
offentlicher Taubenschldge kontrollieren und re-
duzieren!

Antrag der Fraktion der CDU

vom 8. Dezember 2021

(Drucksache 20/367 S)

Wir verbinden hiermit:

Taubenpopulation durch die ziugige Errichtung
oifentlicher Taubenschldge kontrollieren und re-
duzieren!

Bericht und Antrag der stadtischen Deputation
fiir Klima, Umwelt, Landwirtschaft und Tieroko-
logie

vom 16. September 2021

(Drucksache 20/502 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Biirgermeisterin
Dr. Maike Schaefer.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/367%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/502%20S
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Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Silvia Neumeyer.

Abgeordnete Silvia Neumeyer (CDU): Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Wir debattieren heute erneut den Antrag der CDU-
Fraktion, durch die Errichtung von offentlichen
Taubenschlagen die Population der Tauben in den
Griff zu bekommen und uber den Bericht aus der
Deputation.

Gleich werden sich hier meine Kollegen aus der
Koalition hinstellen und sagen: ,Wir brauchen Ih-
ren Antrag nicht. Wir kiimmern uns schon. Das
steht auBerdem im Koalitionsvertrag.” Ja, tatsach-
lich. Ein Satz auf Seite 91. Sehr gut, man hat die Er-
kenntnis gehabt, dass dringend etwas passieren
muss, und zwar im ganzen Stadtgebiet. Realitat ist
aber, dass in zweieinhalb Jahren nichts Konkretes
umgesetzt wurde.

Heute legen Sie, Frau Senatorin, uns einen Bericht
zu dem Antrag der CDU-Fraktion vom 8. Dezem-
ber 2020 vor, der die Ablehnung unseres Antrages
empfiehlt. Einen Bericht, in dem Sie schreiben,
dass es extrem aufwandig ware, eine Bestandsauf-
nahme der groBeren Vorkommen der Tauben in
unserer Stadt zu machen. Wissen Sie, Frau Senato-
rin, der kleine Verein Bremer Taubenhaus e. V. mit
seinen ehrenamtlichen Mitgliedern hat bereits letz-
tes Jahr einige Populationen festgestellt und wird
im Januar wieder eine Zahlung machen. Ihre grof3e
Behorde halt dies aber fur zu viel Aufwand. Wer
steht denn eigentlich in der Verantwortung, die eh-
renamtlichen Vereine oder die Regierung? Viel-
leicht sollten Sie sich einmal Gedanken tiber eine
Zusammenarbeit machen.

Weiterhin schreiben Sie in Ihrem Bericht, dass man,
bevor man Haushaltsmittel zur Verfuigung stellt,
das Kosten-Nutzen-Verhaltnis hinterfragen muss.
Das ist naturlich richtig. Wobei, der Nutzen ist klar,
der liegt auf der Hand. Ein Nutzen fur alle Burger
und Burgerinnen, fur die Geschaftsleute und fir
das Stadtbild, aber auch — und das vermisse ich in
Ihrem Bericht ganz — fur das Wohl der Tiere. Das
sollte vielleicht in einem Bericht von einem Ressort
fur Tierokologie genannt werden.

Kommen wir zu den Kosten. Haben Sie einmal
nachgefragt, wer die Kosten fur die bisherige Fut-
terung ubernimmt? Die Vereine. Ohne die Unter-
stiutzung des Tierschutzvereins und der Spenden
von Tierfreunden ware dies gar nicht moéglich. Ei-
gentlich sollte das auch in Ihrer Verantwortung lie-
gen.

Ja, lieber Philipp Bruck, ich habe gelesen, dass fir
den Haushalt 2022/2023 jetzt 75 000 Euro fir Tau-
benhéauser zur Verfugung stehen. Allein mir fehlt
der Glaube, dass sie auch zum Einsatz kommen.
Wenn sie nicht zum Einsatz kommen, sollte man
damit dann vielleicht die Vereine unterstiitzen.

(Beifall CDU)

Ich moéchte jetzt zu den Zeilen im Bericht kommen,
die sich mit dem Pilotprojekt und dem Misserfolg,
ein Taubenhaus am Vegesacker Bahnhof zu instal-
lieren, beschaftigen. Ich war gerade am Samstag
wieder vor Ort. Die Population hat sich geradezu
verdoppelt, wenn nicht sogar verdreifacht. Bose
Zungen sprechen vom hasslichen Markusplatz,
und die Akzeptanz kippt ins Tierfeindliche. Die eh-
renamtlichen Fiitterer mussen sich schon anfein-
den lassen, und man sieht immer mehr kranke und
verelendete Tiere. Ein Trauerspiel. Ein Trauerspiel,
das jetzt wohl noch lange so weitergeht.

Ich bin gespannt, Frau Senatorin, was Sie uns
gleich berichten werden, auch zu den Planen fur
die Innenstadt. Sie haben bereits im September an-
gekiindigt, dass Sie Gesprache fiihren wollen. Man
konnte schon mit kurzfristigen MaBnahmen begin-
nen wie zum Beispiel dem Eiertauschen in der
Lloydpassage und in den Parkhdusern der BRE-
PARK GmbH.

(Beifall CDU)

Ich weiB, dass der Verein Bremer Taubenhaus e. V.
angeboten hat, sich zu kiimmern, und hatte es
Thnen gegentiber auch erwahnt. Aber leider ist bis-
her noch keine Erlaubnis erteilt worden. Woanders
geht das allerdings. So hat der Verein in einer Ga-
rage hinter dem Hotel ,Motel One"” dieses Jahr
60 Eier getauscht. 60 Tauben weniger. Aulerdem
sollte man sich wirklich tiber eine finanzielle Un-
terstiitzung fir die Fitterung Gedanken machen,
denn das kann nicht allein die Aufgabe der ehren-
amtlichen Tierschiitzer sein.

Ich komme jetzt zum Schluss. Die Senatorin emp-
fiehlt, den Antrag abzulehnen. Schade, sehr
schade. Ich weill aber auch, dass in der Koalition
einige Abgeordnete sind, die das genauso wenig
nachvollziehen kénnen wie ich. Dass es aber mehr-
heitlich so kommen wird, das ist mir schon klar. Ich
kann Ihnen aber versprechen, dass ich es genau im
Auge behalten werde -

(Glocke)
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ich komme gleich zum Schluss —, ob jetzt endlich
etwas umgesetzt wird. Ansonsten sprechen wir
demnachst hier wieder, um endlich etwas zum
Wohle der Tauben zu tun.

Pilotprojekte brauchen wir nicht. Wir konnen auf
die Erfahrungen, die viele Stadte in Deutschland
bereits gemacht haben, zurickgreifen, und die sind
sehr positiv. — Vielen Dank fur Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Olaf Zimmer.

Abgeordneter Olaf Zimmer (DIE LINKE): Frau
Prasidentin, werte Abgeordnete! Bereits im Januar
dieses Jahres habe ich zur Situation der Columba
livia domestica — zu Deutsch Stadttaube — hier in
Bremen deutlich gemacht, dass ich personlich Tau-
ben fur faszinierende Geschopfe halte und habe
auf die enge Bindung zwischen Taube und Mensch
auf vielen Gebieten hingewiesen. Diese enge Bin-
dung an den Menschen wird unseren gefiederten
Mitbewohner:innen heutzutage allerdings zum
Verhangnis und verursacht viele Probleme, die
auch im Antrag der CDU-Fraktion aufgezahlt wer-
den.

Eine sinnvolle erprobte Moglichkeit, die wir haben,
diese Probleme zu l6sen, ist, unsere Verantwortung
zu erkennen und tatig zu werden, indem wir fir die
Tauben kontrollierte und betreute Futter- und
Nistangebote schaffen. Das sehen wir, da bin ich
mir sicher, fraktionstibergreifend so. Allerdings se-
hen wir nicht, wie der Antrag der CDU-Fraktion
umgesetzt werden soll, zumindest nicht voll umfas-
send.

Die gesamte Taubenpopulation Bremens ein-
schlieBlich aller Nistplatze zu erfassen, erscheint
uns gelinde gesagt doch etwas ambitioniert bezie-
hungsweise zu viel des Guten. Das wiirde unserer
Auffassung nach durch die damit verbundenen
Kosten in keinem Verhaltnis zu anderen dringen-
den Problemen in dieser Stadt stehen.

Trotzdem ist der aufgezeigte Weg der CDU-Frak-
tion, namlich o6ffentliche Taubenschldage einzurich-
ten, gut und richtig, aber — das ist uns wichtig — an
den richtigen Stellen, sonst werden sie namlich von
den Tieren nicht angenommen. Unter anderem — -
. Daftir sind im aktuellen Haushaltsentwurf 75 000
Euro fir Hege und Pflege unserer fliegenden, gur-
renden Freund:innen vorgesehen. Des Weiteren

wurde im Ressort eine unbefristete Stelle geschaf-
fen, die sich mit der Einrichtung dieser Tauben-
schlage zuerst in Vegesack und dann in der Innen-
stadt beschaftigt: eine Taubenbeauftragte.

Leider ist die Einrichtung aufgrund des mangeln-
den Vorhandenseins von geeigneten Platzen nicht
so ganz einfach, wie man aktuell in Vegesack se-
hen kann. Zaubern kann leider auch keiner. So-
lange hilft nur eins: den Verein Stadttauben Bre-
men e. V. zu unterstiitzen. Sie suchen dringend eh-
renamtliche Helfer:innen, um die Tiere schon jetzt
zu versorgen und zu pflegen, zum Tierarzt zu fah-
ren und die Menschen dariber aufzuklaren, dass
Tauben vielleicht schmuddelig aussehen und si-
cher Taubenkot nicht gerade ein erhebender An-
blick ist, sie aber ansonsten harmlos und auf unsere
Hilfe und Tierliebe angewiesen sind.

Wir lehnen den Antrag der CDU-Fraktion ab und
sind optimistisch und fest iiberzeugt, dass bald ge-
eignete Stellplatze fir die Taubenschlage gefun-
den werden. — Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Philipp Bruck.

Abgeordneter Philipp Bruck (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolleg:innen!
Es riecht hier tatsachlich wie beim Zahnarzt, fallt
mir gerade auf.

Liebe CDU-Fraktion, ich will noch einmal — —. Ich
freue mich, dass wir heute wieder iber Tauben
sprechen. Ich will noch einmal darauf aufmerksam
machen, warum wir als Menschen und als Staat
eine Verantwortung fir die Tauben in dieser Stadt
haben. Dazu gab es kiirzlich ein Rechtsgutachten,
das die Landestierschutzbeauftragte aus Berlin be-
auftragt hat. Man kann sich schon darauf freuen,
was in Bremen zukinftig mit unserer Landestier-
schutzbeauftragtenstelle moglich sein wird, denn
dieses Gutachten hatte das Ergebnis — wenig ver-
wunderlich, das wurde auch vorher immer wieder
betont —, dass Stadttauben Haustiere sind.

Sie sind immer Haustiere. Entweder, weil es expli-
zit selbst schon Brief- oder Hochzeitstauben sind,
die von uns Menschen geziichtet wurden und nicht
nach Hause gefunden haben oder so, oder weil es
Nachfahren dieser Tiere sind. Man hat in DNA-
Analysen herausgefunden, dass alle Tiere, alle
Stadttauben, die wir vorfinden, Nachfahren von
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Brief- oder Hochzeitstauben sind. Das macht sie
weder evolutionar noch rechtlich wieder zu Wild-
tieren, sondern es bleiben domestizierte Tiere, es
bleiben Haustiere, wie es in dem Gutachten heiBt:
,Eine Dedomestikation hat nicht stattgefunden.”
Stadttauben sind also immer Haustiere.

Damit liegt die Verantwortung fur diese Tiere bei
uns Menschen und beim Staat, nicht nur aus ethi-
scher, sondern auch aus rechtlicher Perspektive. Im
BGB steht zum Beispiel, dass die Friichte einer Sa-
che weiterhin im Eigentum des Besitzers stehen. In
diesem Fall ist die Sache die Taube, und die
Friichte der Sache sind die Nachfahren, also die
weiteren Stadttauben, die damit im Besitz der
Zuchter:innen stehen, die damals diese Brief- oder
Hochzeitstauben gezichtet haben.

Wenn diese nicht mehr identifizierbar sind, was in
den allermeisten Féallen der Fall ist, fallt die Auf-
gabe dem Staat zu. Es handelt sich um Fundtiere.
Wir haben die Verantwortung dafir, uns um diese
Tiere zu kimmern. Das bedeutet Fiitterung, Pflege,
tierarztliche Versorgung, alles was notig ist. Das ist
auch die Verantwortung des Staates.

Dieser Verantwortung werden wir bislang nicht ge-
recht. Deswegen ist es gut, wenn wir das jetzt an-
dern wollen, wie wir es als Koalition tatsachlich er-
klart haben und woftlr es hier, glaube ich, eine
breite Mehrheit gibt. Nicht nur, um mit diesem
Fundtierstatus das geltende Recht einzuhalten,
sondern nattirlich in erster Linie fiir die Tiere selbst.

Die zentrale Idee dafiir sind die Taubenschlage
nach dem Augsburger Modell. Dafiir ist es gut, dass
wir morgen in den Haushaltsberatungen diese
75 000 Euro beschlieBen werden, die es nicht nur
ermoglichen, die Taubenschlage selbst zu realisie-
ren, sondern auch die Fltterung, die Versorgung,
die Reinigung, das Eiertauschen, die Entsorgung
des Kots und so weiter. All das soll und kann damit
finanziert werden.

Das entlastet uns nicht von den schwierigen Fragen
der Standortsuche. Das haben wir in dem Bericht in
der Deputation fir Klima, Umwelt, Landwirtschaft
und Tierdkologie gesehen. Man konnte, glaube
ich, erkennen, dass es mit den 18 Standorten, die
gepruft wurden nicht am mangelnden Willen ge-
scheitert ist, alles moglich zu machen, um einen
Standort zu finden, der fiir die Tauben funktioniert,
der aus Sicht des Vereins geeignet ist und auf den
wir Zugriff haben.

Das ist eine sehr komplizierte Sache, und das wird
kompliziert bleiben. Dazu brauchen wir die Koope-
ration aller, die beteiligt sind. Das betrifft vor allen
Dingen die Deutsche Bahn AG, die sowohl am
Hauptbahnhof, als auch am Vegesacker Bahnhof
Verantwortung tragt, aber auch andere Akteur:in-
nen, die jetzt alle kooperieren miissen.

Ich verstehe, ehrlich gesagt, auch oft nicht, woran
das scheitert, weil auch die ein groBes Interesse da-
ran haben miissten. Man weil}, dass es — —. Erst ein-
mal konnen sie Geld fir VergraimungsmafBnahmen
sparen, wenn das funktioniert, sie konnen Geld fiir
die Reinigung sparen. Also auch die Akteur:innen,
die Besitzer:innen dieser Gebaude profitieren da-
von. Vielleicht muss man dafiir noch mehr werben.
Ich hoffe, dass auch diese Parlamentsdebatte heute
dazu beitragt.

Ich bin froh, dass in dem Bericht der Deputation,
der Senatorin, klargestellt wurde, dass es ein Fiit-
terungsverbot nicht geben wird, bevor die Versor-
gung der Tauben sichergestellt ist. Nicht nur, weil
das rechtlich wahrscheinlich auch gar nicht anders
zuldssig ware, sondern auch, weil es gegentber
den Tauben nicht verantwortlich ware.

Insofern, ja, Frau Neumeyer, werden wir jetzt hier
erkldaren, wir kiimmern uns zwar schon, aber wir
brauchen gleichwohl auch solche Antrage. Wir
brauchen trotzdem immer wieder Menschen, die
Themen des Tierschutzes, in diesem Fall das
Thema der Tauben, in unseren Stadten auf die Ta-
gesordnung heben.

Insofern vielen Dank fiir diese Initiative und fiir die
Aufmerksamkeit, die den Tauben und ihren Inte-
ressen damit auch hier im Parlament zuteilwird. Ich
hoffe, dass wir damit dem gemeinsamen Ziel einer
angemessenen, sowohl rechtlich als auch ethisch
angemessenen Versorgung der Stadttauben in Bre-
men ndherkommen. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus
Buhlert.

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Wieder miissen wir tiber Tauben reden, weil das
Problem noch nicht gelost ist. Es ist in der Tat ein
menschenverursachtes Problem, Philipp Bruck hat
zu Recht darauf hingewiesen. Die Tauben, die hier
in der Stadt leben, sind Tauben, die von Tauben
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abstammen, die Menschen verlorengegangen sind,
die sie in die Freiheit gelassen haben und sich nicht
weiter darum gekimmert haben oder kimmern
konnten.

Insofern bleibt es eine Aufgabe, der wir uns anneh-
men mussen. Auch, wenn es Menschen gab, die
das einmal verursacht haben: Sie sind nicht mehr
auffindbar. Insofern ist es eine Aufgabe. Und wir
sind an der Stelle auch verpflichtet, das Tierwohl
zu wahren. Aber Tauben — geben wir es zu - sind
auch eine Belastigung fiir manche Menschen. Sie
hinterlassen Dreck, Kot und zerstoren auch Etliches
damit, was Menschen eigentlich erhalten wollen.
So gibt es immer wieder ein ambivalentes Verhalt-
nis von Menschen zu Stadttauben. Auch dem muss
man nachgehen.

Es ist wichtig, dass wir die Population der Nachfol-
ger dieser Haustiere eindammen, reduzieren. Das
muss die Aufgabe sein. Insofern ist vieles, was der
Antrag der CDU-Fraktion vorschlagt, nach wie vor
sinnvoll. Deswegen konnen wir nicht ganz verste-
hen, warum er jetzt abgelehnt wird. Wir teilen wei-
ter die Ansicht, die die CDU-Fraktion hier hat, weil
es weiterhin Handlungsbedarf gibt.

(Beifall FDP)

Es ist ein nettes Spiel: Immer, wenn ein Antrag der
Opposition kommt, wird gesagt: ,Wir arbeiten
schon daran. Wir konnen es nicht machen.” Wenn
die Koalition aber schon etwas macht und tut, stellt
sie einen Antrag, geradezu um zu sagen, das ma-
chen wir schon, wir fordern den Senat auf, das zu
machen, um zu unterstreichen, dass es ein hervor-
ragender Senat sei. Ehrlich gesagt, das ist Staats-
schauspiel. Das brauchen wir nicht, wir brauchen
eine Losung.

(Beifall FDP, CDU)

Das heifit an der Stelle: Wenn wir schon Menschen
haben, die hingehen und fiur Taubenschutz zustan-
dig sind — wir haben, glaube ich, eine halbe Stelle
dafiir —, dann muss man doch sagen, dann miussen
die sich mit Vorrang darum kiimmern, dass wir ge-
eignete Hauser finden, in denen wir die Tauben
unterbringen, und so betreiben, dass die Popula-
tion weniger wird.

Wenn wir sie so betreiben, dass die Population
mehr wird, haben wir vielleicht vergessen, die Eier
zu den richtigen Zeiten in entsprechenden Mengen
zu entnehmen, oder wir ziehen dort nur weitere
Tauben an, die woanders nicht mehr so bequem

gelebt haben. Darauf miissen wir genau eingehen.
Ich glaube, das ist der Hintergrund der Frage.

Wir brauchen eine Populationserhebung, um zu
wissen: Wie funktioniert das? Da scheint noch et-
was fur mich im Argen zu sein. Um zu wissen: Wie
betreibt man diese Taubenhdauser so, dass das dazu
fuhrt, wofiir sie eigentlich gedacht sind: Tauben
anlocken, dadurch, dass wir die Eier frihzeitig ent-
fernen, schauen, dass sie sich nicht weiter vermeh-
ren, um damit dafiir zu sorgen, dass die Taubenpo-
pulation zurtiickgeht.

Ein paar Tauben auf dem Land schaden sicherlich
nicht, aber in geballter Masse in der Stadt sind sie
tatsachlich keine possierlichen Tiere mehr, sondern
auch eine Beldstigung fir viele Menschen und sie
leben in einer Enge, die wir nicht artgerecht finden.

Insofern, der Antrag der CDU-Fraktion ist weiter
sinnvoll und wir unterstiitzen ihn. Wir kénnen der
Ablehnung durch die Koalition nichts abgewinnen,
hoffen aber, dass weiter an dem Problem gearbeitet
wird. So habe ich es aber auch verstanden. — Herz-
lichen Dank!

(Beifall FDP, CDU)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk.

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr
Dr. Buhlert, ich glaube nicht, dass es zutrifft, dass
dies ein Schauspiel ist, was wir hier in der Biirger-
schaft machen. Ich entnehme allen Beitrdgen, dass
wir uns im Grunde voéllig einig sind, dass wir vor
einer ethischen Herausforderung stehen, dass wir
Handlungsbedarf haben und dass wir in diesem
Bereich Kontrolle, Reduktion und Tierschutz zu-
sammenbringen miussen. Das ist der Punkt, an dem
wir uns einig sind.

Wenn wir genau hinschauen, sehen wir — —. Wir ha-
ben doch auch die Uberzeugung, wohin der Weg
uber dieses Augsburger Modell eigentlich gehen
misste, dass das hier umgesetzt werden soll. Wir
stellen auch Geld dafiir bereit, aber, wir haben jetzt
an einem Punkt eine herbe Enttduschung erlitten,
namlich wir finden keinen Platz, an dem wir das
hinstellen kénnen.

Das ist doch der Kern der Sache: Wenn wir keinen
Platz finden, hdangt dieses ganze Modell offensicht-
lich gegenwartig in der Luft. Herr Dr. Buhlert, ich
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weil} nicht, was man mit dem Gedanken, trotz die-
ses Fehlschlags, eine Gesamtbestandsaufnahme
der Taubenpopulation in Bremen machen zu wol-
len, erreichen kann.

Auf das Kernproblem haben wir im Moment keine
Antwort: Was wir machen, wenn wir wissen, wie
viele Tauben es gibt. Die haben wir im Moment
nicht. In diesem Bereich miissen wir gegenwartig
feststellen, wir konnen uns dreimal und viermal
vorreden, wie wichtig das ist und dass alles Heraus-
forderungen sind, aber, es muss jetzt eigentlich
eine Uberlegung her, wie die Sache pragmatisch,
praktisch angegangen werden kann.

(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP])

Wir missen jetzt feststellen, dass dieser erste An-
lauf so nicht geklappt hat, trotz aller Bemtuhungen,
die sehr eindrucksvoll auch in der Deputation ge-
schildert worden sind. Ich glaube, dass wir in die-
sem ersten Anlauf nicht erfolgreich waren, dass
auch die Vorstellung, die darinsteht, erst einmal
diese Gesamterhebung zu machen, tiber das, was
wir machen missen hinausgeht.

Wir stehen jetzt vor der Frage: Wo bekommen wir
tatsachlich erste Sachen her, damit wir so etwas
platzieren kénnen? Da, denke ich, dass diese Auf-
gabe in der Tat dort aufgegriffen werden muss, wo
wir jetzt schon Ressourcen hineingesteckt haben.
Wenn es die halbe Stelle gibt, dann erwarte ich zu-
mindest, dass aus diesem Bereich jetzt Vorstellun-
gen kommen, wie man weiterarbeiten kann.

Ich denke, dass die Hinweise, Frau Neumeyer, auf-
gegriffen werden miissen, dass man gerade die Eh-
renamtlichen, die Vereine einbeziehen muss, dass
gemeinsam mit denen uiberlegt werden muss, wie
man nach diesen ersten Erfahrungen weiter vor-
geht. Wenn die in der Lage sind, 60 Eier auszutau-
schen und wir keinen Platz finden, um ein Ei aus-
zutauschen, dann ist doch da moglicherweise eine
Chance, dass wir etwas lernen.

Ich hatte, nachdem dieser Antrag so lange gescho-
ben wurde, eigentlich gehofft, dass man vielleicht
im Laufe des Jahres doch noch die Lésung findet
und wir einen gewissen Erfolg verzeichnen kon-
nen. Das haben wir nicht geschafft. Deshalb denke
ich, macht es keinen Sinn, diesen Antrag in irgend-
einer Weise positiv zu bescheiden, sondern wir
werden ihn ablehnen.

Aber, das ist nicht die Beerdigung des Themas,
sondern aus meiner Sicht der Startschuss. Es muss

der Startschuss sein, dass man jetzt pragmatisch
mit den Ressourcen, die wir schon einsetzen, tiber-
legt, wie wir tatsachlich vorankommen. — Danke
schon!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten liegen
mir zurzeit nicht vor. Als nachste Rednerin hat das
Wort Blurgermeisterin Dr. Maike Schaefer.

Biirgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Der
Umgang mit den Stadttauben, das ist in der Tat ein
vielschichtiges Thema. Das ist nicht nur in Bremen
ein Thema, sondern in allen GroBstdadten. Es gibt
zu viele Tauben auf einem Haufen mitten in der
Stadt und damit verbunden die Probleme, die auch
beschrieben worden sind: Larm und Geruch, ver-
schmutzte Gehwege und Gebaude, Parkbéanke. Sie
beeintrachtigen definitiv die Aufenthaltsqualitat in
der City, in den Stadtteilzentren, auch bei uns in
der Innenstadt aber eben auch in den anderen Zen-
tren. Das betrifft den Einzelhandel ebenso wie an-
dere zentrale Einrichtungen, sowie den Tourismus.
Es ist nicht nur eine Frage der Aufenthaltsqualitat,
sondern in der Tat auch eine Frage des Tierwohls.

Zu viele Tauben auf zu engem Raum - das wurde
auch schon gesagt—, das sind ja keine Wildtiere,
sondern es ist ein menschengemachtes Problem.
Das sind die Nachkommen entflogener Haus- und
Brieftauben und urspriinglich domestizierte Vogel,
die sich immer weiter untereinander vermehren.
Das mochte ich an dieser Stelle sagen: Ich finde das
groBartig, dass es Taubenvereine gibt, die sich um
diese Tauben kiimmern. Aber, ich wiirde mir win-
schen, dass die vielen Brieftaubenvereine auch
eine Verantwortung tUbernehmen, denn sie sind
erst einmal auch mit beteiligt an dem Problem und
an der Ursache, meine Damen und Herren.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Da gibt es eine ganze Reihe auch in Bremen. Nicht
nur wir Menschen leiden darunter, sondern vor al-
len Dingen die Tiere selbst. Die hohen Taubenzah-
len schaden den Tauben selbst. Thr Stress filihrt
dazu, dass sie haufiger Krankheiten haben, Parasi-
ten, eine hohe Jungsterblichkeit. Oft verhungern
die Tiere oder verenden qualvoll an den Krankhei-
ten. Ich mochte aber einmal auch an dieser Stelle
sagen, viele Menschen denken noch, dass Tauben
auch Krankheiten ibertragen. Das tun sie nicht.
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Um diese Probleme in den Griff zu bekommen,
brauchen wir eine Bestandsregulierung, ich
glaube, da haben wir gar keinen Dissens. Die ein-
zige tiergerechte Losung ist ein integriertes Kon-
zept zum Zusammenleben von Tauben und Men-
schen in der Stadt. Deswegen haben wir uns ja ent-
schieden, diese Taubenhotels einzurichten. Da gibt
es ja auch Modellprojekte in Augsburg, Erlangen
und Berlin zum Management der Taubenbestande.
Ich will einmal sagen, das ist sehr zeit- und arbeits-
intensiv. Es bedeutet namlich, dass man jeden Tag
dort hingehen muss, um die Taubeneier gegen
Gipseier auszutauschen. Einmal in der Woche dort
hinzugehen, das reicht nicht. Dann kann man sich
vorstellen, bei den vielen Tauben - es ist in der Tat
mit unserem Personal nicht moglich, Frau
Neumeyer - fur die ganze Stadt die Stadttauben zu
kartieren.

Wir wissen aus den Beschwerden von Anwoh-
ner:innen uber briitende Tauben an Gebauden, wo
es Probleme in welchen Stadtgebieten gibt. Ich
kann sagen, es ist das gesamte Stadtgebiet. Inso-
fern konnen wir gar nicht fiir das gesamte Stadtge-
biet das leisten. Der Taubenverein, Stadttauben-
verein, mit dem wir in engem Kontakt stehen, hat
ja eine Kartierung in Vegesack vorgenommen.
Aber, wir konnen das nicht tiberall machen. Jetzt
will ich einmal zurickweisen, als ob hier gar nichts
passiert ist. Sie haben den Bericht bekommen. In
Vegesack wollten wir das Pilotprojekt, Frau
Neumeyer, einrichten. Es sind 18 Standorte zusam-
men mit dem Verein angeschaut worden, denn nur
mit ihm konnen wir das auch durchfiihren.

Ich habe mich personlich bei der DB AG dahinter-
geklemmt, dass eine Flache auf dem Parkplatz zur
Verfligung gestellt wird. Das hat aber am Ende der
Taubenverein abgelehnt, weil die Baume darum
herum zu hoch waren. Viele andere Standorte ka-
men auch nicht aus Vandalismusgriinden und, und,
und infrage. Unser praferierter Standort ist jetzt das
alte Technikgebaude am Vegesacker Bahnhof. Das
gehort der WFB, sollte abgerissen werden. Da sind
wir hinterher, dass wir das jetzt bekommen. Aber,
ich kann Ihnen sagen, unsere Leute haben das sehr
intensiv und auch zeitintensiv begleitet, aber es
gab keine Losung.

Noch einmal: Wir sind auch auf die Zuarbeit und
die Hilfe und damit auch auf die Akzeptanz des
Stadttaubenvereins dann angewiesen und konnen
nicht irgendwo etwas implementieren, was dann
keine Akzeptanz hat. Wir brauchen Strom- und
Wasseranschlisse, man muss dort gut hinkommen.

Am Ende miissen auch die Tiere dieses Taubenho-
tel annehmen.

Was haben wir noch gemacht? Seit Februar haben
wir zu diesem Zweck eine neue Stelle geschaffen
im Ressort. Da sind die Vorplanungen fiir Vegesack
dabei, aber auch, um neue Taubenhausprojekte zu
initiieren. Wir stellen fest, es ist nicht so einfach in
Vegesack, wie wir uns das gewtinscht hatten und
erhofft haben. Deswegen steht jetzt die Bremer In-
nenstadt im Fokus. Geeignete Standorte sind auch
schon gefunden. Es geht jetzt darum, die Konditio-
nen fur die Nutzung der Standorte zu vereinbaren.

Wir sind auf die Unterstiitzung weiterer Akteur:in-
nen angewiesen, neben den Ehrenamtlichen der
Tauben- und Tierschutzvereine auch die Haus-
und Grundstiickseigentiimer:innen, sowie die be-
troffenen Gewerbetreibenden, unter anderem auch
durch die Handelskammer und die Citylnitiative
Bremen Werbung e. V., die das auch von uns ein-
fordern.

Zur Identifizierung weiterer Flachen tauschen wir
uns mit Immobilien Bremen, der DBS, BREPARK
sowie der GEWOBA aus. Ich will aber auch noch
einmal etwas zur Taubenfiitterung sagen. Es gibt
viele Menschen — —, und das kenne ich auch aus
Vegesack, die Brot hinwerfen zum Fittern. Ich
finde, dass zwischen den Tauben morgens auch
Ratten sitzen. Das hilft nicht, das Problem zu 16sen,
sondern, wenn, dann diirfen meines Erachtens die
Tauben auch nur professionell gefiittert werden,
namlich da, wo dann die Kérner auch wieder weg-
gefegt werden hinterher. Ich bin aber bei Philipp
Bruck: Bevor man ein Taubenfiitterungsverbot aus-
spricht, braucht man die Alternative, namlich diese
Taubenhotels.

Insofern kann man erst einmal nur an die vielen
Menschen appellieren, die denken, sie tragen et-
was zum Tierwohl bei, wenn sie den Tauben Le-
bensmittelreste hinwerfen. In der Regel werden die
Tauben davon krank, es zieht Ratten an, das hilft
nicht. Bitte Giberlassen Sie das wirklich den profes-
sionellen Stadttaubenvereinen, diese Futterung
vorzunehmen. Ich kann Thnen sagen, wir arbeiten
an dem Thema, wir haben ein grofes Interesse aus
Tierwohl- und aus Aufenthaltsqualitdatsgriinden,
weil wir eine saubere Innenstadt haben wollen.
Aber, es ist personalintensiv, wenn man das macht,
es ist kostenintensiv. Frau Neumeyer, ich bin ge-
spannt auf Ihren Haushaltsantrag dann morgen zu
diesem Thema, denn Geld wird man brauchen, da-
mit wir das erfolgreich umsetzen kénnen. — Vielen
Dank!
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(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Silvia
Neumeyer.

Abgeordnete Silvia Neumeyer (CDU): Frau Prasi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Frau Senatorin, ich musste jetzt doch noch einmal
nach vorn kommen, weil Sie eben davon sprachen,
oder es horte sich fiir mich so an, als wiirden wir mit
unserem Antrag verlangen, dass Sie und Ihr Ress-
ort taglich in die Taubenhauser gehen.

Wir haben viele Ehrenamtliche, und wir haben ver-
schiedene Taubenvereine, davon gibt es mehrere.
Was machen die? Die gehen taglich los um die Tau-
ben zu futtern. Die konnen also auch taglich in die
Taubenschldage gehen und sind dazu auch bereit.

Ich muss noch einmal sagen: Sie sagten, dass man
sich jetzt auf die Innenstadt fokussiert und da schon
Gesprache fiihrt. Warum schafft man es nicht — wie,
wie ich vorhin gesagt habe, beim Hotel ,Motel
One"” - und trifft eine Regelung mit der BREPARK
GmbH, dass die Taubenvereine da jetzt auch schon
die Eier tauschen kénnen? Dann hatten wir wirk-
lich schon viele neue Tauben weniger. Das ver-
stehe ich nicht. Es kann doch nicht so schwer sein,
mit solchen MaBnahmen zu beginnen bis die Tau-
benschlage da sind. — Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 20/367 S seine Zustimmung

geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Datir CDU, FDP, Abgeordneter Peter Beck [BIW]),
Abgeordneter Heinrich Lohmann [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen SPD, Biundnis 90/Die Grinen, DIE
LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft lehnt den An-
trag ab.

Im Ubrigen nimmt die Stadtbiirgerschaft von dem
Bericht der stadtischen Deputation fur Klima, Um-
welt, Landwirtschaft und Tierokologie Kenntnis.

Ortsgesetz zur Anderung ortsrechtlicher Rege-
lungen im Bereich der kommunalen Abfallentsor-
gung

Mitteilung des Senats vom 23. November 2021
(Drucksache 20/622 S)

Dazu

Anderungsantrag der Fraktionen der SPD, Biind-
nis 90/Die Grunen und DIE LINKE

vom 7. Dezember 2021

(Drucksache 20/641 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Biirgermeisterin
Dr. Maike Schaefer.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Martin Michalik.

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und
Herren! Ich merke, dass der Koalition das Thema
sehr unangenehm ist. Dann mache ich einmal den
Aufschlag. Wir debattieren heute tuiber das neue
Ortsgesetz zur Anderung ortsrechtlicher Regelun-
gen im Bereich der kommunalen Abfallentsorgung.
Der Knackpunkt hier ist die Hohe dieser neuen Ge-
biihren, die darin stehen. Ich blicke einmal in die
Vergangenheit, damit wir die Zusammenhange et-
was besser einordnen konnen.

Wir schreiben das Jahr 2016. Hier hat die damalige
rot-grune Koalition den ersten Schritt in Richtung
Rekommunalisierung gemacht. Der damalige Biir-
germeister Herr Dr. Sieling sagte damals, und ich
zitiere hier aus dem ,Weser Report” vom 12. Juli
2016: ,Es ist wichtig, dass Bremen sich wieder
selbst in diesem Bereich engagiert. Dies sollte fur
Gebuhrenstabilitat sorgen, fur Tarifbindung der
Mitarbeiter und weiterhin gesicherten Service, um
perspektivisch eine volle Rekommunalisierung er-
moglichen zu konnen. "

Von Gebuhrenstabilitat konnen wir jetzt nicht
mehr reden. Der damalige Umweltsenator, Herr
Dr. Lohse, legte in dem gleichen Artikel noch ein-
mal nach und sagte, er ware davon uberzeugt, dass
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diese Losung fir Bremen einen starkeren Einfluss
in die Verwertungsketten und in das Recyclingver-
fahren bringen wiurden.

Auch unsere heutige Umweltsenatorin und Biirger-
meisterin Frau Dr. Schaefer auBerte sich im ,We-
ser-Kurier” vom 13. November 2018 wie folgt: ,Die
Tarifautonomie sei sehr wichtig. Uber die Tarife
misse man verhandeln und streiten, sagt Maike
Schaefer, umweltpolitische Sprecherin der Bremer
Grunen. Die Verhandlungen sollten weitergefuhrt
werden und gute Lohne fur Miullwerker bringen.
Trotz alledem miissen wir die Gebiihrenzahler, also
die Birgerinnen und Biirger, im Blick behalten,
sagte Schaefer. Auch eine Erh6hung von im Durch-
schnitt sechs Euro im Jahr konnte dem einen oder
anderen Haushalt wehtun. Die Grinen hatten
mehrfach darauf hingewiesen, dass die Rekommu-
nalisierung der Bremer Millabfuhr dem Bremer
Biurger nichts kosten durfe.” So der Teil im ,Weser
Kurier”.

Die CDU-Fraktion hat schon damals in weiser Vo-
raussicht darauf hingewiesen, dass genau diese
Gefahr besteht, das war auch damals der Abgeord-
nete Strohmann, der heute unser Fraktionsvorsit-
zender ist, und er hat Recht behalten.

(Beifall CDU - Unruhe SPD, Biindnis 90/Die Grii-
nen, DIE LINKE)

Es ist nach Auffassung der CDU-Fraktion richtig,
darauf hinzuwirken, dass Mill richtig getrennt
wird und auch in der Tonne landet, wo er hinge-
hort, und wir somit auch Restmiill minimieren. Wie-
derverwertbare Rohstoffe sollten natiirlich in einen
gewissen Kreislauf gefiihrt oder zurlckgefihrt
werden. Das ist gelebter Umweltschutz. Das ist
auch der Part, auf den wir als Kommune Einfluss
nehmen koénnen. Klingt auch ganz einfach, ist es in
der Praxis aber nicht. Beim ersten Lesen des neuen
Gesetzes wird auch klar, dass zum Beispiel Haus-
halte, die iiber eine 60-Liter-Restmiilltonne verfii-
gen, massiv belastet werden. Eine Entleerung der
60-Liter-Tonne hat friiher oder nach aktuellem Ge-
bihrenstand 5,32 Euro gekostet und wird mit den
neuen Gebuhren 6,99 Euro kosten.

In absoluten Zahlen, wenn man das auf das Ver-
héaltnis der Leerungen herunterbricht, ist das so,
dass nach neuem Gesetz nur noch neunmal geleert
werden soll, was vorher 13-mal der Fall war. Damit
haben wir eine effektive Preissteigerung, wenn
man die gleiche Leistung in Anspruch nimmt, von
uber 31 Prozent. Das ist nur eines der wenigen Bei-
spiele. Sie kommen auch gern mit dem Beispiel -

das ist auch eins meiner Lieblingsbeispiele — der
GroBwohnanlagen. Diese verfiigen uber 1 100-Li-
ter-Tonnen, und diese werden rechnerisch nach
neuer Gebihr um etwa 8,5 Prozent mehr belastet.

Das Problem daran ist, dass die Menschen in den
GroBwohnanlagen nicht einfach eine Tonne haben,
sie haben meistens ein Chipsystem, bei dem mitge-
zahlt wird, sie eine gewisse Freimenge fiir den Be-
trag bekommen und dann jede weitere Leerung zu-
satzlich kostet. Das grofte Problem an diesen Gro8-
wohnanlagen ist, dass die Menschen, anders als die
Leute, die Uber eine eigene Tonne verfiigen, nicht
richtig trennen koénnen, weil sie zum Beispiel keine
Biotonne haben. Das fiihrt zwangslaufig dazu, dass
wertvoller Biomill gar nicht in der Biotonne landet,
sondern im Restmill. Obendrein miissen die Leute
das auch noch zusatzlich bezahlen. Das ist in gro-
Bem MabBe ein Skandal und unsozial.

(Beifall CDU)

Sie werden an dieser Stelle auch Threr Verantwor-
tung nicht gerecht und auch nicht der Umwelt, in-
dem Sie dazu beitragen, dass Biomiill im Restmiill
landet. Das ist meiner Meinung nach in Zeiten, in
denen die Energiekosten steigen und die Inflation
in vollem Gang ist, ein vo6llig falsches Signal, das
Sie hier setzen. Die CDU-Fraktion wird diesem Ge-
setz auch in der Form nicht zustimmen. — Vielen
Dank fiir [hre Aufmerksamkeit!

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ralph Saxe.

Abgeordneter Ralph Saxe (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Das war jetzt ein sehr — —, ich wiirde sagen, ein
Blick mit Scheuklappen auf diese Erhéhung der
Abfallgebiihren. Die Anderung des Ortsgesetzes —
das werden Sie doch nicht bestreiten — und die An-
passung der Gebiihren waren geboten und not-
wendig. Wir mussten das tun. Das haben Sie nicht
erwahnt.

Wir haben acht Jahre lang Gebiihrenstabilitat ge-
habt seit 2014. In der Zwischenzeit ist eine Menge
passiert, auch in der Bremer Strafenreinigung
selbst. Das werde ich gleich noch darlegen, was wir
alles dort mehr machen und was alles an Aufgaben
noch dazugekommen ist. Die Lohne sind gestiegen,
die Energiepreise auch, die Leistungen sind ausge-
weitet worden. Und - das haben Sie auch nicht er-
wdahnt — es gibt auch Wertstofferlose fiir Altkleider
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und Altpapier, bei denen die Preise zusammenge-
sunken sind, weil auch die fehlenden Anreize fir
Recycling zu beklagen sind.

Diese Anderungen, die jetzt gemacht worden sind,
forcieren meiner Ansicht nach die Gebiihrenge-
rechtigkeit. Sie haben diejenigen mit einer 60-Li-
ter-Tonne erwahnt. Da weill ich ganz genau, dass
die meisten, jedenfalls die ich kenne, diese 13 Lee-
rungen uberhaupt nicht in Anspruch genommen
haben, sondern sehr viel weniger Leerungen ge-
macht haben. Das ist auch normal.

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das ist ja
ein tolles Argument!)

Ich habe es bei meinem Sohn zum Beispiel erlebt,
der kommt auf sechs Leerungen und hat sogar noch
welche quasi kostenlos dann nicht wahrgenom-
men, weil er trennt. Das ist der Anreiz, bei weniger
Leerungen mehr zu trennen. Der ist doch ganz
groB. Deshalb finde ich, im Sinne einer Gerechtig-
keit der Abfallgebtlihren ist das genau der richtige
Weg, was da gemacht worden ist.

Die Grundgebiihr, das haben Sie zu Recht erwahnt,
steigt um 18 Prozent. Was bedeutet das denn am
Ende in den Personenhaushalten? Das haben Sie
dargestellt, da gibt es Erhohungen, und es gibt
Leute, die nicht mehr bezahlen, die haben weniger
Leerungen, das weiB ich schon. Aber, es ist eben
meiner Ansicht nach ein Anreiz dafiir, mehr Miill-
trennung zu machen.

Was ist in der Zeit denn mehr passiert? Deswegen
finde ich die Rekommunalisierung oder die Teilre-
kommunalisierung, die wir gemacht haben, richtig.
Wir haben mehr Einfluss auf die Abfallentsorgung
gewonnen. Es sind im 6ffentlichen Bereich sehr viel
mehr Abfallbehdlter aufgestellt worden. Wer die
Situation am Osterdeich kennt, der weil}, dass da
ganz viel — —.

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU])

Das gehort mit dazu, Herr Strohmann, nattrlich ge-
hoért das mit dazu. Das haben wir auch im Verwal-
tungsrat nachgefragt, das wird Herr Michalik wis-
sen, dass wir da inzwischen sehr viel mehr machen.
An Badeseen wird nicht nur einmal am Tag geleert,
sondern es wird dreimal geleert.

Die Menge an Abfall, die angefallen ist, die ist
mehr geworden. Das muss irgendwie bezahlt wer-
den, Herr Michalik. Es sind 74,3 Prozent mehr Ab-
fallbehalter in diesem Zeitraum geleert worden.

Wir haben 20 Prozent mehr Sperrmiull. Wir haben
10,7 Prozent mehr Bioabfall. So viel zu dem Thema,
zu dem Postulat, was Sie aufgestellt haben, dass
das alles in diesen GroBwohnanlagen in der Rest-
miulltonne landet. Nein, die Bremerinnen und Bre-
mer trennen mehr Miill und brauchen deswegen
weniger Leerungen.

Die Beratung hat eindeutig zugenommen. Wir ha-
ben 50 000 Kundenkontakte mehr in der DBS. Wir
haben mehr Repair-Cafés. Die Umweltbildung ist
erhoht worden. Daher glaube ich, dass wir in die-
sem Betrieb tatsdchlich etwas erreicht haben, auch
als Mitglieder des Verwaltungsrates, um dieses Un-
ternehmen zu modernisieren. Ich will da ausdriick-
lich die Abbiegeassistenten erwdhnen. Wir haben
die neueste Generation von Miullfahrzeugen, die
bezahlen sich auch nicht von selbst. Die haben - so,
wie wir es als Bremische Biirgerschaft gefordert ha-
ben — Abbiegeassistenten.

Ich glaube, wir haben unseren Einfluss in der Bre-
mer StraBenreinigung genutzt, um tatsachlich das
System gerechter zu machen. Natirlich ist eine Er-
hoéhung jetzt kein Grund, sich dartiiber zu freuen.
Trotzdem ist es so, auch der Lebenshaltungsindex
ist um elf Prozent gestiegen, und diese 18 Prozent,
die wir da haben, sind im Rahmen dessen, was man
an Abfalllogistik bundesweit mehr bezahlt, absolut
im Rahmen. Wir zahlen bessere Lohne fiir die Mit-
arbeiter, die eine sehr schwere Arbeit machen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich finde, dieses Gesamtkonzept, das wir vorgelegt
haben, das ist sozial, das ist ausgewogen, und es
hilft dem Umweltschutz. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk.

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, es gibt
Preise und Gebthren, deren Anhebung immer eine
besondere Aufmerksamkeit findet. Das gilt beson-
ders fiir die Abfallgebiihren. Sie sind immer ein Po-
litikum. Es gibt Aufregung und es gibt manchmal
Diskussionen, die schon ein bisschen verwundern,
insbesondere, wenn sie hier im Haus gefiihrt wer-
den.

Dass man ernsthaft der Meinung ist, dass tber-
haupt eine Preiserh6hung schon irgendwie ein
Verrat ware an dem, was man versprochen hat, da
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wlrde ich doch einmal sagen, Herr Strohmann,
Herr Weiss, Herr Meyer-Heder, Herr Eckhoff: Neh-
men Sie noch Preise von 20142 Wenn ja, wirde ich
dann morgen gern doch einmal Ihre Preisliste se-
hen. Das geht doch in der Tat an den Realitaten
vorbei. Wir miissen uns doch, wenn wir schon diese
Aufmerksamkeit darauf nehmen, anschauen: Was
haben wir denn fur reale und angemessene Preis-
verhaltnisse, MaBstdabe in diesem Bereich?

Zu diesen MaBstaben gehort zunachst erst einmal
—Ralph hat darauf hingewiesen, Ralph Saxe —, dass
man natirlich den MaBstab nimmt: Wie ist es im
Bereich der Verbraucherpreisentwicklung, also
dem allgemeinen Preisniveau in diesem Bereich,
der Verbraucher trifft, und wie sieht es aus in der
Abfallwirtschaft? Wir liegen bei elf Prozent beim
allgemeinen Verbraucherpreisindex und 17 Pro-
zent in der allgemeinen Abfallwirtschaft. Das ist
erst einmal der MaBstab, den wir jetzt halten mis-
sen. Wenn wir uns anschauen: Bei einem Produkt
wie den GroBanlagen, den Grofbehaltern, bei de-
nen sich erst einmal nichts dndert, landen wir in
etwa bei diesen elf Prozent. Das heilit, das ist das
allgemeine Preisniveau, was sich da abbildet.

Dann haben wir aber auch - das hat Herr Michalik
angesprochen — Abweichungen. Er hat nur die eine
Seite genannt. Tatsachlich haben wir auf der einen
Seite tiberhaupt gar keine Preissteigerung bei Vier-
Personen-Haushalten, und wir haben auf der ande-
ren Seite 26, 27 Prozent, wenn nicht reduziert wird,
bei den Ein- und Zwei-Personenhaushalten. Eine
so groBe Spanne und man stellt sich ja die Frage:
Wie erklart sich das? Der Hintergrund, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen ist so, dass die Gesamtkalku-
lation, die Kalkulationsgrundlagen, mit denen
diese Abfallleistungen neu ausgeschrieben worden
sind und fur die ein privates Unternehmen geboten
hat, sich grundlegend gedndert haben, weil dieses
Unternehmen ganzlich andere Kalkulationsstruk-
turen aufgesetzt hat, namlich welche, bei denen sie
davon ausgeht, dass sie angemessener sind.

(Zuruf Abgeordneter Christoph Weiss [CDU])

Wenn wir jetzt auf der einen Seite ein — —. Moment.
Die sind kalkuliert worden hinsichtlich der Struk-
tur, welche Kosten verursacht werden. Wenn man
dies jetzt anwendet, man muss im Gebiihrenbe-
reich dann auch so weitergehen, dann hat dies ge-
nau diese Folge gehabt, dass die Anhebung im Be-
reich der ein und zwei Mulltonnen, ein bis zwei
Personen, hoher gewesen ist als bei den langeren.
Der Hintergrund ist schlicht und einfach — horen
Sie zu, Herr Weiss —, dass die Entsorgung einer 240-

Liter-Tonne nicht sechsmal so groB ist wie die Ent-
sorgung einer 40-Liter-Tonne, sondern dass die tat-
sachliche Kostenentwicklung sehr flach ist. Das
heit umgekehrt natirlich, dass eine 60-Liter-
Tonne genau anndhernd so teuer ist wie eine
groBe. Das muss ich im Preis abbilden.

Wenn wir jetzt im Ein- und Zwei-Personen-Haus-
halt hohere Preissteigerungen haben, woran liegt
das? Es liegt im Wesentlichen daran, dass in diesem
Bereich bislang die Kostenabbildung nicht richtig
gewesen ist, sondern diejenigen, die jetzt in der Tat
verdargert sind, dass es mehr steigert, die sind in
Wahrheit insgeheim die NutznieBer der bislang
nicht richtigen Abbildung von Kosten gewesen.
Das ist der Hintergrund in dem Bereich.

Wir miissen diesen Punkt erst einmal verstehen in
dem Bereich. Sie konnen es ja auch nachkalkulie-
ren, das konnen Sie ja machen. Sie konnen ja auch
einmal versuchen, einen Grund zu finden, wie das
da in dem Bereich ist. Wir haben in dem Bereich
diese Strukturverdanderung, und wir haben den
zweiten Punkt — darauf wiirde ich gern dann in der
zweiten Runde eingehen —, wir haben die MafBnah-
men, bei denen man kompensieren kann durch die
Anpassung in dem Bereich der Leerungen, und wir
haben den anderen Punkt, tiber den man sich auch
einmal Gedanken machen muss: Was genau sind
denn die Faktoren, die zur Kostensteigerung beige-
tragen haben? Das miussen wir uns genauer an-
schauen. Wenn wir das gemacht haben, denke ich,
dann konnen wir auch beurteilen, was angemessen
ist und was nicht. Das modchte ich mir gern fiir den
zweiten Teil vorbehalten. — Danke schon!

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als ndachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Klaus-Rainer

Rupp.

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE):
Frau Prasidentin, verehrte Anwesende! Wir disku-
tieren ein Ortsgesetz zur Kalkulation der Miillge-
bihren. Ja, die Miillgebiihren werden steigen, sie
werden steigen missen aus unterschiedlichen
Grinden.

Das vorgelegte Ortsgesetz strukturiert die Miillge-
bihren anders. Es werden Anreize geschaffen,
Restmiill zu reduzieren und Miull zu trennen,
dadurch, dass man in einem Ein-Personen-Haus-
halt nur noch neun Leerungen frei hat und nicht
mehr 13, wie vorher. Wenn man das erreicht oder,
wenn man nach wie vor 13 braucht, erhoht sich die
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Millgebuhr pro Jahr um knapp 30 Euro. Das ist
meines Erachtens keine Summe, die viele Haus-
halte so richtig in Schwierigkeiten bringt, obwohl
es auch sicherlich Haushalte gibt, die werden das
spuren. Wenn man mit neun Leerungen auskommt,
erhoht sich die Gebiihr um 1,50 Euro, also ein deut-
licher Anreiz, Miill zu trennen und Restmiill zu ver-
meiden.

Das gilt auch fiir Zwei-Personen-Haushalte, und
das gilt dann auch fur alle weiteren Modellrech-
nungen. Die Vier-Personen-Haushalte kommen so-
gar einigermalen gut dabei weg. Warum ist das so?
Arno Gottschalk hat es schon erklart. Kleine Miill-
tonnen kosten pro Kilo Restmiill mehr als groBe
Miilltonnen, weil da einfach mehr hineinpasst, und
man muss zu allen hinfahren, und man muss die
alle auf einen Lkw packen und so weiter und so
weiter. Diese Struktur, dass bei kleinen Miilltonnen
die Kosten pro Kilogramm Restmiill hoher sind,
wird in dieser Kostenstruktur, in dieser Millgebtih-
renkalkulation abgebildet.

Wir haben ganz unterschiedliche Dinge, die auch
dazu gefiihrt haben, dass es in den letzten Jahren
letztendlich teurer geworden ist und wir jetzt diese
Anpassung vornehmen miissen. Genannt worden
ist die allgemeine Preisentwicklung. Nennen kann
man aber auch die Perspektiven der Recyclingsta-
tionen. Wir wollen modernere Recyclingstationen
und wir wollen Grunstationen behalten, das hat
auch einen gewissen Einfluss auf diese Kosten. Ja,
es gibt einen Faktor, der ist vergleichsweise unmit-
telbar verbunden mit der Rekommunalisierung.
Das sind die Lohne der Beschaftigten. Das sind die
Lohne der Menschen, die unsere Miilltonnen lee-
ren, umherfahren.

Das war vorher so, dass diese Menschen ausge-
sprochen schlecht bezahlt worden sind fiir die harte
Arbeit. Jetzt werden sie deutlich besser bezahlt fir
diese Arbeit. Wenn die CDU das kritisiert und sagt,
diese Miillgebuhrenerhohung ist in dieser Frage
nicht gerechtfertigt und es hatte lieber keine Re-
kommunalisierung geben diurfen, dann bedeutet
das, dass Sie sagen, die Millwerkerinnen und
Mullwerker haben gefalligst fur Billiglohne zu ar-
beiten. Das geht mit uns nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen —
Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das ist bil-
lig! Das ist ganz, ganz billig!)

Ja, wiedersprechen Sie mir!

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das war
nie das Themal!)

Dann sagen Sie mir, der Teil der Gebuhrenerho-
hung, der auf die hoheren Lohne zuriuckzufiihren
ist, ist v6llig okay. Ich habe den Kollegen Michalik
anders verstanden. Ich habe ihn ein Stiick weit so
verstanden, dass er gesagt hat, das gibt es, die Re-
kommunalisierung ist gekommen, dann gab es die
Gebuhrenerhohung. Sie wissen doch, dass ein Teil
der Gebuhrenerh6hung notwendig ist. Wenn Sie
kritisieren, dass es Millgebihrenerhéhungen gibt,
dann kritisieren Sie auch gleichzeitig ein Stiick
weit die deutlich besseren Gehalter der Millwer-
kerinnen und Miillwerker. So habe ich es interpre-
tiert. Sie haben ja Gelegenheit, das alles geradezu-
richten und zu sagen, Sie finden nur den Teil der
Gebuhrenerhohung blod, den Teil der Gebthren-
erhohung, bei dem es darum geht, den Leuten gute
Gehalter zu bezahlen, finden Sie in Ordnung. Ha-
ben Sie jedes Recht dazu.

Ja, die Gebiihrenerh6hung ist da, und wir werden
nicht umhinkommen, dass die Menschen, die Mull
produzieren, auch fiir die Entsorgung dieses Miills,
auch fur die umweltgerechte Entsorgung dieses
Miills bezahlen missen. Ganz einfach. Das missen
sie, ob es nun ein rekommunalisierter Betrieb oder
ein privater Betrieb ist, bezahlen. Denn, was wir
nicht hinbekommen, ist, Preissteigerungen, Lohn-
steigerungen und auch Perspektiven in der Ent-
wicklung der Millentsorgung, dass wir das einfach
immer wieder aus demselben Gebtlihrensatz finan-
zieren. Das funktioniert nicht.

Deswegen ist diese Gebiuhrenerh6hung notwen-
dig. Ich finde, sie ist angemessen und sie ist auch
gut strukturiert. — Vielen Dank fir die Aufmerk-
samkeit!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus
Buhlert.

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Wir diskutieren tber die Miillgebiihrenerh6hung
und damit verbunden tber die Frage: Was ist da-
von notwendig und was ist davon nicht notwendig?
Esist, glaube ich, trivial zu sagen, dass wir Inflation
ausgleichen missen, dass wir die Preisentwicklung
am Altkleidermarkt abbilden miissen und dass wir
uns Gedanken machen missen tiber die Frage: Wie
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hat sich das eine oder andere entwickelt und mis-
sen wir Anpassungen vornehmen?

Gebtuhren missen auskommlich sein. Insofern
kann ich ja verstehen, dass die Gebiihren erhoht
werden. Die Frage ist nur: Ist die Hohe gerechtfer-
tigt, und ist das System gerecht, in dem jetzt um-
verteilt wird im Sinne von: Wer muss wie viel be-
zahlen? Letzteres muss man daran orientieren, wel-
che Nutzungsnotwendigkeiten fiir Entsorgung vor-
handen und welche Kosten damit verbunden sind.
Da gab es Ungerechtigkeit, insofern musste das ab-
gestellt werden. Da kann man unterschiedlicher
Meinung sein, ob das jetzt gelost ist oder ob es ein
anderes System gabe. Ich muss keins vorlegen, die
CDU hat keins vorgelegt. Aber trotzdem kann man
sagen, Ihres ist vielleicht nicht das Beste.

Was aber unstreitig ist — Herr Rupp, die Kritik ziehe
ich mir dann auch gern an, Sie haben sie an der
CDU gerichtet —: Ein Teil der Gebuhrenerhéhung
ist durch die Rekommunalisierung verursacht. Ja,
und das haben Sie billigend in Kauf genommen
und den Leuten erzahlt, das kostet alles nichts. Wir
haben darauf hingewiesen, dass dann andere Ta-
rife fallig werden. Sie wollten das, Sie haben mit
der Rekommunalisierung Tarifpolitik gemacht. Wir
wollten Tarifautonomie weiter in einem privaten
Betrieb. Der hatte dann selbst seine Tarife wahr-
nehmen konnen. Das hatte auch zu Miillgebiihren-
erhohungen fiihren konnen, aber vielleicht nicht zu
diesen.

Wir geben Thnen nicht die Hand dazu, dass Sie die-
sen Weg gegangen sind. Deswegen konnen wir ei-
nen Teil dieser Millgebuhrenerh6hung nicht mit-
gehen — welchen, habe ich, glaube ich, deutlich ge-
macht —, und deswegen lehnen wir sie insgesamt
ab, weil das ist die Abstimmung, die hier von uns
gefordert ist, um das auch deutlich zu machen. Wir
reichen Thnen nicht nachtraglich die Hand fir die
Rekommunalisierung. Daflir haben Sie bitte Ver-
stdndnis.

(Beifall FDP, CDU)

Was allerdings richtig ist — darauf mochte ich dann
den Rest meiner Redezeit verwenden —, ist, dass wir
mit den Miillgebiihren weiter Anreize setzen, Mill
zu vermeiden. Das haben wir getan, als wir das vor
— ich muss jetzt rechnen - etlichen Jahren in der
Ampelkoalition in Bremen eingefiihrt haben. Da ist
namlich die angemessene Leerungsfrequenz und
weiteres eingefiihrt worden, das ist etwas weniger
als 30 Jahre her, aber auch damals schon mit dem
Ansatz, Ressourceneffizienz zu erhéhen, Miill zu

reduzieren und weiterzubringen, dass die Men-
schen bewusst mit dem Mull umgehen.

Wenn ich dann hére, dass in GroBwohnanlagen
kein Biomiill gesammelt wird, dann muss ich sa-
gen, das ist falsch. Auch das muss man tiberlegen.
Ich weiB, dass es Verdreckungsprobleme und Etli-
ches an der Stelle gibt. Auch da muss man uberle-
gen, wie man das machen kann, denn eines ist klar:
Wir werden sicherlich die Millverbrennung brau-
chen, um Fernwdarme zu erzeugen, aber wir sollten
nicht unbedingt Mull produzieren, um viel Fern-
warme zu haben, sondern wir sollten weiter da-
raufsetzen, moglichst wenig Abfall zu haben, weil
das ist Ressourceneffizienz, und das muss eben
auch weiter gewdhrleistet sein.

Wir haben auch kein Problem damit, wenn das Ge-
biihrensystem dazu anreizt. Soweit meine Bemer-
kungen dazu. Mein Abstimmungsverhalten und
das meiner Fraktion habe ich erklart. Wir werden
hier ablehnen. — Herzlichen Dank!

(Beifall FDP — Zuruf Abgeordnete Sofia Leonidakis
[DIE LINKE])

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk.

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben
den Tatbestand, dass sich die Entwicklung der
Miillgebihrenanhebung im GroBen und Ganzen
im Bereich der allgemeinen Preissteigerung entwi-
ckelt. Insofern ist es sehr mutig, Herr Dr. Buhlert,
zu sagen, die Verteuerung kdme von der Rekom-
munalisierung. Welche denn?

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Ich habe
gesagt, ein Teil, Herr Gottschalk!)

Ja, ein Teil. In der Tat es geht um einen Teil.

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Bleiben
Sie korrekt!)

Ich bleibe korrekt. Der Punkt ist, dass wir trotz der
MaBnahmen, die uns wichtig waren bei der Re-
kommunalisierung, namlich faire Lohne zu bezah-
len — das haben wir durchgesetzt, da ist eine Struk-
turanhebung enthalten — und wir liegen trotzdem
nicht tiber der allgemeinen Preisentwicklung. Das
ist doch der Vorteil der Rekommunalisierung, was
wir hinbekommen haben.

(Beifall SPD)
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Der zweite Punkt ist: Wir haben im Ubergang zur
Rekommunalisierung die Gelegenheit genutzt, den
gesamten Fuhrpark zu erneuern mit dem Ergebnis,
dass wir sehr anspruchsvolle 6kologische Anforde-
rungen in dem Bereich umgesetzt haben, sodass
die Fahrzeuge in den Straen weniger CO: aussto-
Ben, weniger Abgase ausstoBen. Das ist eine Ver-
besserung, obwohl wir keine Preiserhohungen in
dem Bereich haben.

Wir haben dafur gesorgt, dass die Moglichkeiten
abgedeckt werden, dass der Sperrmiill von den An-
geboten her deutlich attraktiver geworden ist und
angenommen wird. Da haben wir eine erhebliche
Ausweitung von fast 20 Prozent. Wir haben die Bi-
omilltonnen ausweiten konnen. Das sind auch
Verbesserungen vom Volumen her, und, Herr
Dr. Buhlert, wir haben das hinbekommen, ohne die
allgemeine Preisentwicklung zu toppen. Wir haben
einen Qualitatszuwachs. Wenn man weiter schaut:
Wir werden die Recyclingstationen bringen, die auf
ein neues, ein erheblich besseres Niveau gestellt
werden, und wir haben das hinbekommen, ohne
dass wir uber die allgemeine Preisentwicklung ge-
hen.

(Beifall SPD — Prasident Frank Imhoff ibernimmt
wieder den Vorsitz.)

Wenn man dann noch weiterschaut, dann sehen
wir, dass wir auch andere Kostentreiber haben. Wir
haben das allgemeine Problem, dass immer mehr
Vermiullung im o6ffentlichen Raum ist. Wir haben
eine erhebliche Steigerung der Papierabfallkorbe,
die nicht uber die StraBenreinigung, sondern hier
uber den Abfall entsorgt werden: Steigerung
100 Prozent. Wir haben keine Preissteigerung
oberhalb des Durchschnitts.

Dann kommt noch der dritte und letzte Punkt
hinzu: ein enormer Zuwachs von illegalen Ablage-
rungen.

Ich bin einmal mitgefahren in diesem Bereich, in
dem das alles liegt. Jede dieser Ablagerungen kos-
tet 85 Euro. Die bezahlt nicht irgendwer, sondern
die gehen in diesen Kostenbereich hinein, der aus
diesem abgedeckt wird. Wir sind mittlerweile bei
weit Uber einer halben Million Euro, was in dem
Bereich auch verkraftet werden muss, und wir ha-
ben das geschafft, ohne eine allgemeine Preiserho-
hung zu toppen. Das ist, Herr Dr. Buhlert, ein Rie-
senerfolg, und ich glaube, er ware ohne die Rekom-
munalisierung nicht moglich gewesen.

(Beifall SPD, DIE LINKE - Zuruf Abgeordneter
Dr. Magnus Buhlert [FDP])

Ich denke, dass wir an diesem Bereich weiterma-
chen missen. Ich gebe Thnen recht, Herr Michalik,
wir haben eine Herausforderung in dem Bereich
der GroBanlagen. Man muss vor dem Hintergrund
vielleicht auch einmal wissen, wir sehen jetzt die
ein bis zwei Tonnen, die erheblich zugenommen
haben. Man konnte ja sagen, na ja, wir wissen,
50 Prozent unserer Haushalte sind mittlerweile
Ein-Personen-Haushalte, 25 Prozent weitere sind
Zwei-Personen-Haushalte, also sind da 75 Prozent
betroffen. So ist es aber nicht. Die Zahlen zeigen,
dass der Anschluss in diesem Bereich nur 20 Pro-
zent der Haushalte sind, erheblich weniger, als es
tatsdachlich Ein- und Zwei-Personen-Haushalte
gibt, weil die Leute auch gemeinsam solche Ton-
nen nutzen in dem Bereich.

Auch viele sind angeschlossen an den groBen Ton-
nen. Da gebe ich Thnen, das mochte ich betonen,
Herr Michalik, recht: Wir missen auch schauen,
wie wir im Bereich der grofen Anlagen vorankom-
men. Wir haben natirlich auch gewisse Erfahrun-
gen gemacht, dass gerade diese Ausdifferenzie-
rung dieser Miillfraktionen sich in diesen grofen
Anlagen durchaus nicht so einfach umsetzen lasst.
Heiko Strohmann weil das jedenfalls, und das
kann fraktionsintern vielleicht auch einmal ein
bisschen erzdahlt werden. Es ist nicht so einfach. Es
gibt keine Patentlosung.

Wir miussen weiter, und da sind wir alle aufgefor-
dert, wir miissen sehen, dass wir in diesem Bereich
Dinge hinbekommen, die auch dort moglich ma-
chen. Denn eines sehen wir doch: Dass wir jetzt
dies durchsetzen konnen, die Verringerung der
Leerung, das hat doch mit den Zielen zu tun, die
wir anstreben, dass Abfall vermieden wird, dass
Abfall besser getrennt wird. Das sind doch die Sa-
chen, die wir auch bei den grofen Anlagen unter-
bringen miussen. Da sind wir gefordert und daran,
denke ich, miissen wir arbeiten.

Ein letzter Punkt, bevor ich Schluss mache: Wir ha-
ben noch einen Anderungsantrag mit eingebracht.
Dort ist enthalten, dass wir gern auch weiterhin die
Auflistung der Recyclingstationen mit als Anlage
am Gesetz haben wollen, weil ich denke, es ist eine
Sache, gerade im Bereich Recyclingstationen, die
eine immense Bedeutung haben fir die weitere
Entwicklung des Abfall- und Sammlungssystems
hier in Bremen. Es ist eine Sache, die man nicht
ganz allein an den Verwaltungsrat der DBS, Die
Bremer Stadtreinigung,
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(Glocke)

delegieren sollte und bei der wir auch einen Ein-
fluss darauf haben. Insofern, denke ich, das Thema
ruft manchmal einen gewissen Populismus heraus.
Aber, es ist ein interessantes Thema, und ich kann
es noch einmal sagen: Ich sehe es so, dass wir mit
der Rekommunalisierung ein gutes Stick nach
vorn gekommen sind. — Danke schon!

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Prasident Frank Imhofi: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Martin Michalik.

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und
Herren, liebe Gaste! Herr Gottschalk, Herr Saxe,
ich bin ja auch Mitglied im Verwaltungsrat der Bre-
mer Stadtreinigung und auch in der Juli-Sitzung
habe ich diese Argumente vorgetragen.

Ich habe eher das Gefiihl, dass Sie einige konkrete
Anliegen, die ich auch vorgetragen habe, nicht so
richtig auf dem Schirm haben. Denn, Herr Dr. Buh-
lert hat es richtig gesagt, ich kenne es aus eigener
Erfahrung in meinem Stadtteil: Das ist ein hochsen-
sibles Thema und ich habe die gro3e Befuirchtung,
dass diese Preissteigerung auch zu einer Vermil-
lung des Stadtteils beitragen wird. Das nicht nur fur
die Vahr, sondern generell in Stadtteilen mit vielen
Groffwohnanlagen.

Dazu muss ich auch sagen: Wenn Sie die Gebiihren
erhohen wollen, aber vorher keine Alternativen
schaffen — das haben Sie ja gerade selbst gesagt, da
muss man ran — dann sollte man da zuerst herange-
hen, bevor man als letztes Mittel die Gebiihren er-
hoéht, wenn man merkt, dass es keinen Sinn macht.
Aber, andersherum ist es einfach falsch, es ist un-
fair, esist unsozial, und das geht in die falsche Rich-
tung.

(Beifall CDU)

Wenn Sie in den vergangenen Jahren gesagt ha-
ben, das fuhrt zu keinen Preissteigerungen und so
weiter, und jetzt, drei Jahre nach dem letzten Zei-
tungsartikel plotzlich die Gebiihren nicht nur mini-
mal steigen, wie diese sechs Euro, die Frau
Dr. Schaefer erwahnt hat, sondern um teilweise
fast 30 Euro, dann ist das ein Spektrum, das irgend-
wie nicht mehr vertretbar ist. Das halten wir insge-
samt fur eine ganz groe Mogelpackung.

Ich habe da noch ein Beispiel herausgesucht: So
zum Beispiel im Rahmen der Neuorganisation der
Recyclingstationen, die haben Sie ja auch erwahnt
und von erheblichem Mehrwert und mehr Service
gesprochen. Wir sprechen aber auch dartber, dass
die Recyclingstationen teilweise in den Wintermo-
naten geschlossen werden, und Gartenabfalle wer-
den dann nicht entsorgt werden konnen. Es gibt ja
den Bremer Miillsack, der kostet 5,50 Euro fur
diese Zeit, und den erhohen Sie auch auf 7,50 Euro.
Das sind auch noch einmal 36 Prozent. Das heil3t,
nicht nur, dass Sie die Alternativen kappen, son-
dern die neuen Alternativen, die hinzukommen,
werden auch noch teurer.

Ich habe die ganze Zeit dariiber nachgedacht, wie
ich Thnen das plastisch darstellen konnte, aber im
Endeffekt ist es so, als wenn Sie beim Einkaufen
immer eine 100-Gramm-Tafel Schokolade gekauft
héatten, diese Thnen aber plotzlich fiir den gleichen
Preis als 70-Gramm-Tafel verkauft wird und man
dann von einer Rezepturverbesserung spricht, was
nattirlich nicht der Fall ist.

Es sind erhebliche Preissteigerungen, die wir nicht
vertreten kénnen, und wir werden das auch insge-
samt als CDU ablehnen. — Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Priasident Frank Imhoff: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Ralph Saxe.

Abgeordneter Ralph Saxe (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Wir reden tiber Gebiihren, und Gebiihren miissen
auskommlich sein. Das ist nicht wie in der freien
Wirtschaft, sondern da kalkuliert man, und man
muss dann irgendwann, wenn man feststellt, dass
die Kalkulation nicht mehr stimmt, erhéhen. Im Ub-
rigen, was sich auch vielleicht einmal abzeichnen
wird: dass man zu viel einnimmt. Dann muss man
mit den Gebilihren wieder heruntergehen. Das
kann auch einmal passieren: Tatsdachlich hatten wir
da zumindest im Verwaltungsrat auch einen Silber-
streif am Horizont, dass plétzlich durchaus Mehr-
einnahmen erzielt worden sind.

Man muss Gebiihren anpassen, und dann miissen
Sie mir erklaren, Herr Michalik — und das haben Sie
nicht gemacht —, wo Sie denn einsparen wollen. Wir
haben nun einmal jetzt die Situation, wie sie jetzt
ist. An den Lohnen kénnen wir schwierig einspa-
ren, das wollen Sie eigentlich auch gar nicht rich-

tig.
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(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Nein!)

Was wollen Sie denn nicht? Das miissen Sie erzah-
len. Ich finde, dass alles das, was wir im Leistungs-
katalog stehen haben, sinnvoll ist. Ich finde es sinn-
voll im Sinne des Stadtbildes, dass wir so viele
Millbehalter mehr aufgestellt haben. Ich finde es
sinnvoll, dass wir im Verwaltungsrat sagen konnen:
Am Osterdeich, das klappt aber nicht. Bitte, Bremer
StraBenreinigung, macht da etwas, weil es dort ver-
miillt.

Sie konnen sagen, in der Vahr lauft es nicht und
konnen selbst Einfluss nehmen in dem Verwal-
tungsrat und sagen: Bitte, Bremer StraBenreini-
gung, das lauft hier nicht und das tun Sie ja auch.
Aber, Sie haben mir nicht erklart, was bei diesen
Gebtuihren Ihrer Meinung nach nicht angemessen
ist, was wir nicht machen sollten.

Lassen wir die illegalen Ablagerungen liegen? Sol-
len wir das machen? Das ist dreimal so viel gewor-
den, ubrigens. Das ist die tatsachliche Zahl, die wir
da haben. Naturlich muss das so schnell wie mog-
lich weggemacht werden, weil ansonsten zu den il-
legalen Ablagerungen, das wissen Sie auch alle,
noch etwas dazukommt. Da wird noch etwas dazu-
gelegt.

Deshalb, ich habe, wie gesagt, die Ahnung nicht.
Wir hatten moglicherweise bei den Recyclinghofen
noch ein bisschen einsparen konnen. Hatten. Wir
haben aber auch mitbekommen, Sie haben ja auch
viel mit Beirdaten zu tun: Das ist fiir die Beirdte in
dieser Stadt ein groBer Wert, und die Beirate sind
gewadhlte Vertreter:innen auch von der bremischen
Bevolkerung, und die haben deutlich gemacht: Die
Recyclinghofe sind fir uns ein grofer Wert, und das
finden wir auch.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Aus dem Grund hat man sich vom Ressort mit den
Beiraten zusammengesetzt, hat einen Kompromiss
gefunden, da sind manche dann in der Winterzeit,
in der wirklich nicht viel Grunschnitt anfallt, tat-
sachlich teilweise geschlossen. Fur Findorff hat
man eine Sonderlosung gefunden, die, glaube ich,
auch richtig ist.

Es ist etwas passiert, das auch fiir die umweltpoliti-
schen Ziele, die wir haben, sinnvoll ist. Wir wollen
ja so viel wie moglich recyceln, und die dezentrale
Organisation des Recyclings, wie wir sie in Bremen
mit den 16 Recyclinghofen haben, die hat sich be-

wdahrt und wird dazu fithren, dass wir mehr Recyc-
ling in dieser Stadt machen werden. Daher glaube
ich, dieser Wert und auch dieser Frieden in der
Stadt, die wir dadurch hergestellt haben, die sind
wichtig.

Die Conclusio ist jetzt noch einmal: Sie konnten uns
nicht erklaren, was wir nicht machen mussten, ich
habe es einfach nicht gehort. Das ist anhand der
tatsdachlichen Kosten, die auflaufen, serios kalku-
liert worden. Daher wird, glaube ich, das, was wir
hier auch an Umstrukturierung gemacht haben, ein
Gewinn fiir die Umwelt sein und wird auch ein Ge-
winn fur das Stadtbild sein, weil wir diese Stadt viel
besser sauber halten. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD, DIE LINKE)

Prasident Frank Imhofi: Als ndachste Rednerin hat
das Wort Birgermeisterin Dr. Maike Schaefer.

Biirgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Vielleicht fange
ich einmal so an: Es handelt sich ja nicht um eine
Komplettrekommunalisierung, sondern um eine
Teilrekommunalisierung. Und in der Tat: Wer das
damals begleitet hat, weil}, wie viele intensive De-
batten wir darum gefiihrt haben. Wenn Sie mich zi-
tieren, Herr Michalik, dann kénnen Sie auch zitie-
ren, dass ich in diesen Rekommunalisierungs- oder
Teilrekommunalisierungsdebatten immer gesagt
habe, es wird sie nicht zum Nulltarif geben, es wird
am Ende auch Geld kosten.

Aber, wir haben damals auch festgelegt, dass wir
bestimmte Kriterien anlegen an die Rekommunali-
sierung: Einmal — Ralph Saxe hat das schon gesagt
—mehr Einfluss, den hatten wir namlich vorher gar
nicht, und das haben wir oft gemerkt, aber auch
o0kologische Standards, die wir verbessern wollten.
Faire Gehalter — das hat Herr Rupp noch einmal ge-
sagt — waren uns wichtig und auch eine Gebtiihren-
stabilitdat. Jetzt muss man einmal sagen: Die letzten
Gebtihrenerh6hungen sind 2014 erfolgt. Auch an
die erinnere ich mich und auch an die Debatten, die
wir dazu hatten. Denn, wann immer man Gebiihren
erhoht, ist es nicht beliebt, und es gibt viele Diskus-
sionen, gerade bei den Miillgebiihren.

Die Gebtiihren waren seit 2014 stabil trotz deutlich
gestiegener Lebenshaltungskosten von elf Prozent
und auch deutlich gestiegener Kosten in der Abfall-
wirtschaft, namlich von 17 Prozent seitdem. Jetzt ist
das so, dass planméaBig immer bis 2021 eine Kalku-
lation bei der Gebiihr vorlag von einer Uberde-
ckung von 2,36 Millionen Euro. Aber aktuell muss
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man feststellen, liegt es eher bei 5,58 Millio-
nen Euro in dem dritten Quartal 2021. Aber ohne
eine Gebuhrenerhéhung ist Ende 2022 mit einer
Unterdeckung von finf bis sieben Millionen Euro
zu rechnen.

Was sind die Grunde dafiir? Erst einmal stellt man
fest, dass die Preise fiir Wertstoffe, zum Beispiel Pa-
pier aber auch Textilien volatil sind. Das ist ein rie-
sen Einfluss, wenn man sich die Erlgssituation an-
sieht und damit auch die Hohe der Unterdeckung.
Wir haben Ewigkeiten immer viel Geld fur Alttex-
tilien bekommen, dann ist der Markt eingebrochen.
Es gab immer viel Geld fir Altpapier. Dann ist der
Markt da eingebrochen. Es gibt viel zu viel Papier.
Die Unternehmen sind gar nicht mehr scharf da-
rauf, einem das abzunehmen. Inzwischen muss
man eher Geld dafiir zahlen, als dass man Geld be-
kommt.

Wir haben deutlich mehr Miillaufkommen, zum
Beispiel Sperrmill. Ich will auch einmal sagen, dass
die Pandemie durchaus auch Einfluss auf das Mill-
vorkommen hat. Jeder hat seinen Keller ausgerum-
pelt oder den Dachboden. Wir haben deutlich mehr
Sperrmiill durch den Lockdown als all die Jahre
vorher. Die Menschen hatten Zeit. Wir haben auch
generell mehr Hausmiull im Lockdown. Warum?
Auch hier hatten die Menschen Zeit. Sie mussten
im Homeoffice selbst kochen. Selbst bei uns, ich
kann das sagen, ist es deutlich zu spiiren gewesen,
wenn jemand immer zu Hause ist, der sonst in der
Kantine isst und dann eben die Lebensmittel her-
anschafft und nicht nur Biomill produziert, sondern
auch anderen Miill. Das geht vielen so.

Wir haben aber auch deutlich mehr in den Jahren
—es gibt den Trend zum Takeaway —, dass man Ein-
wegverpackungen — —. Da sind wir ja gerade dabei,
auf Mehrweg umzustellen, dafir zu werben. Es
gibt das Bundnis fur Mehrweg, aber wir haben im
offentlichen Raum wirklich viele Einwegverpa-
ckungen, die die Miilleimer fullen, die oft gelehrt
werden mussen. Es wurde auch schon gesagt: Wir
haben eine Vielzahl von neuen Milleimern aufge-
stellt, weil das eben ein Beitrag zu einer sauberen
Stadt ist.

Aber, wir haben auch das Problem - Arno Gott-
schalk hat es gesagt — von den illegalen Ablagerun-
gen, die massiv sind. Es gibt Hotspots, da kommt
man schon nicht mehr hinterher. Da wird abge-
raumt und am nachsten Tag ist dort wieder eine il-
legale Ablagerung oft durch weile Sprinter, oft mit
niedersachsischem Kennzeichen. Das muss man
auch einmal sagen, dass wir das hier auffangen.

Es gibt eine verdnderte Kostenstruktur und héhere
Leistungsentgelte im Rahmen der Dienstleistungs-
vertrage. Die Lohne der Mitarbeitenden der Abfall-
logistik sind angestiegen. Das finden wir fair, und
Herr Rupp hat das gesagt: Wer diese Arbeit fur uns
alle jeden Tag erledigt, der soll das nicht zu einem
Dumpingpreis machen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Wir haben die Recyclingstationen tubernommen,
meine Damen und Herren, auch das waren ja hier
lange Debatten, und wir wollen die Recyclingstati-
onen auch verbessern. Wir haben uns auch dafir
ausgesprochen, alle zu erhalten und auch dort den
Mitarbeitenden einen ordentlichen Lohn, namlich
moglichst einen TV6D, zu zahlen.

Die Mehrkosten im Bereich der Einsammlung und
Entsorgung haben sich gedndert. Auch da gibt es
allgemeine Preissteigerungen sowie steigende
Zahlen im Bereich der Bioabfall- und Papiergefale.
Die Leerungshdufigkeit hat sich erhoht, wir haben
beim Kunden- und Geblhrenmanagement eine
kontinuierliche Besetzung von unbesetzten Stellen
sowie eine Investition in eine zukunftsfahige IT-
Struktur vorgenommen.

Zu den Recyclingstationen habe ich schon etwas
gesagt. Die Auswirkungen der gednderten Kosten-
struktur durch die Ausschreibung der Leistungen
in 2017 bedeuten einmal eine degressive Kosten-
struktur, also abnehmende Entsorgungs- und Lo-
gistikkosten von groferen Behadltern. Es gibt einen
Vorteil fiir Nutzende von groBeren Behdltern im
Vergleich zu kleinen GefdaBien. In GroBwohnanla-
gen haben wir meistens GroBgefdafie, 1 100-Liter- o-
der 770-Liter-GefaBe, die da zum Einsatz kommen.
Das tragt zu einer degressiven Ausgestaltung und
zu einer sozialen Ausgewogenheit bei.

Dann will ich auch noch etwas sagen: Wir miissen
genau diesen Spagat hinbekommen, Anreize zur
Abfallvermeidung zu schaffen. Das wollen wir aus
Umweltgesichtspunkten, und deswegen wollen wir
auch eine Verringerung der Mindestleerung.
Gleichzeitig miissen wir es vermeiden, Fehlanreize
zur Nutzung illegaler Entsorgungswege zu schaf-
fen. Es niitzt auch nichts, wenn wir die Mindestlee-
rung soweit reduzieren, dass die Leute am Ende ih-
ren Mill irgendwo an den StraBenrand werfen.
Auch das kann man im Ubrigen sehen.

Ein Grund im Ubrigen, das will ich auch einmal als
Beispiel nennen, auf der A 270, warum ich beauf-
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tragt habe, dass die StraBenrandsauberung mehr-
mals stattfindet als nur einmal im Jahr: Und dann
stellt man fest, nach zwei Wochen sieht es genauso
schlimm aus wie vorher. Aber, das kostet ein Hei-
dengeld, und darum geht es: Wir wollen die Men-
schen animieren, Miull moglichst einzusparen, am
besten zu vermeiden, aber dann auch zu trennen.
Aber, wir durfen ihnen auch nicht den Anreiz ge-
ben, um Kosten zu sparen, alles auf die Stralie zu
werfen.

Nach sieben Jahren Gebtuhrenstabilitat konnte
jetzt eine ausgewogene und gerechte Gebiithrenan-
passung aufgrund einer soliden Gebiihrenbedarfs-
berechnung und -kalkulation vorgelegt werden.
Neben der Gebiithrenanpassung erfolgt die Anpas-
sung des Abfallortsgesetzes an die sich geanderten
gesetzlichen Regelungen, einmal namlich an das
Kreislaufwirtschaftsgesetz, an das Elektro- und
Elektronikgerategesetz, an das Batteriegesetz und
an das Verpackungsgesetz.

Ich will jetzt nicht noch einmal aufzahlen, was es
alles an Verbesserungen gegeben hat — das haben
viele gemacht —, sonst sagt Herr Buhlert wieder, wir
wollen das alles nur abfeiern. Aber, es ist wirklich
schon viel fir eine Verbesserung gemacht worden.
Das fangt damit an, dass wir auch aufgrund der
Pandemiebedingungen zum Beispiel anfangen,
morgens friher den Miill einzusammeln, weil das
den Betriebsablauf entzerrt, aber, es fithrt wirklich
auch zu einer deutlichen Verbesserung.

Ich will noch am Ende etwas zu dem Einwand der
CDU sagen, das Gebuhrensystem sei nicht sozial
ausgewogen, da die Bewohner:innen zum Beispiel
von den GroBwohnanlagen bestimmte Leistungen,
die tUber die Restmiillgebiihr finanziert werden,
nicht nutzen konnen. Dazu mochte ich einmal an-
merken, dass dies keine Kritik an der aktuell ge-
planten Anpassung ist, sondern ehrlicherweise an
der Gesamtgebtuhrensystematik und die besteht ja
schon seit vielen Jahren.

Aber, wir missen uns auch einmal iiberlegen, was
wir wollen. Woanders miissen Sie fir die Abfuhr
von Biomiill bezahlen. Hier in Bremen ist es um-
sonst. Woanders miissen Sie fiir den Sperrmiill be-
zahlen. Hier bekommen Sie erst einmal auch eine
Abholung umsonst. Es ist am Ende nicht so trivial,
wie man denkt, sondern es ist wirklich eine Abwa-
gung der verschiedensten Komponenten. Das
Wichtigste fur uns, hatte ich gesagt, das ist, schon
auch faire Preise zu zahlen, aber es sind auch 6ko-
logische Anreize.

Wir haben sicherlich nicht vor, jetzt standig die Ge-
biihren zu erh6hen, ich zumindest nicht, allein weil
man sich damit politisch nicht besonders beliebt
macht. Aber, wir kommen nicht darum herum, es
zu machen, auch wenn wir fiir Gebtiihrenstabilitat
einstehen, weil es eben auch Rahmenbedingungen
gibt, die wir von Bremen aus gar nicht beeinflussen
konnen. Aber, wir wollen das, was wir mit der Re-
kommunalisierung verbunden haben, namlich
O0kologische Standards, faire Bedingungen aber
auch eine moglichst groe Gebiihrenstabilitat wei-
ter erhalten. — Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Prasident Frank Imhofi: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Gemadl § 62 Absatz 7 unserer Geschaftsordnung
lasse ich zundchst {iber den Anderungsantrag ab-
stimmen.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktionen der
SPD, Biindnis 90/Die Griinen und DIE LINKE mit
der Drucksachen-Nummer 20/641 S zustimmen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen CDU, FDP, Abgeordneter Peter Beck
[BIW], Abgeordneter Heinrich Lohmann [AfD], Ab-
geordneter Frank Magnitz [AfD])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft stimmt dem
Anderungsantrag zu.

Wir kommen jetzt zum Ortsgesetz selbst: Wer das
Ortsgesetz zur Anderung ortsrechtlicher Regelun-
gen im Bereich der kommunalen Abfallentsorgung
—unter Berucksichtigung der soeben vorgenomme-
nen Anderungen — beschlieBen mochte, den bitte
ich um das Handzeichen.

(Daftr SPD, Bundnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

Ich bitte um die Gegenprobe.
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(Dagegen CDU, FDP, Abgeordneter Peter Beck
[BIW], Abgeordneter Heinrich Lohmann [AfD], Ab-
geordneter Frank Magnitz [AfD])

Stimmenthaltungen?
Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Stadt-
biirgerschaft beschlieBt das Ortsgesetz mit Ande-

rungen.

172. Ortsgesetz uiber eine Verdnderungssperre
nach dem Baugesetzbuch fiir die Grundstiicke in-
nerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans 2535 fiir ein Gebiet in Bremen-Obervieland
zwischen Kattenturmer Heerstralie, Neuenlander
Strafie und dem Flughafen Bremen

Mitteilung des Senats vom 23. November 2021
(Drucksache 20/623 S)

Die Beratung ist eroffnet.
Wortmeldungen liegen nicht vor.
Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Ortsgesetz beschlieBen mochte, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen.

(Dafiir CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE)

Ich bitte um die Gegenprobe.
Stimmenthaltungen?

(FDP, Abgeordneter Heinrich Lohmann [AfD], Ab-
geordneter Frank Magnitz [AfD])

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft beschlief3t ent-
sprechend.

Erstes Gesetz zur Anderung des Haushaltsgeset-
zes der Freien Hansestadt Bremen (Stadtge-
meinde) fiir das Haushaltsjahr 2021

Mitteilung des Senats vom 30. November 2021
(Drucksache 20/632 S)

Die Beratung ist erdffnet.

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz beschlieBen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen.

(Daftir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen CDU, FDP, Abgeordneter Heinrich Loh-
mann [AfD], Abgeordneter Frank Magnitz [AfD])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft beschlief3t ent-
sprechend.

Bericht des stiadtischen Petitionsausschusses Nr.
23

vom 3. Dezember 2021

(Drucksache 20/638 S)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art zustimmen mochte, den bitte ich jetzt um

das Handzeichen.

(Dafiir CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe.
Stimmenthaltungen?

(Abgeordneter Heinrich Lohmann [AfD], Abgeord-
neter Frank Magnitz [AfD])

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft beschlieft die
Behandlung der Petitionen entsprechend.

Viertes Ortsgesetz zur Anderung des Ortsgeset-
zes lber die Beitrage fiir die Kindergarten und
Horte der Stadtgemeinde Bremen und Vorlage
des Evaluierungsberichtes

Mitteilung des Senats vom 7. Dezember 2021
(Drucksache 20/640 S)

Die Beratung ist eroffnet.

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.
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Wer dem Ortsgesetz zustimmen mochte, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen.

(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen CDU, FDP, Abgeordneter Heinrich Loh-
mann [AfD], Abgeordneter Frank Magnitz [AfD])

Stimmenthaltungen?

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Stadt-
biirgerschaft beschliet entsprechend.

Damit sind wir am Ende der Tagesordnung ange-
kommen. Ich winsche Ihnen allen einen schonen
Abend und wir sehen uns hoffentlich gesund und
munter morgen zur Sitzung der Burgerschaft
(Landtag) wieder. Ich schlieBe die Sitzung. -
Danke!

(Schluss der Sitzung 18:26 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus
der Fragestunde der Stadtbiirgerschait vom
7. Dezember 2021

Anfrage 6: Landesmindestlohn bei der Fremd-
vergabe von Reinigungsleistungen durch Immo-
bilien Bremen

Anfrage der Abgeordneten Ingo Tebje, Sofia Le-
onidakis und Fraktion DIE LINKE

vom 16. November 2021

Wir fragen den Senat:

1. Wie viele Reinigungsauftrage vergibt Immobi-
lien Bremen und kommt dabei der Landesmin-
destlohn zur Geltung?

2. Gibt es dabei Unterschiede zwischen Objekt-
vergaben und Vertretungsauftragen?

3. Wie kontrolliert Immobilien Bremen gegebe-
nenfalls die Einhaltung des Landesmindest-
lohns?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Die Immobilien Bremen A6R vergibt
jegliche Auftrage gemdall der zum Ausschrei-
bungszeitpunkt gultigen vergaberechtlichen
Vorgaben zum anzuwendenden Mindestlohn.
Die diesbeziiglich fur Dienstleistungsauftrage,
worunter auch Reinigungsauftrage zu fassen
sind, maBgeblichen Vorgaben ergeben sich aus
den §§ 9, 11 und 12 des Bremischen Tariftreue-
und Vergabegesetzes.

Die Pflicht zur Vereinbarung des Landesmin-
destlohns folgt aus § 9 des Tariftreue- und
Vergabegesetzes. Dieser ist danach jedoch in
seiner Anwendbarkeit beschrankt auf Verfahren
ohne Binnenmarktrelevanz, sogenannte natio-
nale Verfahren, welche geringere Auftragsvolu-
men aufweisen. Die diesbeziligliche Wertgrenze
liegt bei Dienstleistungsauftragen derzeit bei
214 000 Euro netto des geschatzten Auftrags-
wertes und erhoht sich in 2022 auf 215 000 Euro.
Sofern der geschatzte Auftragswert dartber
liegt, muss verpflichtend ein EU-weites Verga-
beverfahren durchgefihrt werden.

Neben dem Landesmindestlohn finden auch der
allgemeine Bundesmindestlohn und die bundes-
weit geltenden Branchenmindesttariflohne ge-
mal § 11 Tariftreue- und Vergabegesetz in den

Reinigungsauftragen von Immobilien Bremen
(IB) Anwendung. Im Zusammenspiel dieser ver-
schiedenen Mindest- und Tariflohne ist der fur
die bei dem konkreten Auftrag eingesetzten Ar-
beitnehmer:innen gunstigste Lohn letztlich maB-
geblich.

Solange und soweit der allgemeinverbindliche
und nach Arbeitnehmerentsendegesetz gesi-
cherte Tariflohn der Gebaudereinigung die mit
der Auftragsausfiihrung befassten Arbeitneh-
mer:innen besserstellt, entfaltet der Landesmin-
destlohn keine eigenstandige Wirkung. Des
Weiteren begrenzen die vergaberechtlichen Re-
gelungen Bremens die Anwendung in der Hohe
auf den vereinbarten, das heifit, den zum Zeit-
punkt des Vertragsabschlusses jeweils giltigen
Landesmindestlohn.

Nach aktuellem Stand bestehen seitens IB 369
Beauftragungen an gewerbliche Reinigungsun-
ternehmen, davon sind circa 275 im nationalen
Verfahren durchgefihrt worden. Ein GroBteil
der 275 Auftrage ist vergeben worden, als der
Tariflohn oberhalb des Landesmindestlohns lag,
sodass der Branchenmindestlohn anzuwenden
war. Seit 2019, als der Landesmindestlohn erst-
malig hoher als der damalige Tariflohn der Ge-
baudereinigung war, sind 14 Vergaben mit dem
damaligen Landesmindestlohn von 11,13 Euro
pro Stunde vorgenommen worden. Seit Gultig-
keit des aktuell geltenden Landesmindestlohns
in Hohe von zwolf Euro pro Stunde sind vier na-
tionale Verfahren durchgefiithrt worden.

Zu Frage 2: Es gibt keine Unterschiede in der
Vergabe von Vertretungsauftragen und Objekt-
vergaben. Unterschiede ergeben sich aus-
schlieBlich durch die je nach Auftragshohe anzu-
wendenden vergaberechtlichen Bedingungen.

Zu Frage 3: Vergebene Auftrage werden der
Sonderkommission Mindestlohn fur die Kon-
trolle der Arbeitsbedingungen gemeldet. Die
Sonderkommission Mindestlohn wahlt aus den
ihr gemeldeten Auftragen Stichproben aus und
ordnet diese zur Kontrolle durch den jeweiligen
Auftraggeber an. In den letzten Jahren befanden
sich hierunter auch mehrere Reinigungsauftrage
von IB. Angeordnete Kontrollen werden durch IB
umgehend durchgefihrt. IB beauftragt dazu die
.Gesundheit Nord Dienstleistungen GmbH" mit
der Durchfiihrung der Kontrolle durch Vorlage
der Lohnabrechnungen.
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Anfrage 7: Entstehen Schiiler:innen, die sich bei
Klassenfahrten in Schullandheime fiir vegetari-
sche beziehungsweise vegane Kost entscheiden,
Mehrkosten?

Anfirage der Abgeordneten Philipp Bruck, Chris-
topher Hupe, Jan Saffe, Bjorn Fecker und Frak-
tion Biindnis 90/Die Griinen

vom 16. November 2021

Wir fragen den Senat:

1. Wie bewertet es der Senat grundsatzlich,
wenn Schiler:innen im Rahmen einer Klassen-
fahrt fur vegetarische beziehungsweise vegane
Kost mehr bezahlen missen als fur die dort re-
gular angebotenen Fleisch- beziehungsweise
Fischgerichte, und wie bewertet der Senat die
Forderung, dass vor dem Hintergrund der Klima-
krise pflanzliche Kost stets gunstiger sein sollte
als tierische?

2. Mussten Schiiler:innen, die sich in den letzten
funf Schuljahren an Schullandheimen im Rah-
men einer Klassenfahrt fiir den Verzehr von ve-
getarischer beziehungsweise veganer Kost ent-
schieden haben, mehr bezahlen als Schiler:in-
nen, die die regular angebotene Kost gewahlt
haben, wie hoch waren die Mehrkosten, und
welche Grinde wurden hierfiir benannt?

3. Wie stellt der Senat sicher, dass zukinftig
Schiiler:innen, die sich im Rahmen einer Klas-
senfahrt fiir vegetarische beziehungsweise ve-
gane Kost entscheiden, hierfir zumindest nicht
mehr idealerweise aber sogar weniger bezahlen
mussen als ihre Mitschiiler:innen, die die regular
angebotene Kost gewahlt haben?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Pflanzliche Kost und deren vermehr-
ter Verzehr werden vor allem mit Blick auf die
Gesundheit und den Genuss der Kinder und Ju-
gendlichen, aber auch vor dem Hintergrund der
Klimakrise vom Senat positiv bewertet. Die
Preisentwicklung der pflanzlichen Kost unter-
liegt wie die Preisentwicklung insgesamt einer
Vielzahl von Faktoren, auf die der Senat kaum
Einfluss austiben kann. Der Senat ist der Auffas-
sung, dass die Kosten fiir unterschiedliche Ge-
richte auf Klassenfahrten nicht differieren soll-
ten, um zu verhindern, dass Schiiler:innen aus fi-
nanziellen Griinden ein bestimmtes Essen nicht
wdhlen. Mit den ,Richtlinien tiber Schulfahrten
und Exkursionen” wird den 6ffentlichen Schulen
in der Stadtgemeinde Bremen vorgegeben, dass

die Jahrgangsstufen eins bis sechs fiir Klassen-
fahrten grundsatzlich nur die Angebote der Bre-
mer Schullandheime nutzen sollen.

Die zehn Einrichtungen der Bremer Schulland-
heime werden alle von privaten Tragervereinen
gefuhrt und stehen gemeinsam als Arbeitsge-
meinschaft Bremer Schullandheime (ArGE) in
Kooperation mit der Senatorin fur Kinder und
Bildung. Hierdurch soll den Bremer Schulklas-
sen ein vielfdltiges und zugleich vereinheitlich-
tes Angebot fur Klassenfahrten zur Verfugung
gestellt werden. Selbstverstandlich wird auf
Wunsch in allen bewirtschafteten Schullandhei-
men der ArGE auch vegetarisches und veganes
Essen, sowie auch Essen fiir Menschen mit Un-
vertraglichkeiten, Allergien und Diaten, ange-
boten. In den Selbstversorgerheimen regeln das
die Gruppen eigenverantwortlich.

Zu Frage 2: Grundsatzlich bieten alle Schulland-
heime der ArGE den Schulklassen die Unter-
kunft zu einer festgelegten Tagespauschale,
Ubernachtungspreise inklusive Verpflegung, an,
sodass eine preisliche Differenzierung zwischen
den angebotenen Essen nicht erfolgt. Nur in ei-
nem Bremer Schullandheim besteht fiir den Fall,
dass nicht alle aus der Gruppe die ganze Woche
vegetarisches Essen wahlen, die besondere Re-
gelung, dass fur einzeln angemeldete Essen ein
Aufpreis von drei Euro pro Schiiler:in pro Tag er-
hoben wird. Da hiervon nur vereinzelt Schi-
ler:innen betroffen waren, konnen zu den Mehr-
kosten keine Aussagen getatigt werden, weil der
Tragerverein dieses Schullandheims hiertiber
keine Statistik fihrt.

Zu Frage 3: Die Senatorin fur Kinder und Bil-
dung wird die ArGE auffordern, bei den Trager-
vereinen der Bremer Schullandheime sicherzu-
stellen, dass den Schiiler:innen, die sich bei Klas-
senfahrten in Schullandheime fiir vegetarische
beziehungsweise vegane Kost entscheiden,
keine Mehrkosten entstehen.

Anfirage 8: Photovoltaikanlage fiir das neue Hal-
lenbad in Horn

Anfirage der Abgeordneten Ingo Tebje, Sofia Le-
onidakis und Fraktion DIE LINKE

vom 16. November 2021

Wir fragen den Senat:
1. Warum sind beim Neubau des neuen Hallen-

bades Horn keine Photovoltaikanlagen auf dem
Dach installiert worden?
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2. Ist auf dem Dach oder auf den Parkplatzfla-
chen eine nachtragliche Installation moéglich?

3. Inwiefern setzt sich der Senat dafiir ein, dass
bei weiteren Neubauten beziehungsweise
Badsanierungen die Dach- und Parkplatzflachen
mit Photovoltaikanlagen versehen werden?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Als das Horner Bad im Jahr 2018 ab-
schliefend geplant worden ist, hat es keine ge-
setzliche Vorgabe zur Installation von Photovol-
taikanlagen auf o6ffentlichen Neubauten gege-
ben. Aufgrund der zum Planungszeitpunkt gel-
tenden Regelungen des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes ware die Investition wirtschaftlich zu-
dem nicht rentabel gewesen.

Zu Frage 2: Die Statik des Gebdaudes erlaubt es
nicht, eine Photovoltaikanlage nachzuristen.
Die Parkplatzflachen bieten aufgrund der Be-
pflanzung mit Bestandsbdaumen sowie der engen
baulichen Beschaffenheit ebenfalls kein Poten-
zial fiir eine Ausstattung mit Photovoltaikanla-
gen.

Zu Frage 3: Der Senat halt die Ausstattung von
offentlichen Neubauten mit Photovoltaikanla-
gen im Sinne des Klimaschutzes fiir dringend ge-
boten. Gemal der seit Anfang 2020 geltenden
Baustandards Bremens sind Gebdude, die ab
diesem Zeitpunkt geplant werden, regelmaBig
mit PV-Anlagen auszustatten. Zur weiteren Um-
setzung des Beschlusses der Bremischen Burger-
schaft ,Bremen und Bremerhaven zu Solar Cities
machen!” aus dem Juni 2020 wird zudem die
Eignung bestehender Gebaude fur die Errich-
tung von PV-Anlagen geprift. Eine Ausstattung
des Westbades mit Photovoltaikanlagen wird da-
her gepruft. Im Rahmen des in Planung befindli-
chen Teilneubaus und der Sanierung des Frei-
zeitbads Vegesack ist die Errichtung einer Pho-
tovoltaikanlage mit 60 Kilowatt-Peak vorgese-
hen.

PV-Anlagen uber Parkplatzflachen sind derzeit
kein Standard. Auch wenn verschattungsireie
Flachen verfiugbar sein sollten, sind solche Anla-
gen wegen der aufwandigen Aufstanderung erst
ab einer bestimmten GroBenordnung und dem
entsprechenden Eigenverbrauch wirtschaftlich
darstellbar.

Anfrage 9: Mit sicherem Gefiihl ins Theater — An-
gebot von 2G-Plus-Abenden in Bremer Kulturein-
richtungen

Anfrage der Abgeordneten Kai-Lena Wargalla,
Bjorn Fecker und Fraktion Biindnis 90/Die Grii-
nen

vom 16. November 2021

Wir fragen den Senat:

1. Wie stellt sich aktuell die Besucher:innensitu-
ation in Bremer Theatern, Konzerthausern und
weiteren Kultureinrichtungen, besonders auch
im Vergleich zu den Publikumszahlen vor der
Pandemie, dar? Bitte einzeln ausfiihren.

2. Wie beurteilt der Senat den Vorschlag, Kultur-
veranstaltungen mit 2G oder 2G-Plus, zumindest
aber wechselnd sowohl mit 2G- oder 2G-Plus,-
als auch mit 3G-Hygienekonzepten anzubieten,
um sicherere Veranstaltungen fiir die Menschen
zu ermoglichen, die dies wiinschen, und welche
Erkenntnisse hat der Senat beispielsweise aus
anderen Stadten, wie sich dies auf die Publi-
kumszahlen auswirkt?

3. Wie hoch schétzt der Senat die Quote der Un-
geimpften in der Zielgruppe dieser Kulturein-
richtungen, basierend auf soziodemografischen
Kennzahlen, ein?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Beim Theater Bremen liegen aktuell
die Besuche um rund 30 Prozent unter den
Durchschnittswerten der letzten Jahre. Auch in
anderen Hausern kann ein Bersucher:iinnen-
ruckgang von rund 25 bis 30 Prozent festgestellt
werden. Einige Theater bieten weiterhin nur re-
duzierte Platzkapazitaten an, die dann aber
weitgehend bis 80 oder gar 100 Prozent besetzt
werden konnen.

In der Glocke sind deutlich weniger Besucher:in-
nen als vor der Pandemie zu verzeichnen - und
zwar bei fast allen Veranstaltungen, sei es denen
der Glocke selbst oder im Vermietgeschaft. Die
Abonnements bei den Philharmonikern und
auch bei der Kammerphilharmonie sind bis zum
Jahresende ausgesetzt. Daher werden momen-
tan nur Einzeltickets verkauft. Der Publikumsbe-
such ist sehr zuruckhaltend. Es ist bei den Thea-
tern und Konzertveranstaltern eine insgesamt
sehr starke Verunsicherung im Publikum festzu-
stellen.
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Das Focke-Museum stellt Besucher:innenriick-
gange fest, das Ubersee-Museum weniger. Der
August und Oktober lag dort tiiber dem Durch-
schnitt der letzten Jahre, Mai und Juni unter
dem Durchschnitt und Juli sowie September im
Durchschnitt. In der Kunsthalle waren die Besu-
cherzahlen in den Ausstellungen im Sommer
2021 noch auf einem normalen Niveau. Dennoch
wurden die fiir Winter geplanten Besucherzah-
len einer Sonderausstellung nicht erreicht. Nach
den Sommerferien brachen die Zahlen dann ein.

Im Bereich der kulturellen Bildung, zum Beispiel
Volkshochschule (VHS) und Musikschule haben
die Besuchs- oder Belegungszahlen erhebliche
Einbriiche erlitten, die sich nur langsam stabili-
siert hatten und aktuell wieder riicklaufig sind.
Im Bereich der Stadtkultur- und Stadtteilkultur-
einrichtung hat es insbesondere bei den Kultur-
veranstaltungen starke Einbriiche der Besuchs-
zahlen gegeben, Schlachthof um 90 Prozent, La-
gerhaus um 60 Prozent. Bei den Gruppen und
Kursangeboten, den offenen Bereichen und
sonstigen Veranstaltungen hat es starke Rick-
gange gegeben, die sich noch nicht wieder er-
holt haben.

Aufgrund der Vielzahl der Kultureinrichtungen
kann im Rahmen der Fragestunde nur eine erste
Ubersicht gegeben werden. Eine vertiefende, ta-
bellarische Berichterstattung ist naturlich — etwa
im Rahmen der Kulturdeputation — moglich.

Zu Frage 2: Am 25. November 2021 ist die Ver-
danderung der 29. Coronarechtsverordnung in
Kraft getreten. Danach gilt in der aktuellen
Warnstufe 2 nunmehr 2G in allen Theatern, Kon-
zerthausern, Opern, Kinos und Museen und bei
allen Kulturveranstaltungen. Erkenntnisse aus
anderen Stdadten, wie sich eine 2G-Regelung
spezifisch auswirkt, liegen dem Senat nicht vor.

Zu Frage 3: Es liegen dem Senat keine soziode-
mografischen Kennzahlen hinsichtlich Besu-
chern und Besucherinnen der bestimmten Kul-
tureinrichtungen und deren Impfquoten vor.

Anfrage 10: Wann gibt es Planungssicherheit fiir
das Klinikum Links der Weser?

Anfrage der Abgeordneten Rainer Bensch,
Sandra Ahrens, Heiko Strohmann und Fraktion
der CDU

vom 23. November 2021

Wir fragen den Senat:

1. Welchen Stellenwert hat das Klinikum Links
der Weser im Rahmen der Medizinstrategie, und
welche Fachbereiche sind hierfiir von besonde-
rer Bedeutung?

2. Wann erfolgt die Investition in ein neues Bet-
tenhaus und wie ist hierfir die Finanzierung ge-
sichert?

3. Wer vertritt in welcher Funktion und mit wel-
chen Zielvorgaben das Ressort der Senatorin fir
Gesundheit am ,Runden Tisch Klinikum Links
der Weser"“?

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Der Aufsichtsrat der Gesundheit
Nord - Klinikverbund Bremen gGmbH (GeNo)
hat sich in einer Sondersitzung am 7. Mai 2021
mit den Eckpunkten des Medizinstrategischen
Konzepts der Gesundheit Nord befasst. Die
GeNo versteht sich als Klinikverbund der Maxi-
malversorgung. Fur jeden der vier Standorte des
Klinikverbundes wurde dazu ein Zielbild erstellt.
Das Zielbild des Klinikums Links der Weser wird
darin wie folgt beschrieben: Maximalversorger
fir Herz-GefdaBmedizin und Intensiv- und Not-
fallmedizin Regionaler Schwerpunktversorger
fir Allgemeine Innere Medizin und Chirurgie.

Der Controllingausschuss der Bremischen Bir-
gerschaft wurde zu seiner Sitzung am 12. Mai
2021 mit dem Bericht der Senatorin fir Gesund-
heit, Frauen und Verbraucherschutz umfassend
uber die ,Grundzige der Medizinstrategie der
Gesundheit Nord gGmbH" informiert.

Zu Frage 2: Im Rahmen der Aufsichtsratsbefas-
sung zu den Eckpunkten der Medizinstrategie
am 7. Mai 2021 wurde die Geschaftsfihrung der
GeNo beauftragt, eine aktualisierte Bauzielpla-
nung vorzulegen, die auch eine Losung fur das
Bettenhaus am Klinikum Links der Weser umfas-
sen soll. Der Aufsichtsrat der GeNo wird sich im
1. Halbjahr 2022 damit befassen.

Die Sicherung der Finanzierung kann erst nach
einer abschlieBenden Entscheidung zum weite-
ren Vorgehen vorgenommen werden. Daher be-
steht diese zum jetzigen Zeitpunkt nicht. Selbst-
verstandlich stellt die Erorterung unterschiedli-
cher Finanzierungsmoglichkeiten einen wesent-
lichen Aspekt der Abstimmungen und Uberle-
gungen dar.
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Zu Frage 3: Nach Kenntnisstand des Fachres-
sorts wurde der runde Tisch durch den Beirat
Obervieland bislang noch nicht einberufen. Die
Senatorin fir Gesundheit wird sich am runden
Tisch mit einer/einem kompetenten Vertreter:in
beteiligen. Zielvorgaben gibt es nicht. Die Bera-
tungsergebnisse des runden Tisches flieBen so-
weit als méglich und soweit mit den zukiinftigen
Anforderungen an eine Krankenhausversorgung
fur die Stadt Bremen vereinbar in die Kranken-
hausplanung ein.

Anfrage 11: Straenbahnverlegung aus der
Obernstrafie

Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit,
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU
vom 30. November 2021

Wir fragen den Senat:

1. Wann wird die im Strategiepapier ,Centrum
Bremen 2030+" hinterlegte Machbarkeitspri-
fung fir die StraBenbahnverlegung aus der
Obernstrale ausgeschrieben und in Auftrag ge-
geben?

2. Wann soll nach Auffassung des Senats das Er-
gebnis der Machbarkeitsprifung spatestens vor-
liegen?

3. Welche Kosten werden durch die Beauftra-
gung der Machbarkeitsprifung entstehen, und
inwiefern sind diese im Doppelhaushalt
2022/2023 hinterlegt?

Antwort des Senats:

Zu Fragen 1 bis 3: Der Senat hat am 19. Novem-
ber 2021 die Vertiefung des Innenstadtkonzep-
tes ,Strategie Centrum Bremen 2030+ Leben-
dige Mitte zwischen Wall und Weser" als Orien-
tierungsrahmen fiir die kiinftige Entwicklung
der Bremer Innenstadt zur Kenntnis genommen.
Kernziele dieser Vorlage, sind die Verbesserung
des Erlebens und der Aufenthaltsqualitdat in der
Innenstadt insgesamt und auch der Marti-
nistralle, die in einem entsprechenden Planungs-
prozess als Stadt- und Verkehrsraum dauerhaft
umgestaltet werden soll. Bei der Vorbereitung
der Beauftragung der vorgesehenen Machbar-
keitsuntersuchung sollten die Verkehrsversuche
MartinistraBe berucksichtigt werden. Der Ver-
kehrsversuch wird seit dem 24. Juli 2021 bis zum
18. April 2022 durchgefiihrt.

Die Versuchsphasen werden mit Blick auf die
Ziele der Fortschreibung des Verkehrsentwick-
lungsplans und der ,Strategie Centrum Bremen
2030+" evaluiert. Die Bearbeitung einer Mach-
barkeitsuntersuchung kann daher zurzeit noch
nicht abschlieBend terminiert werden, daher
konnen die weiteren Fragen nicht beantwortet
werden.

Die aktuellen Personalressourcen im Bereich
Straenbahnnetzausbau werden neben den Pro-
jekten Linie 1 und 8 nach Huchting, Stuhr und
Weyhe, Querverbindung Ost, StraBenbahn in
die Uberseestadt in die Vorbereitung einer
Machbarkeitsuntersuchung fur die Verlange-
rung der StraBenbahn von Sebaldsbriick nach
Osterholz eingesetzt. Die reinen externen Kos-
ten einer Machbarkeitsstudie werden zurzeit mit
circa 770 000 Euro angenommen.
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Konsensliste

Von der Stadtburgerschaft in der 31. Sitzung nach interfraktioneller Absprache beschlossene Tagesord-
nungspunkte ohne Debatte.

Nr. |Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 109
(mit Vorhaben- und Erschliefungsplan) fiir
den Neubau einer Einrichtung fiir Menschen
mit Beeintrachtigungen zwischen Heri-
wardstraBe Nr. 15 (riickwartig), Richthofen- Die Stadtburgerschaft beschlieBt den Vorhaben-
strafe, An Rauchs Gut und Chaukenhiigel in | bezogenen Bebauungsplan 109.

Bremen Burglesum
(Bearbeitungsstand: 04.08.2021)
Mitteilung des Senats vom 23.11.2021
(Drucksache 20/624 S)

13.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 110
(mit Vorhaben- und Erschliefungsplan) fiir
die Errichtung von Wohngebdauden zwischen
der StraBle Fahrer Flur, der Bundesautobahn
A270, der Martin-Ecks-Strafie und dem Die Stadtburgerschaft beschlieBt den Vorhaben-
Grundstiick Fahrer Flur Nr. 43 in Bremen- bezogenen Bebauungsplan 110.

Vegesack

(Bearbeitungsstand: 27.07.2021)
Mitteilung des Senats vom 23.11.2021
(Drucksache 20/625 S)

14.

Erstes Ortsgesetz zur Anderung der Kosten-
ordnung fiir die Feuerwehr der Stadtge-

18. | meinde Bremen Die Stadtbiirgerschaft beschlie3t das Ortsgesetz.
Mitteilung des Senats vom 30.11.2021
(Drucksache 20/633 S)

Frank Imhoff
Prasident der Bremischen Birgerschaft
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	Fragestunde
	Anfrage 1: Inklusive Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit einer Diagnose im Autismus-Spektrum  Anfrage der Abgeordneten Christopher Hupe, Dr. Solveig Eschen, Björn Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  vom 10. November 2021
	Anfrage 2: Bismarck und Kolonialismus Anfrage der Abgeordneten Ralph Saxe, Kai-Lena Wargalla, Björn Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 10. November 2021
	Anfrage 3: Wie stellt sich die Verkehrsentwicklung in Oslebshausen dar?  Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU  vom 12. November 2021
	Anfrage 4: Wann wird der Kleingartenentwicklungsplan 2025 vorgelegt?  Anfrage der Abgeordneten Martin Michalik, Silvia Neumeyer, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU  vom 16. November 2021
	Anfrage 5: Alkoholkonsumverbot am Bremer Hauptbahnhof?  Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU  vom 16. November 2021

	Aktuelle Stunde
	Die schwarzen Kassen der Bildungsbehörde – Nachlässigkeit oder System?
	Wirtschaftliche Sanierung des öffentlichen Klinikverbunds Gesundheit Nord gGmbH (GeNo) – Forderung nach Vorlage einer Personalstrategie  Antrag der Fraktion der CDU  vom 28. September 2021  (Drucksache 20/508 S)
	Taubenpopulation durch die zügige Errichtung öffentlicher Taubenschläge kontrollieren und reduzieren!  Antrag der Fraktion der CDU  vom 8. Dezember 2021  (Drucksache 20/367 S)
	Taubenpopulation durch die zügige Errichtung öffentlicher Taubenschläge kontrollieren und reduzieren!  Bericht und Antrag der städtischen Deputation für Klima, Umwelt, Landwirtschaft und Tierökologie  vom 16. September 2021  (Drucksache 20/502 S)
	Ortsgesetz zur Änderung ortsrechtlicher Regelungen im Bereich der kommunalen Abfallentsorgung  Mitteilung des Senats vom 23. November 2021  (Drucksache 20/622 S)
	Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE LINKE  vom 7. Dezember 2021  (Drucksache 20/641 S)
	172. Ortsgesetz über eine Veränderungssperre nach dem Baugesetzbuch für die Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 2535 für ein Gebiet in Bremen-Obervieland zwischen Kattenturmer Heerstraße, Neuenlander Straße und dem Flughafen ...
	Erstes Gesetz zur Änderung des Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) für das Haushaltsjahr 2021  Mitteilung des Senats vom 30. November 2021  (Drucksache 20/632 S)
	Bericht des städtischen Petitionsausschusses Nr. 23  vom 3. Dezember 2021  (Drucksache 20/638 S)
	Viertes Ortsgesetz zur Änderung des Ortsgesetzes über die Beiträge für die Kindergärten und Horte der Stadtgemeinde Bremen und Vorlage des Evaluierungsberichtes  Mitteilung des Senats vom 7. Dezember 2021  (Drucksache 20/640 S)
	Anhang zum Plenarprotokoll
	Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus der Fragestunde der Stadtbürgerschaft vom 7. Dezember 2021
	Anfrage 6: Landesmindestlohn bei der Fremdvergabe von Reinigungsleistungen durch Immobilien Bremen  Anfrage der Abgeordneten Ingo Tebje, Sofia Leonidakis und Fraktion DIE LINKE  vom 16. November 2021
	Anfrage 7: Entstehen Schüler:innen, die sich bei Klassenfahrten in Schullandheime für vegetarische beziehungsweise vegane Kost entscheiden, Mehrkosten?  Anfrage der Abgeordneten Philipp Bruck, Christopher Hupe, Jan Saffe, Björn Fecker und Fraktion Bün...
	Anfrage 8: Photovoltaikanlage für das neue Hallenbad in Horn  Anfrage der Abgeordneten Ingo Tebje, Sofia Leonidakis und Fraktion DIE LINKE  vom 16. November 2021
	Anfrage 9: Mit sicherem Gefühl ins Theater – Angebot von 2G-Plus-Abenden in Bremer Kultureinrichtungen  Anfrage der Abgeordneten Kai-Lena Wargalla, Björn Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  vom 16. November 2021
	Anfrage 10: Wann gibt es Planungssicherheit für das Klinikum Links der Weser?  Anfrage der Abgeordneten Rainer Bensch, Sandra Ahrens, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU  vom 23. November 2021
	Anfrage 11: Straßenbahnverlegung aus der Obernstraße  Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU  vom 30. November 2021

	Konsensliste


